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Personenbeförderungsgesetz	(PBefG)	
	
vom	21.	März	1961	(BGBl.	I	S.	241)	
	

I.	Allgemeine	Vorschriften	
	
§	1	Sachlicher	Geltungsbereich	
(1)	Den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	unterliegt	die	entgeltliche	oder	geschäftsmäßige	Beförde-

rung	von	Personen	mit	Straßenbahnen,	mit	Oberleitungsomnibussen	(Obussen)	und	mit	Kraftfahr-
zeugen.	Als	Entgelt	 sind	auch	wirtschaftliche	Vorteile	anzusehen,	die	mittelbar	 für	die	Wirtschaft-
lichkeit	einer	auf	diese	Weise	geförderten	Erwerbstätigkeit	erstrebt	werden.	
(2)	Diesem	Gesetz	unterliegen	nicht	Beförderungen	
1.		mit	Personenkraftwagen,	wenn	diese	unentgeltlich	sind	oder	das	Gesamtentgelt	die	Betriebs-
kosten	der	Fahrt	nicht	übersteigt;	

2.		mir	Krankenkraftwagen,	wenn	damit	kranke,	verletzte	oder	sonstige	hilfsbedürftige	Personen	
befördert	werden,	 die	während	 der	 Fahrt	 einer	medizinisch	 fachlichen	 Betreuung	 oder	 der	
besonderen	Einrichtung	des	Krankenkraftwagens	bedürfen	oder	bei	denen	solches	auf	Grund	
ihres	Zustandes	zu	erwarten	ist.	

Satz	1	Nummer	1	gilt	auch,	wenn	die	Beförderungen	geschäftsmäßig	sind.1	
	
§	2	Genehmigungspflicht	
(1)	Wer	im	Sinne	des	§	1	Abs.	1	
1.		mit	Straßenbahnen,	
2.		mit	Obussen,	
3.		mit	Kraftfahrzeugen	im	Linienverkehr	(§§	42	und	43)	oder	
4.		mit	Kraftfahrzeugen	im	Gelegenheitsverkehr	(§	46)	

Personen	 befördert,	muß	 im	Besitz	 einer	 Genehmigung	 sein.	 Er	 ist	 Unternehmer	 im	 Sinne	 dieses	
Gesetzes.	

																																																								
		1		ENTSCHEIDUNG	DES	BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS	
	 In	Abs.	2	Nr.	1	ist	der	Satzteil	„und	Fahrer	und	Mitfahrer	weder	durch	öffentliche	Vermittlung	noch	durch	

Werbung	zusammengeführt	geführt	worden	sind“	nichtig.	(Beschl.	v.	7.	April	1964	–	1	BvL	12/63	–,	BGBl.	I	
S.	327)	

	 ÄNDERUNGEN	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	

lautete:	
	 	 „(2)	Diesem	Gesetz	unterliegen	nicht	

1.		 Beförderungen	 mit	 Personenkraftwagen	 (§	 4),	 wenn	 das	 Gesamtentgelt	 die	 Betriebskosten	 der	
Fahrt	nicht	übersteigt	und	Fahrer	und	Mitfahrer	weder	durch	öffentliche	Vermittlung	noch	durch	
Werbung	zusammengeführt	worden	sind,	

2.		 Beförderungen	mit	Landkraftposten	der	Deutschen	Bundespost	(§	5).“	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1989	(BGBl.	I	S.	1547)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	

lautete:	
	 	 „(2)	Diesem	Gesetz	unterliegen	nicht	Beförderungen	mit	Personenkraftwagen	(§	4),	wenn	das	Gesamt-

entgelt	die	Betriebskosten	der	Fahrt	nicht	übersteigt.“	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	

Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Diesem	Gesetz	unterliegen	nicht	Beförderungen	

1.		 mit	Personenkraftwagen,	wenn	das	Gesamtentgelt	die	Betriebskosten	der	Fahrt	nicht	übersteigt;	
2.		 mir	Krankenkraftwagen,	wenn	damit	 kranke,	 verletzte	 oder	 sonstige	hilfsbedürftige	Personen	be-

fördert	werden,	die	während	der	Fahrt	einer	medizinisch	fachlichen	Betreuung	oder	der	besonde-
ren	Einrichtungen	des	Krankenkraftwagens	 bedürfen	 oder	 bei	 denen	 solches	 auf	Grund	 ihres	 Zu-
standes	zu	erwarten	ist.“	
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(2)	Der	Genehmigung	bedarf	auch	
1.		 jede	Erweiterung	oder	wesentliche	Änderung	des	Unternehmens,	
2.		die	 Übertragung	 der	 aus	 der	 Genehmigung	 erwachsenden	 Rechte	 und	 Pflichten	 (Genehmi-
gungsübertragung)	sowie	

3.		die	Übertragung	der	Betriebsführung	auf	einen	anderen.	
(3)	Abweichend	von	Absatz	2	Nr.	2	dürfen	 im	Verkehr	mit	Taxen	die	aus	der	Genehmigung	er-

wachsenden	Rechte	und	Pflichten	nur	übertragen	werden,	wenn	gleichzeitig	das	ganze	Unterneh-
men	oder	wesentliche	selbständige	und	abgrenzbare	Teile	des	Unternehmens	übertragen	werden.	
(4)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	bei	einem	Linienverkehr	nach	§	43	dieses	Gesetzes	und	bei	

Beförderungen	nach	§	1	Nr.	4	Buchstaben	d	und	i	der	Freistellungs-Verordnung	Befreiung	vom	Ver-
bot	der	Mitnahme	anderer	Fahrgäste	erteilen,	wenn	dies	im	öffentlichen	Verkehrsinteresse	geboten	
und	mit	Rücksicht	auf	bestehende	öffentliche	Verkehrseinrichtungen	wirtschaftlich	vertretbar	ist.	
(5)	Einer	Genehmigung	bedarf	es	nicht	zum	vorübergehenden	Einsatz	von	Kraftfahrzeugen	bei	

Notständen	und	Betriebsstörungen	im	Verkehr,	 insbesondere	 im	Schienen-,	Bergbahn-	oder	Obus-
verkehr.	Wenn	die	 Störungen	 länger	 als	 72	 Stunden	dauern,	 haben	die	Unternehmer	der	 von	der	
Störung	betroffenen	Betriebe	der	Genehmigungsbehörde	 (§	11)	Art,	Umfang	und	voraussichtliche	
Dauer	eines	solchen	vorübergehenden	Einsatzes	von	Kraftfahrzeugen	unverzüglich	mitzuteilen.	
(5a)	Wer	Gelegenheitsverkehre	in	der	Form	der	Ausflugsfahrt	(§	48	Abs.	1)	oder	der	Ferienziel-

Reise	(§	48	Abs.	2)	plant,	organisiert	und	anbietet,	dabei	gegenüber	den	Teilnehmern	jedoch	eindeu-
tig	zum	Ausdruck	bringt,	dass	die	Beförderungen	nicht	von	ihm	selbst,	sondern	von	einem	bestimm-
ten	 Unternehmer,	 der	 Inhaber	 einer	 Genehmigung	 nach	 diesem	 Gesetz	 ist,	 durchgeführt	werden,	
muss	selbst	nicht	im	Besitz	einer	Genehmigung	sein.	
(6)	 Anstelle	 der	 Ablehnung	 einer	 Genehmigung	 kann	 im	 Fall	 einer	 Beförderung,	 die	 nicht	 alle	

Merkmale	 einer	 Verkehrsart	 oder	 Verkehrsform	 erfüllt,	 eine	 Genehmigung	 nach	 denjenigen	 Vor-
schriften	 dieses	 Gesetzes	 erteilt	werden,	 denen	 diese	 Beförderung	 am	meisten	 entspricht,	 soweit	
öffentliche	Verkehrsinteressen	nicht	entgegenstehen.	
(7)	 Zur	 praktischen	 Erprobung	 neuer	 Verkehrsarten	 oder	 Verkehrsmittel	 kann	 die	 Genehmi-

gungsbehörde	auf	Antrag	im	Einzelfall	Abweichungen	von	Vorschriften	dieses	Gesetzes	oder	von	auf	
Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Vorschriften	für	die	Dauer	von	höchstens	vier	Jahren	genehmigen,	
soweit	öffentliche	Verkehrsinteressen	nicht	entgegenstehen.2	

																																																								
		2		ÄNDERUNGEN	
	 01.10.1983.—Artikel	1	Nr.	1	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1983	(BGBl.	 I	S.	196)	hat	Abs.	2	neu	ge-

fasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Der	Genehmigung	bedarf	ferner	jede	Erweiterung	oder	wesentliche	Änderung	des	Unternehmens,	

die	Übertragung	der	aus	der	Genehmigung	erwachsenden	Rechte	und	Pflichten	sowie	die	Übertragung	des	
Betriebs	auf	einen	anderen.“	

	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	und	4	in	Abs.	4	und	5	umnummeriert	und	Abs.	3	
eingefügt.	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	1	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	
Abs.	2	lautete:	

	 	 „(2)	Der	Genehmigung	bedarf	 auch	 jede	Erweiterung	oder	wesentliche	Änderung	des	Unternehmens.	
Der	 Genehmigung	 bedarf	 ferner	 die	 Übertragung	 der	 aus	 der	 Genehmigung	 erwachsenden	 Rechte	 und	
Pflichten	sowie	die	Übertragung	des	Betriebs	auf	einen	anderen.“	

	 Artikel	28	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Der	Genehmigung	bedarf	der	Arbeitgeber	nicht	 für	die	Beförderung	der	Arbeitnehmer	 zwischen	

Arbeitsstätten	desselben	Betriebs	zu	betrieblichen	Zwecken.“	
	 Artikel	28	Nr.	1	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	6	und	7	eingefügt.	
	 26.07.2002.—Artikel	1	Nr.	1	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	19.	 Juli	2002	(BGBl.	 I	S.	2691)	hat	 in	Abs.	3	 „Satz	2“	

durch	„Nr.	2“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5a	eingefügt.	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	1a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	S.	2598)	hat	Abs.	6	neu	ge-

fasst.	Abs.	6	lautete:	
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§	3	Unternehmer	
(1)	Die	Genehmigung	wird	dem	Unternehmer	für	einen	bestimmten	Verkehr	(§	9)	und	für	seine	

Person	(natürliche	oder	juristische	Person)	erteilt.	
(2)	Der	Unternehmer	oder	derjenige,	 auf	den	die	Betriebsführung	übertragen	worden	 ist,	muß	

den	Verkehr	im	eigenen	Namen,	unter	eigener	Verantwortung	und	für	eigene	Rechnung	betreiben.	
Die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde	kann	in	Einzelfällen	Ausnahmen	zulassen.	
(3)	 Sollen	 Straßenbahnbetriebsanlagen	 von	 einem	 anderen	 als	 dem	Unternehmer	 gebaut	wer-

den,	kann	die	Genehmigung	für	ihren	Bau	und	für	die	Linienführung	(§	9	Abs.	1	Nr.	1)	dem	anderen	
erteilt	werden;	die	für	den	Unternehmer	geltenden	Vorschriften	des	Gesetzes	und	der	auf	Grund	des	
Gesetzes	erlassenen	Rechtsverordnungen	sind	entsprechend	anzuwenden.3	
	
§	4	Straßenbahnen,	Obusse,	Kraftfahrzeuge	
(1)	Straßenbahnen	sind	Schienenbahnen,	die	
1.		den	Verkehrsraum	öffentlicher	Straßen	benutzen	und	sich	mit	ihren	baulichen	und	betriebli-
chen	Einrichtungen	sowie	in	ihrer	Betriebsweise	der	Eigenart	des	Straßenverkehrs	anpassen	
oder	

2.		einen	besonderen	Bahnkörper	haben	und	in	der	Betriebsweise	den	unter	Nummer	1	bezeich-
neten	Bahnen	gleichen	oder	ähneln	

und	ausschließlich	oder	überwiegend	der	Beförderung	von	Personen	im	Orts-	oder	Nachbarschafts-
bereich	dienen.	
(2)	Als	Straßenbahnen	gelten	auch	Bahnen,	die	als	Hoch-	und	Untergrundbahnen,	Schwebebah-

nen	 oder	 ähnliche	Bahnen	besonderer	Bauart	 angelegt	 sind	 oder	 angelegt	werden,	 ausschließlich	
oder	überwiegend	der	Beförderung	von	Personen	im	Orts-	oder	Nachbarschaftsbereich	dienen	und	
nicht	Bergbahnen	oder	Seilbahnen	sind.	
(3)	Obusse	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	elektrisch	angetriebene,	nicht	an	Schienen	gebundene	

Straßenfahrzeuge,	die	ihre	Antriebsenergie	einer	Fahrleitung	entnehmen.	
(4)	Kraftfahrzeuge	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	Straßenfahrzeuge,	die	durch	eigene	Maschinen-

kraft	bewegt	werden,	ohne	an	Schienen	oder	eine	Fahrleitung	gebunden	zu	sein,	und	zwar	sind	
1.		Personenkraftwagen	Kraftfahrzeuge,	die	nach	ihrer	Bauart	und	Ausstattung	zur	Beförderung	
von	nicht	mehr	als	neun	Personen	(einschließlich	Führer)	geeignet	und	bestimmt	sind,	

2.		Kraftomnibusse	Kraftfahrzeuge,	die	nach	 ihrer	Bauart	und	Ausstattung	zur	Beförderung	von	
mehr	als	neun	Personen	(einschließlich	Führer)	geeignet	und	bestimmt	sind,	

3.		Lastkraftwagen	Kraftfahrzeuge,	die	nach	 ihrer	Bauart	und	Einrichtung	 zur	Beförderung	von	
Gütern	bestimmt	sind.	

(5)	 Anhänger,	 die	 von	 den	 in	 Absatz	 1	 bis	 4	 genannten	 Fahrzeugen	 zur	 Personenbeförderung	
mitgeführt	werden,	sind	den	sie	bewegenden	Fahrzeugen	gleichgestellt.	
(6)	Krankenkraftwagen	im	Sinne	dieses	Gesetzes	sind	Fahrzeuge,	die	für	Krankentransport	oder	

Notfallrettung	besonders	eingerichtet	und	nach	dem	Fahrzeugschein	als	Krankenkraftwagen	aner-
kannt	sind.4	
	
§	5	Dokumente	
																																																																																																																																																																																				
	 	 „(6)	 Beförderungen,	 die	 in	 besonders	 gelagerten	 Einzelfällen	 nicht	 alle	 Merkmale	 einer	 Verkehrsart	

oder	Verkehrsform	dieses	Gesetzes	erfüllen,	können	nach	denjenigen	Vorschriften	dieses	Gesetzes	geneh-
migt	werden,	denen	diese	Beförderungen	am	meisten	entsprechen.“	

		3		ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	(BGBl.	 I	S.	1221)	hat	 in	Abs.	2	Satz	1	„der	

Betrieb“	durch	„die	Betriebsführung“	ersetzt	und	„(§	2	Abs.	2)“	nach	„ist“	gestrichen.	
		4		ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1989	(BGBl.	I	S.	1547)	hat	Abs.	6	eingefügt.	
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Genehmigungen,	 einstweilige	Erlaubnisse	und	Bescheinigungen	oder	deren	Widerruf	nach	die-
sem	Gesetz	oder	nach	einer	auf	Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Rechtsverordnung	oder	Allgemei-
nen	Verwaltungsvorschrift	 sind	 schriftlich	 zu	 erteilen.	Die	 elektronische	 Form	 ist	 ausgeschlossen.	
Abweichend	von	Satz	1	kann	in	den	auf	Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Rechtsverordnungen	und	
Allgemeinen	 Verwaltungsvorschriften	 vorgesehen	 werden,	 dass	 Genehmigungen,	 einstweilige	 Er-
laubnisse	 und	 Bescheinigungen	 auch	 in	 elektronischer	 Form	 mit	 einer	 dauerhaft	 überprüfbaren	
Signatur	nach	§	37	Abs.	4	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	erteilt	werden	können.5	
	
§	6	Umgehungsverbot	
Die	 Verpflichtungen	 des	 Unternehmers	 nach	 diesem	 Gesetz	 werden	 durch	 rechtsgeschäftliche	

oder	firmenrechtliche	Gestaltungen	oder	Scheintatbestände,	die	zur	Umgehung	der	Bestimmungen	
des	Gesetzes	geeignet	sind,	nicht	berührt.	
	
§	7	Beförderung	von	Personen	auf	Lastkraftwagen	und	auf	Anhängern	hinter	Lastkraftwagen	
und	Zugmaschinen	
(1)	 Zu	 einer	 Personenbeförderung,	 die	 nach	 diesem	 Gesetz	 genehmigungspflichtig	 ist,	 dürfen	

Lastkraftwagen	 sowie	Anhänger	 jeder	Art	 hinter	 Lastkraftwagen	 oder	 hinter	 Zugmaschinen	 nicht	
verwendet	werden.	
(2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	in	Einzelfällen	Ausnahmen	zulassen.6	

	
§	8	Förderung	der	Verkehrsbedienung	und	Ausgleich	der	Verkehrsinteressen	im	öffentlichen	
Personennahverkehr	
(1)	Öffentlicher	Personennahverkehr	im	Sinne	dieses	Gesetzes	ist	die	allgemein	zugängliche	Be-

förderung	 von	 Personen	mit	 Straßenbahnen,	 Obussen	 und	Kraftfahrzeugen	 im	 Linienverkehr,	 die	
überwiegend	dazu	bestimmt	 sind,	die	Verkehrsnachfrage	 im	Stadt-,	Vorort-	 oder	Regionalverkehr	
zu	befriedigen.	Das	 ist	 im	Zweifel	der	Fall,	wenn	in	der	Mehrzahl	der	Beförderungsfälle	eines	Ver-
kehrsmittels	 die	 gesamte	 Reiseweite	 50	 Kilometer	 oder	 die	 gesamte	 Reisezeit	 eine	 Stunde	 nicht	
übersteigt.	
(2)	Öffentlicher	Personennahverkehr	 ist	auch	der	Verkehr	mit	Taxen	oder	Mietwagen,	der	eine	

der	in	Absatz	1	genannten	Verkehrsarten	ersetzt,	ergänzt	oder	verdichtet.	
(3)	Für	die	Sicherstellung	einer	ausreichenden	Bedienung	der	Bevölkerung	mit	Verkehrsleistun-

gen	im	öffentlichen	Personennahverkehr	sind	die	von	den	Ländern	benannten	Behörden	(Aufgaben-
träger)	 zuständig.	 Der	 Aufgabenträger	 definiert	 dazu	 die	 Anforderungen	 an	 Umfang	 und	 Qualität	
des	Verkehrsangebotes,	dessen	Umweltqualität	sowie	die	Vorgaben	für	die	verkehrsmittelübergrei-
fende	 Integration	 der	 Verkehrsleistungen	 in	 der	 Regel	 in	 einem	 Nahverkehrsplan.	 Der	 Nahver-

																																																								
		5		AUFHEBUNG	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	

Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	5	Landkraftposten	
	 	 Landkraftposten	sind	Kraftwagenverbindungen	der	Deutschen	Bundespost,	die	mit	posteigenen	Kraft-

fahrzeugen	 von	 nicht	mehr	 als	 1,75	 Tonnen	Nutzlast	 betrieben	werden,	 die	 der	 Postsachenbeförderung	
über	 Land	 dienen	 und	 zusätzlich	 für	 die	 Beförderung	 von	 nicht	mehr	 als	 fünf	 Personen	 (einschließlich	
Führer)	bestimmt	sind.“	

	 QUELLE	
	 01.02.2003.—Artikel	49	des	Gesetzes	vom	21.	August	2002	(BGBl.	I	S.	3322)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
		6		ÄNDERUNGEN	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	Satz	2	in	Abs.	1	aufgehoben.	

Satz	2	lautete:	„Als	Lastkraftwagen	im	Sinne	dieser	Bestimmung	gelten	auch	Kraftfahrzeuge,	die	zur	gleich-
zeitigen	 oder	wahlweisen	Beförderung	 von	 Personen	 und	Gütern	 als	 Kombinationskraftwagen	 nach	 der	
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung	 zugelassen	 sind,	 wenn	 sie	weniger	 als	 vier	 feste	 Sitzplätze	 haben	
und	ihr	zulässiges	Gesamtgewicht	2	Tonnen	übersteigt.“	
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kehrsplan	 hat	 die	 Belange	 der	 in	 ihrer	 Mobilität	 oder	 sensorisch	 eingeschränkten	Menschen	mit	
dem	Ziel	zu	berücksichtigen,	 für	die	Nutzung	des	öffentlichen	Personennahverkehrs	bis	zum	1.	 Ja-
nuar	 2022	 eine	 vollständige	 Barrierefreiheit	 zu	 erreichen.	 Die	 in	 Satz	 3	 genannte	 Frist	 gilt	 nicht,	
sofern	 in	dem	Nahverkehrsplan	Ausnahmen	konkret	benannt	und	begründet	werden.	 Im	Nahver-
kehrsplan	werden	Aussagen	über	zeitliche	Vorgaben	und	erforderliche	Maßnahmen	getroffen.	Bei	
der	Aufstellung	des	Nahverkehrsplans	sind	die	vorhandenen	Unternehmer	frühzeitig	zu	beteiligen;	
soweit	 vorhanden	 sind	 Behindertenbeauftragte	 oder	 Behindertenbeiräte,	 Verbände	 der	 in	 ihrer	
Mobilität	oder	sensorisch	eingeschränkten	Fahrgäste	und	Fahrgastverbände	anzuhören.	 Ihre	 Inte-
ressen	sind	angemessen	und	diskriminierungsfrei	zu	berücksichtigen.	Der	Nahverkehrsplan	bildet	
den	Rahmen	für	die	Entwicklung	des	öffentlichen	Personennahverkehrs.	Die	Länder	können	weitere	
Einzelheiten	über	die	Aufstellung	und	den	Inhalt	der	Nahverkehrspläne	regeln.	
(3a)	Die	Genehmigungsbehörde	wirkt	im	Rahmen	ihrer	Befugnisse	nach	diesem	Gesetz	und	un-

ter	Beachtung	des	Interesses	an	einer	wirtschaftlichen	Verkehrsgestaltung	an	der	Erfüllung	der	dem	
Aufgabenträger	nach	Absatz	3	Satz	1	obliegenden	Aufgabe	mit.	Sie	hat	hierbei	einen	Nahverkehrs-
plan	zu	berücksichtigen,	der	unter	den	Voraussetzungen	des	Absatzes	3	Satz	6	zustande	gekommen	
ist	und	vorhandene	Verkehrsstrukturen	beachtet.	
(3b)	Für	Vereinbarungen	von	Verkehrsunternehmen	und	für	Beschlüsse	und	Empfehlungen	von	

Vereinigungen	dieser	Unternehmen	gilt	§	1	des	Gesetzes	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	nicht,	
soweit	sie	dem	Ziel	dienen,	 für	eine	Integration	der	Nahverkehrsbedienung,	 insbesondere	für	Ver-
kehrskooperationen,	 für	die	Abstimmung	oder	den	Verbund	der	Beförderungsentgelte	und	für	die	
Abstimmung	der	Fahrpläne,	zu	sorgen.	Sie	bedürfen	zu	 ihrer	Wirksamkeit	der	Anmeldung	bei	der	
Genehmigungsbehörde.	Für	Vereinigungen	von	Unternehmen,	die	Vereinbarungen,	Beschlüsse	und	
Empfehlungen	im	Sinne	von	Satz	1	treffen,	gilt	§	19	Absatz	1	in	Verbindung	mit	Absatz	2	Nummer	1	
des	Gesetzes	 gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	 entsprechend.	 Verfügungen	der	Kartellbehörde,	
die	solche	Vereinbarungen,	Beschlüsse	oder	Empfehlungen	betreffen,	ergehen	im	Benehmen	mit	der	
zuständigen	Genehmigungsbehörde.	
(4)	Verkehrsleistungen	im	öffentlichen	Personennahverkehr	sind	eigenwirtschaftlich	zu	erbrin-

gen.	 Eigenwirtschaftlich	 sind	 Verkehrsleistungen,	 deren	 Aufwand	 gedeckt	 wird	 durch	 Beförde-
rungserlöse,	 Ausgleichsleistungen	 auf	 der	 Grundlage	 von	 allgemeinen	Vorschriften	 nach	Artikel	 3	
Absatz	2	und	3	der	Verordnung	 (EG)	Nr.	1370/2007	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	
vom	23.	Oktober	2007	über	öffentliche	Personenverkehrsdienste	 auf	 Schiene	und	Straße	und	 zur	
Aufhebung	der	Verordnungen	 (EWG)	Nr.	1191/69	und	 (EWG)	Nr.	1107/70	des	Rates	 (ABl.	L	315	
vom	3.12.2007,	S.	1)	und	sonstige	Unternehmenserträge	im	handelsrechtlichen	Sinne,	soweit	diese	
keine	Ausgleichsleistungen	für	die	Erfüllung	gemeinwirtschaftlicher	Verpflichtungen	nach	Artikel	3	
Absatz	 1	 der	 Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1370/2007	 darstellen	 und	 keine	 ausschließlichen	 Rechte	 ge-
währt	werden.	Ausgleichszahlungen	 für	die	Beförderung	von	Personen	mit	Zeitfahrausweisen	des	
Ausbildungsverkehrs	 nach	 §	 45a	 sind	 aus	 dem	 Anwendungsbereich	 der	 Verordnung	 (EG)		
Nr.	1370/2007	ausgenommen.7	

																																																								
		7		ÄNDERUNGEN	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	2	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	 I	S.	348)	hat	die	Überschrift	neu	

gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Ausgleich	der	Verkehrsinteressen“.	
	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	4	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	in	Abs.	3	Nr.	2	„(§	20a)“	

durch	„(§	21	Abs.	3)“	ersetzt.	
	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	die	Vor-

schrift	neu	gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	8	Förderung	der	Verkehrsbedienung	und	Ausgleich	der	Verkehrsinteressen	
	 	 (1)	Mit	dem	Ziel	bester	Förderung	des	Verkehrs	haben	der	Bundesminister	 für	Verkehr	und	die	Lan-

desregierungen	darauf	hinzuwirken,	daß	die	 Interessen	der	verschiedenen	Verkehrsträger	 im	Personen-
verkehr	ausgeglichen	und	ihre	Leistungen	und	ihre	Entgelte	aufeinander	abgestimmt	werden.	Eine	freiwil-
lige	Zusammenarbeit	der	Verkehrsträger	ist	zu	fördern.	
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	 	 (2)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	im	Interesse	der	Verkehrsnutzer	für	die	Abstimmung	oder	den	Ver-

bund	der	Beförderungsentgelte	 und	 für	 die	Abstimmung	der	 Fahrpläne	 zwischen	den	Unternehmern	 zu	
sorgen.	

	 	 (3)	Sofern	die	öffentlichen	Verkehrsinteressen	es	erfordern,	hat	die	Genehmigungsbehörde	
1.		 für	die	Einrichtung	und	befriedigende	Bedienung,	
2.		 für	die	Erweiterung	und	Änderung	von	Verkehrsverbindungen	zu	sorgen.	Sie	hat	dabei	auf	freiwilli-

ge	Zusammenarbeit	oder	Zusammenschlüsse	der	Unternehmer	hinzuwirken	und	das	Entstehen	zu-
sammenhängender	Liniennetze	zu	 fördern.	Läßt	dies	eine	befriedigende	Verkehrsbedienung	nicht	
erwarten,	hat	die	Genehmigungsbehörde	von	Amts	wegen	zu	prüfen,	ob	eine	Verpflichtung	zur	Er-
weiterung	oder	Änderung	des	Verkehrs	(§	21	Abs.	3)	aufzuerlegen	ist.	

	 	 (4)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	bei	 ihren	Maßnahmen	auch	die	Ziele	der	Landesplanung	zu	beach-
ten.“	

	 01.01.1999.—Artikel	2	Abs.	4	des	Gesetzes	vom	26.	August	1998	(BGBl.	I	S.	2521)	hat	Abs.	3	Satz	5	bis	8	
eingefügt.	

	 01.05.2002.—Artikel	51	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	27.	April	2002	(BGBl.	 I	S.	1467)	hat	Abs.	3	Satz	3	und	4	
eingefügt.	

	 01.07.2005.—Artikel	2	Abs.	7	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	7.	Juli	2005	(BGBl.	I	S.	1954)	hat	in	Abs.	3	Satz	7	„gel-
ten	die	§§	1	und	22	Abs.	1“	durch	„gilt	§	1“	ersetzt.	

	 Artikel	2	Abs.	7	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	8	bis	10	in	Abs.	3	neu	gefasst.	Die	Sätze	8	bis	10	lau-
teten:	 „Sie	 bedürfen	 zu	 ihrer	Wirksamkeit	 der	Anmeldung	 bei	 der	Genehmigungsbehörde,	 die	 diese	An-
meldung	an	die	Kartellbehörde	weiterleitet.	§	12	Abs.	1	und	§	22	Abs.	6	des	Gesetzes	gegen	Wettbewerbs-
beschränkungen	 gelten	 entsprechend.	 Verfügungen	 der	 Kartellbehörde,	 die	 solche	 Vereinbarungen,	 Be-
schlüsse	oder	Empfehlungen	betreffen,	ergehen	 im	Benehmen	mit	der	zuständigen	Genehmigungsbehör-
de.“	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	3	und	4	durch	
Abs.	3,	3a,	4b	und	4	ersetzt.	Abs.	3	und	4	lauteten:	

	 	 „(3)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 hat	 im	 Zusammenwirken	 mit	 dem	 Aufgabenträger	 des	 öffentlichen	
Personennahverkehrs	 (Aufgabenträger)	 und	 mit	 den	 Verkehrsunternehmen	 im	 Interesse	 einer	 ausrei-
chenden	Bedienung	der	Bevölkerung	mit	Verkehrsleistungen	 im	öffentlichen	Personennahverkehr	sowie	
einer	wirtschaftlichen	Verkehrsgestaltung	 für	 eine	 Integration	der	Nahverkehrsbedienung,	 insbesondere	
für	Verkehrskooperationen,	für	die	Abstimmung	oder	den	Verbund	der	Beförderungsentgelte	und	für	die	
Abstimmung	 der	 Fahrpläne,	 zu	 sorgen.	 Sie	 hat	 dabei	 einen	 vom	Aufgabenträger	 beschlossenen	Nahver-
kehrsplan	 zu	 berücksichtigen,	 der	 vorhandene	 Verkehrsstrukturen	 beachtet,	 unter	Mitwirkung	 der	 vor-
handenen	 Unternehmer	 zustandegekommen	 ist	 und	 nicht	 zur	 Ungleichbehandlung	 von	 Unternehmern	
führt.	Der	Nahverkehrsplan	hat	die	Belange	behinderter	und	anderer	Menschen	mit	Mobilitätsbeeinträch-
tigung	mit	dem	Ziel	zu	berücksichtigen,	für	die	Nutzung	des	öffentlichen	Personennahverkehrs	eine	mög-
lichst	weitreichende	Barrierefreiheit	 zu	 erreichen;	 im	Nahverkehrsplan	werden	Aussagen	 über	 zeitliche	
Vorgaben	 und	 erforderliche	 Maßnahmen	 getroffen.	 Bei	 seiner	 Aufstellung	 sind	 Behindertenbeauftragte	
oder	Behindertenbeiräte	der	Aufgabenträger	soweit	vorhanden	anzuhören.	Dieser	Nahverkehrsplan	bildet	
den	 Rahmen	 für	 die	 Entwicklung	 des	 öffentlichen	 Personennahverkehrs.	 Die	 Aufstellung	 von	 Nahver-
kehrsplänen	sowie	die	Bestimmung	des	Aufgabenträgers	regeln	die	Länder.	Für	Vereinbarungen	von	Ver-
kehrsunternehmen	und	für	Beschlüsse	und	Empfehlungen	von	Vereinigungen	dieser	Unternehmen	gilt	§	1	
des	Gesetzes	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	nicht,	soweit	sie	den	Zielen	des	Satzes	1	dienen.	Sie	be-
dürfen	zu	 ihrer	Wirksamkeit	der	Anmeldung	bei	der	Genehmigungsbehörde.	Für	Vereinigungen	von	Un-
ternehmen,	die	Vereinbarungen,	Beschlüsse	und	Empfehlungen	im	Sinne	von	Satz	7	treffen,	gilt	§	20	Abs.	1	
des	Gesetzes	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen	entsprechend.	Verfügungen	der	Kartellbehörde,	die	sol-
che	Vereinbarungen,	Beschlüsse	oder	Empfehlungen	betreffen,	ergehen	im	Benehmen	mit	der	zuständigen	
Genehmigungsbehörde.	

	 	 (4)	 Verkehrsleistungen	 im	 öffentlichen	 Personennahverkehr	 sind	 eigenwirtschaftlich	 zu	 erbringen.	
Eigenwirtschaftlich	sind	Verkehrsleistungen,	deren	Aufwand	gedeckt	wird	durch	Beförderungserlöse,	Er-
träge	aus	gesetzlichen	Ausgleichs-	und	Erstattungsregelungen	im	Tarif-	und	Fahrplanbereich	sowie	sonsti-
ge	Unternehmenserträge	im	handelsrechtlichen	Sinne.	Soweit	eine	ausreichende	Verkehrsbedienung	nicht	
entsprechend	Satz	1	möglich	ist,	ist	die	Verordnung	(EWG)	Nr.	1191/69	des	Rates	vom	26.	Juni	1969	über	
das	Vorgehen	der	Mitgliedstaaten	bei	mit	 dem	Begriff	 des	 öffentlichen	Dienstes	 verbundenen	Verpflich-
tungen	auf	dem	Gebiet	des	Eisenbahn-,	Straßen-	und	Binnenschiffsverkehrs	(ABl.	EG	Nr.	L	156	S.	1)	in	der	
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§	8a	Vergabe	öffentlicher	Dienstleistungsaufträge	
(1)	 Soweit	 eine	 ausreichende	 Verkehrsbedienung	 für	 eine	 Gesamtleistung	 nach	 §	 8a	 Absatz	 2	

Satz	4	oder	für	eine	Teilleistung	nicht	entsprechend	§	8	Absatz	4	Satz	1	möglich	ist,	ist	die	Verord-
nung	 (EG)	 Nr.	 1370/2007	 maßgebend.	 Die	 zuständige	 Behörde	 im	 Sinne	 der	 Verordnung	 (EG)		
Nr.	1370/2007	(zuständige	Behörde)	kann	zur	Sicherstellung	einer	ausreichenden	Verkehrsbedie-
nung	 allgemeine	 Vorschriften	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 3	 Absatz	 2	 und	 3	 der	 Verordnung	 (EG)		
Nr.	1370/2007	erlassen	oder	öffentliche	Dienstleistungsaufträge	nach	Maßgabe	des	Artikels	3	Ab-
satz	1	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	erteilen.	Wer	zuständige	Behörde	ist,	richtet	sich	nach	
dem	Landesrecht;	sie	soll	grundsätzlich	mit	dem	Aufgabenträger	nach	§	8	Absatz	3	identisch	sein.	
(2)	 Sind	 öffentliche	 Dienstleistungsaufträge	 im	 Sinne	 der	 Verordnung	 (EG)	Nr.	 1370/2007	 für	

den	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	mit	Kraftfahrzeugen	zugleich	öffentliche	Aufträge	im	
Sinne	 des	 §	 103	 des	 Gesetzes	 gegen	Wettbewerbsbeschränkungen,	 gilt	 Teil	 4	 des	 Gesetzes	 gegen	
Wettbewerbsbeschränkungen.	Die	zuständige	Behörde	ist	auch	in	diesem	Fall	zur	Veröffentlichung	
nach	Artikel	7	Absatz	2	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	(Vorabbekanntmachung)	verpflichtet;	
die	Veröffentlichung	soll	nicht	 früher	als	27	Monate	vor	Betriebsbeginn	erfolgen	und	hat	den	Hin-
weis	auf	die	Antragsfrist	in	§	12	Absatz	6	zu	enthalten.	In	der	Vorabbekanntmachung	sollen	die	mit	
dem	 beabsichtigten	 Dienstleistungsauftrag	 verbundenen	 Anforderungen	 für	 Fahrplan,	 Beförde-
rungsentgelt	und	Standards	angegeben	werden.	Es	kann	angegeben	werden,	inwieweit	eine	Vergabe	
als	Gesamtleistung	beabsichtigt	 ist	(Netz,	Teilnetz,	Linienbündel,	Linie).	Die	Angaben	können	auch	
durch	Verweis	auf	bestimmte	Inhalte	des	Nahverkehrsplans	im	Sinne	des	§	8	Absatz	3	oder	durch	
Verweis	auf	andere	öffentlich	zugängliche	Dokumente	geleistet	werden.	
(3)	Die	zuständige	Behörde	ist	unter	den	in	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	genannten	Vo-

raussetzungen	befugt,	Verkehrsleistungen	im	Nahverkehr	nach	Artikel	5	Absatz	2	der	Verordnung	
(EG)	Nr.	1370/2007	selbst	zu	erbringen	oder	nach	Artikel	5	Absatz	2	und	4	der	Verordnung	(EG)		
Nr.	1370/2007	direkt	zu	vergeben.	
(4)	Bei	der	Vergabe	eines	öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	nach	Artikel	5	Absatz	3	und	4	der	

Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	für	den	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	mit	Kraftfahr-
zeugen	sind	die	Interessen	des	Mittelstandes	angemessen	zu	berücksichtigen.	Bei	der	Vergabe	eines	
öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	nach	Artikel	5	Absatz	3	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	
sind	Leistungen	in	Lose	aufgeteilt	zu	vergeben.	
(5)	Beabsichtigt	die	zuständige	Behörde,	Verkehrsleistungen	im	Nahverkehr	selbst	zu	erbringen	

oder	nach	Artikel	5	Absatz	2	oder	4	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	direkt	zu	vergeben,	so	hat	
sie	 interessierte	 Unternehmer	 auf	 Antrag	 über	 die	 Gründe	 für	 die	 beabsichtigte	 Entscheidung	 zu	
informieren.	 Der	 Antrag	 ist	 innerhalb	 einer	 Frist	 von	 sechs	Monaten	 nach	 der	 Vorabbekanntma-
chung	zu	stellen.	
(6)	Die	Unternehmen	können	 verlangen,	 dass	 die	 zuständige	Behörde	die	Bestimmungen	über	

die	Vergabe	öffentlicher	Dienstleistungsaufträge	einhält.	
(7)	 Die	 Vergabe	 eines	 öffentlichen	 Dienstleistungsauftrages	 nach	 Artikel	 5	 Absatz	 2	 bis	 5	 der	

Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	für	den	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	Kraftfahrzeu-
gen	 unterliegt	 der	 Nachprüfung	 nach	 Teil	 4	 Kapitel	 2	 des	 Gesetzes	 gegen	Wettbewerbsbeschrän-
kungen.	Die	Prüfungsmöglichkeiten	der	Aufsichtsbehörde	der	 zuständigen	Behörde	bleiben	unbe-
rührt.	
(8)	Die	zuständige	Behörde	im	Sinne	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	kann	in	dem	öffentli-

chen	Dienstleistungsauftrag	ein	ausschließliches	Recht	im	Sinne	von	Artikel	2	Buchstabe	f	der	Ver-

																																																																																																																																																																																				
jeweils	geltenden	Fassung	maßgebend.	Wer	zuständige	Stelle	im	Sinne	dieser	Verordnung	ist,	richtet	sich	
nach	Landesrecht;	 sie	 soll	 grundsätzlich	mit	 dem	Aufgabenträger	nach	Absatz	3	 identisch	 sein.	Die	Vor-
schrift	des	§	21	Abs.	3	Satz	1	bleibt	unberührt.“	

	 30.06.2013.—Artikel	5	Abs.	5	des	Gesetzes	vom	26.	Juni	2013	(BGBl.	I	S.	1738)	hat	in	Abs.	3b	Satz	3	„§	19	
Absatz	2	Nummer	1	und	§	19	Absatz	3“	durch	„Absatz	2	Nummer	1“	ersetzt.	
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ordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	gewähren.	Das	ausschließliche	Recht	darf	sich	nur	auf	den	Schutz	der	
Verkehrsleistungen	 beziehen,	 die	 Gegenstand	 des	 öffentlichen	 Dienstleistungsauftrages	 sind.	 Die	
zuständige	Behörde	bestimmt	hierbei	den	räumlichen	und	zeitlichen	Geltungsbereich	sowie	die	Art	
der	Personenverkehrsdienstleistungen,	die	unter	Ausschluss	anderer	Betreiber	 zu	erbringen	 sind.	
Dabei	dürfen	solche	Verkehre,	die	das	Fahrgastpotenzial	der	geschützten	Verkehre	nur	unerheblich	
beeinträchtigen,	nicht	ausgeschlossen	werden.8	
	
§	8b	Wettbewerbliches	Vergabeverfahren	
(1)	 Ein	 wettbewerbliches	 Vergabeverfahren	 nach	 Artikel	 5	 Absatz	 3	 der	 Verordnung	 (EG)		

Nr.	1370/2007	muss	die	Anforderungen	nach	den	Absätzen	2	bis	7	erfüllen.	
(2)	Die	Bekanntmachung	über	das	vorgesehene	wettbewerbliche	Vergabeverfahren	muss	allen	in	

Betracht	kommenden	Bietern	 zugänglich	 sein.	 Sie	kann	auf	der	 Internetseite	www.bund.de	veröf-
fentlicht	werden.	Die	Bekanntmachung	muss	alle	 für	die	Teilnahme	an	dem	Vergabeverfahren	er-
forderlichen	Informationen	enthalten,	insbesondere	Informationen	über	
1.		den	vorgesehenen	Ablauf	des	wettbewerblichen	Vergabeverfahrens,		
2.		vorzulegende	 Nachweise	 der	 Fachkunde,	 Zuverlässigkeit	 und	 Leistungsfähigkeit	 (Eignungs-
nachweis),		

3.		Anforderungen	an	die	Übermittlung	von	Unterlagen	sowie		
4.		Zuschlagskriterien	einschließlich	deren	vorgesehener	Gewichtung.	
(3)	Die	Dienstleistungen	 sind	eindeutig	und	umfassend	zu	beschreiben,	 sodass	alle	 in	Betracht	

kommenden	 Bieter	 die	 Beschreibung	 im	 gleichen	 Sinne	 verstehen	müssen	 und	miteinander	 ver-
gleichbare	 Angebote	 zu	 erwarten	 sind.	 Fristen	 sind	 unter	 Berücksichtigung	 der	 Komplexität	 der	
Dienstleistungen	angemessen	zu	setzen.	
(4)	Die	Teilnehmer	an	dem	wettbewerblichen	Vergabeverfahren	 sind	gleich	 zu	behandeln.	Der	

Zuschlag	ist	auf	das	unter	Berücksichtigung	aller	Umstände	wirtschaftlichste	Angebot	zu	erteilen.	
(5)	Werden	Unteraufträge	zugelassen,	kann	vorgegeben	werden,	dass	die	Übertragung	von	Un-

teraufträgen	nach	wettbewerblichen	Grundsätzen	vorzunehmen	ist.	
(6)	Das	Vergabeverfahren	ist	vom	Beginn	fortlaufend	zu	dokumentieren.	Alle	wesentlichen	Ent-

scheidungen	sind	zu	begründen.	
(7)	Der	Aufgabenträger	hat	die	nicht	berücksichtigten	Bieter	über	den	Namen	des	ausgewählten	

Unternehmens,	über	die	Gründe	 für	 ihre	Nichtberücksichtigung	und	über	den	 frühesten	Zeitpunkt	
der	 Beauftragung	 unverzüglich	 zu	 informieren.	 Die	 §§	 134	 und	 135	 des	 Gesetzes	 gegen	Wettbe-
werbsbeschränkungen	gelten	entsprechend.9	
	

II.	Genehmigung	
	
§	9	Umfang	der	Genehmigung	

																																																								
		8		QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 18.04.2016.—Artikel	2	Abs.	14	Nr.	1	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Februar	2016	(BGBl.	I	S.	203)	hat	in	Abs.	2	

Satz	1	„§	99“	durch	„§	103“	und	„der	Vierte	Teil“	durch	„Teil	4“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Abs.	14	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	7	Satz	1	„dem	Zweiten	und	Dritten	Abschnitt	des	

Vierten	Teils“	durch	„Teil	4	Kapitel	2“	ersetzt.	
		9		QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 18.04.2016.—Artikel	 2	 Abs.	 14	Nr.	 2	 des	 Gesetzes	 vom	 17.	 Februar	 2016	 (BGBl.	 I	 S.	 203)	 hat	 in	 Abs.	 7	

Satz	2	„§§	101a	und	101b“	durch	„§§	134	und	135“	ersetzt.	
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(1)	Die	Genehmigung	wird	erteilt	
1.		bei	einem	Verkehr	mit	Straßenbahnen	für	den	Bau,	den	Betrieb	und	die	Linienführung,	
2.		bei	einem	Verkehr	mit	Obussen	für	den	Bau,	den	Betrieb	und	die	Linienführung,	
3.		bei	einem	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	für	die	Einrichtung,	die	Linienführung	und	den	
Betrieb,	

4.		bei	einem	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	für	den	Betrieb,	
5.		bei	 einem	 Gelegenheitsverkehr	mit	 Personenkraftwagen	 für	 die	 Form	 des	 Gelegenheitsver-
kehrs	und	den	Betrieb	mit	bestimmten	Kraftfahrzeugen	unter	Angabe	ihrer	amtlichen	Kenn-
zeichen.	

(2)	Soweit	es	die	Zielsetzung	des	§	8	erfordert,	kann	in	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nr.	1	bis	3	die	
Genehmigung	für	eine	Linie	oder	für	mehrere	Linien	gebündelt	erteilt	werden.10	
	
§	10	Entscheidung	in	Zweifelsfällen	
Entstehen	Zweifel	darüber,	ob	eine	Personenbeförderung	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	un-

terliegt	oder	welcher	Verkehrsart	oder	Verkehrsform	ein	Verkehr	zugehört	oder	wer	Unternehmer	
im	Sinne	des	§	3	Abs.	1	und	2	ist,	so	entscheidet	die	für	den	Sitz	des	Unternehmens	zuständige,	von	
der	Landesregierung	bestimmte	Behörde.11	

																																																								
10		ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	Satz	2	in	Abs.	2	neu	gefasst.	

Satz	2	lautete:	„Bei	einem	Austausch	von	Kraftfahrzeugen	gleichen	oder	annähernd	gleichen	Fassungsver-
mögens	soll	die	Genehmigung	ohne	nochmaliges	Anhörverfahren	erteilt	werden.“	

	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 4	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	Nr.	 3	und	4	 in	
Abs.	1	Satz	1	neu	gefasst.	Nr.	3	und	4	lauteten:	

„3.		bei	einem	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	 für	die	Einrichtung	und	den	Betrieb	der	Linie	sowie	
für	die	Zahl,	die	Art	und	das	Fassungsvermögen	(Sitz-	und	Stehplätze)	der	auf	 ihr	einzusetzenden	
Kraftfahrzeuge	und	Anhänger,	

4.		 bei	 einem	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	 für	die	Ausübung	und	die	 Form	des	Gelegen-
heitsverkehrs	sowie	für	die	Art	und	das	Fassungsvermögen	(Sitzplätze)	der	einzelnen	Kraftfahrzeu-
ge	unter	Angabe	ihrer	amtlichen	Kennzeichen.“	

	 Artikel	28	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	1	aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„Für	jedes	einzelne	
Kraftfahrzeug	wird	die	Genehmigung	entweder	nach	Nummer	3	oder	Nummer	4	erteilt.“	

	 Artikel	28	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	und	3	aufgehoben.	Abs.	2	und	3	lauteten:	
	 	 „(2)	 Bei	 Erweiterungen	 oder	wesentlichen	 Änderungen	 (§	 2	 Abs.	 2)	 eines	 Unternehmens	 der	 in	 Ab-

satz	1	genannten	Verkehrsarten	ist	die	Genehmigung	für	die	Erweiterungen	oder	wesentlichen	Änderun-
gen	zusätzlich	erforderlich.	Bei	einem	Austausch	von	Kraftfahrzeugen	ist	die	Genehmigung	ohne	nochma-
liges	Anhörverfahren	zu	erteilen.	

	 	 (3)	In	begründeten	Fällen	können	für	den	Linienverkehr	desselben	Unternehmers	nach	Absatz	1	Nr.	3	
genehmigte	Fahrzeuge	auch	 für	den	Gelegenheitsverkehr	nach	Absatz	1	Nr.	4	genehmigt	werden,	 sofern	
dadurch	die	ordnungsmäßige	Durchführung	des	Linienverkehrs	nicht	beeinträchtigt	wird.“	

	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	 I	S.	2378)	hat	Abs.	2	
eingefügt.	

	 01.09.2007.—Artikel	2	Nr.	1	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	Nr.	4	in	Abs.	1	
durch	Nr.	4	und	5	ersetzt.	Nr.	4	lautete:	

„4.		bei	einem	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	für	die	Form	des	Gelegenheitsverkehrs	und	den	
Betrieb	mit	bestimmten	Kraftfahrzeugen	unter	Angabe	ihrer	amtlichen	Kennzeichen.“	

	 Artikel	2	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	aufgehoben.	Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	 Auf	 Grund	 einer	 Genehmigung	 zum	 Gelegenheitsverkehr	 mit	 Kraftomnibussen	 dürfen	 auch	 die	

einem	anderen	Unternehmer	des	Gelegenheitsverkehrs	genehmigten	Kraftomnibusse	verwendet	werden.“	
11		ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 5	 des	 Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	 hat	 Satz	 2	 aufgehoben.	

Satz	2	lautete:	„Die	Entscheidung	ist	zu	begründen,	mit	einer	Rechtsmittelbelehrung	zu	versehen	und	den	
Betroffenen	zuzustellen.“	
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§	11	Genehmigungsbehörden	
(1)	Die	Genehmigung	erteilt	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde.	
(2)	Zuständig	ist	
1.		bei	einem	Straßenbahn-,	Obus-	oder	einem	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	die	Genehmi-
gungsbehörde,	in	deren	Bezirk	der	Verkehr	ausschließlich	betrieben	werden	soll,	

2.		bei	einem	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	die	Genehmigungsbehörde,	 in	deren	Be-
zirk	der	Unternehmer	seinen	Sitz	oder	seine	Niederlassung	im	Sinne	des	Handelsrechts	hat.	

(3)	Soll	 ein	Straßenbahn-,	Obusverkehr	oder	ein	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	 in	den	Be-
zirken	mehrerer	Genehmigungsbehörden	desselben	Landes	betrieben	werden,	so	 ist	die	Genehmi-
gungsbehörde	zuständig,	in	deren	Bezirk	die	Linie	ihren	Ausgangspunkt	hat.	Bestehen	Zweifel	über	
die	Zuständigkeit,	so	wird	die	zuständige	Genehmigungsbehörde	von	der	von	der	Landesregierung	
bestimmten	 Behörde	 benannt.	 Die	 zuständige	 Genehmigungsbehörde	 trifft	 ihre	 Entscheidung	 im	
Einvernehmen	mit	 den	 an	 der	 Linienführung	 beteiligten	Genehmigungsbehörden;	 Genehmigungs-
behörden,	deren	Bezirke	im	Transit	durchfahren	werden,	sind	nicht	zu	beteiligen.	Kommt	ein	Ein-
vernehmen	nicht	zustande,	so	entscheidet	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde.	
(4)	 Soll	 ein	 Straßenbahn-,	 Obusverkehr	 oder	 Linienverkehr	 mit	 Kraftfahrzeugen	 in	 mehreren	

Ländern	betrieben	werden,	so	ist	Absatz	3	Satz	1	und	3	entsprechend	anzuwenden.	Bestehen	zwi-
schen	den	beteiligten	Ländern	Zweifel	über	die	Zuständigkeit	und	kommt	eine	Einigung	der	obers-
ten	 Landesverkehrsbehörden	 darüber	 nicht	 zustande,	 so	 entscheidet	 auf	 Antrag	 einer	 beteiligten	
obersten	 Landesverkehrsbehörde	 das	 Bundesministerium	 für	 Verkehr	 und	 digitale	 Infrastruktur.	
Das	gleiche	gilt,	wenn	über	die	Entscheidung	eines	Genehmigungsantrags	zwischen	den	Genehmi-
gungsbehörden	 der	 beteiligten	 Länder	 ein	 Einvernehmen	 nicht	 hergestellt	 und	 auch	 ein	 Einver-
nehmen	zwischen	den	obersten	Landesverkehrsbehörden	darüber	nicht	erzielt	werden	kann.12	
	
§	12	Antragstellung	
(1)	Der	Antrag	auf	Erteilung	der	Genehmigung	soll	enthalten	
1.		 in	allen	Fällen	
a)		Namen	sowie	Wohn-	und	Betriebssitz	des	Antragstellers,	bei	natürlichen	Personen	außer-
dem	Geburtstag	und	Geburtsort,	

b)		Angaben	darüber,	ob	der	Antragsteller	bereits	eine	Genehmigung	für	eine	Verkehrsart	be-
sitzt	oder	besessen	hat,	

c)	 eine	Darstellung	der	Maßnahmen	zur	Erreichung	der	möglichst	weitreichenden	barriere-
freien	Nutzung	des	beantragten	Verkehrs	entsprechend	den	Aussagen	im	Nahverkehrsplan	
(§	8	Abs.	3	Satz	3),	

d)	 Beginn	und	Ende	der	beantragten	Geltungsdauer,	

																																																								
12	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Nr.	3	in	Abs.	2	aufgeho-

ben.	Nr.	3	lautete:	
„3.		bei	einem	Gelegenheitsverkehr	der	Deutschen	Bundespost	oder	der	Deutschen	Bundesbahn	die	Ge-

nehmigungsbehörde,	in	deren	Bezirk	sich	der	Sitz	der	betriebsleitenden	Einsatzstelle	befindet.“	
	 01.01.1994.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	in	Abs.	3	

Satz	3	„	;	Genehmigungsbehörden,	deren	Bezirke	im	Transit	durchfahren	werden,	sind	nicht	zu	beteiligen“	
am	Ende	eingefügt.	

	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	1	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Abs.	4	Satz	2	
„der	Bundesminister	für	Verkehr“	durch	„das	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	
ersetzt.	

	 08.11.2006.—Artikel	 292	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 Oktober	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	 hat	 in	 Abs.	 4	 Satz	 2	
„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	

	 08.09.2015.—Artikel	482	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	in	Abs.	4	Satz	2	
„	,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	
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e)	 gegebenenfalls	den	Nachweis	über	einen	öffentlichen	Dienstleistungsauftrag	im	Sinne	von	
Artikel	3	Absatz	1	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007;	

2.		bei	einem	Straßenbahn-	oder	Obusverkehr	
a)		eine	Übersichtskarte,	 in	der	die	beantragte	Strecke	mit	Haltestellen	und	alle	 in	dem	Ver-
kehrsgebiet	 bereits	 vorhandenen	 Schienenbahnen,	 Obuslinien,	 Kraftfahrzeuglinien	 und	
Schiffahrtslinien,	letztere	soweit	sie	dem	Berufsverkehr	dienen,	eingezeichnet	sind,	

b)		Beförderungsentgelte	und	Fahrplan,	
c)		auf	 Verlangen	 der	 Genehmigungsbehörde	 einen	 Bauplan	 mit	 Kostenanschlag	 sowie	 Be-
schreibung	der	Anlage,	Angaben	über	die	höchste	und	tiefste	Lage	des	Fahrdrahts,	Längs-	
und	 Querschnitte	 sowie	 Pläne	 für	 notwendige	 Änderungen	 an	 öffentlichen	 Straßen,	 Be-
schreibung	der	Fahrzeuge	einschließlich	der	Schaltpläne	und	der	Betriebsweise;	

3.		bei	einem	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	
a)		eine	Übersichtskarte	in	der	unter	Nummer	2	Buchstabe	a	beschriebenen	Form,	
b)		die	Länge	der	Linie,	bei	Unterwegsbedienung	auch	der	Teilstrecken,	in	Kilometern,	
c)		Angaben	über	die	Zahl,	 die	Art	und	das	Fassungsvermögen	 (Sitz-	 und	Stehplätze)	der	 zu	
verwendenden	Fahrzeuge,	

d)		Beförderungsentgelte	und	Fahrplan;	
4.		bei	einem	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	
a)		Verkehrsform	des	Gelegenheitsverkehrs	(§	46),	
b)		Angaben	über	die	Zahl,	die	Art	und	das	Fassungsvermögen	(Sitzplätze)	der	zu	verwenden-
den	Fahrzeuge.	

Bei	einem	Personenfernverkehr	(§	42a	Satz	1)	genügt	abweichend	von	Satz	1	Nummer	3	Buchsta-
be	a	eine	Übersichtskarte,	 in	der	die	beantragte	Strecke	mit	Haltestellen	eingezeichnet	 ist	und	ab-
weichend	von	Satz	1	Nummer	3	Buchstabe	d	der	Fahrplan.	
(1a)	Um	bestimmte	Standards	des	beantragten	Verkehrs	verbindlich	zuzusichern,	kann	der	An-

tragsteller	dem	Genehmigungsantrag	weitere	Bestandteile	hinzufügen,	die	als	verbindliche	Zusiche-
rungen	zu	bezeichnen	sind.	
(2)	Dem	Antrag	sind	Unterlagen	beizufügen,	die	ein	Urteil	über	die	Zuverlässigkeit	des	Antrag-

stellers	und	die	Sicherheit	und	Leistungsfähigkeit	des	Betriebs	ermöglichen.	
(3)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	weitere	Angaben	und	Unterlagen,	insbesondere	Vorlage	ei-

nes	polizeilichen	Führungszeugnisses,	verlangen.	Sie	hat	bei	einem	Antrag	auf	Erteilung	der	Geneh-
migung	 von	 Linien-	 oder	 Gelegenheitsverkehr	mit	 Kraftfahrzeugen	 das	 Kraftfahrt-Bundesamt	 um	
Auskunft	über	den	Antragsteller	zu	ersuchen.	
(4)	Das	Genehmigungsverfahren	soll	im	Falle	des	§	3	Abs.	3	erst	dann	eingeleitet	werden,	wenn	

auch	der	Antrag	auf	Erteilung	der	Genehmigung	 für	den	Betrieb	vorliegt.	Die	Verfahren	sind	nach	
Möglichkeit	miteinander	zu	verbinden.	
(5)	 Der	 Antrag	 auf	 Erteilung	 einer	 Genehmigung	 für	 einen	 eigenwirtschaftlichen	 Verkehr	 mit	

Straßenbahnen,	 Obussen	 oder	Kraftfahrzeugen	 im	 Linienverkehr	 ist	 spätestens	 zwölf	Monate	 vor	
dem	Beginn	des	beantragten	Geltungszeitraums	zu	stellen.	Die	Genehmigungsbehörde	kann	verspä-
tete	 Anträge	 zulassen,	 wenn	 kein	 genehmigungsfähiger	 Antrag	 gestellt	 worden	 ist.	 Die	 Genehmi-
gungsbehörde	 kann	 andere	 Termine	 setzen.	 Sie	muss	 hierauf	 in	 der	 Bekanntmachung	 nach	 §	 18	
hinweisen.	Danach	 sind	Ergänzungen	und	Änderungen	von	Anträgen	nur	dann	 zulässig,	wenn	 sie	
von	der	Genehmigungsbehörde	im	öffentlichen	Verkehrsinteresse	angeregt	worden	sind.	
(6)	Beabsichtigt	die	zuständige	Behörde	die	Vergabe	eines	öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	

nach	Artikel	5	Absatz	2	bis	4	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	oder	nach	dem	Vierten	Teil	des	
Gesetzes	gegen	Wettbewerbsbeschränkungen,	 ist	der	Antrag	auf	Erteilung	einer	Genehmigung	 für	
einen	eigenwirtschaftlichen	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	Kraftfahrzeugen	im	Linien-
verkehr	spätestens	drei	Monate	nach	der	Vorabbekanntmachung	zu	stellen.	Die	Genehmigungsbe-
hörde	 kann	 im	 Einvernehmen	mit	 dem	 Aufgabenträger	 verspätete	 Anträge	 zulassen.	 Das	 Einver-
nehmen	des	Aufgabenträgers	nach	Satz	2	gilt	als	erteilt,	wenn	der	von	dem	Aufgabenträger	beauf-
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tragte	Verkehr	den	im	Rahmen	der	Vorabbekanntmachung	gesetzten	Anforderungen	nach	§	8a	Ab-
satz	2	Satz	3	bis	5	nicht	entspricht.	
(7)	Der	Antrag	auf	Erteilung	einer	Genehmigung	für	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	

Kraftfahrzeugen	 im	Linienverkehr	 im	Sinne	von	§	8a	Absatz	1	Satz	1	 in	Verbindung	mit	Artikel	3	
Absatz	 1	 der	 Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1370/2007	 soll	 spätestens	 sechs	Monate	 vor	 dem	Beginn	 der	
beantragten	 Geltungsdauer	 gestellt	werden.	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 auf	 Antrag	 die	 Frist	
verkürzen.	
(8)	Die	Absätze	5	und	6	gelten	nicht	für	den	Personenfernverkehr	(§	42a	Satz	1).13	

	
§	13	Voraussetzung	der	Genehmigung	
(1)	Die	Genehmigung	darf	nur	erteilt	werden,	wenn	
1.		die	Sicherheit	und	die	Leistungsfähigkeit	des	Betriebs	gewährleistet	sind,	
2.		keine	Tatsachen	vorliegen,	die	die	Unzuverlässigkeit	des	Antragstellers	als	Unternehmer	oder	
der	für	die	Führung	der	Geschäfte	bestellten	Personen	dartun,	

3.		der	 Antragsteller	 als	 Unternehmer	 oder	 die	 für	 die	 Führung	 der	 Geschäfte	 bestellte	 Person	
fachlich	geeignet	ist	und	

4.		der	Antragsteller	und	die	von	ihm	mit	der	Durchführung	von	Verkehrsleistungen	beauftragten	
Unternehmer	 ihren	Betriebssitz	 oder	 ihre	Niederlassung	 im	Sinne	des	Handelsrechts	 im	 In-
land	haben.	

Die	fachliche	Eignung	nach	Satz	1	Nr.	3	wird	durch	eine	angemessene	Tätigkeit	in	einem	Unterneh-
men	des	Straßenpersonenverkehrs	oder	durch	Ablegung	einer	Prüfung	nachgewiesen.	
(1a)	Abweichend	von	Absatz	1	darf	beim	Verkehr	mit	Kraftomnibussen	die	Genehmigung	nur	er-

teilt	werden,	wenn	die	Anforderungen	nach	Artikel	3	Absatz	1	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1071/2009	
des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	 vom	21.	 Oktober	 2009	 zur	 Festlegung	 gemeinsamer	
Regeln	für	die	Zulassung	zum	Beruf	des	Kraftverkehrsunternehmers	und	zur	Aufhebung	der	Richt-
linie	96/26/EG	des	Rates	(ABl.	L	300	vom	14.11.2009,	S.	51)	erfüllt	sind.	
(2)	 Beim	 Straßenbahn-,	 Obusverkehr	 und	 Linienverkehr	mit	 Kraftfahrzeugen	 ist	 die	 Genehmi-

gung	zu	versagen,	wenn	
1.		der	Verkehr	auf	Straßen	durchgeführt	werden	soll,	die	sich	aus	Gründen	der	Verkehrssicher-
heit	oder	wegen	ihres	Bauzustandes	hierfür	nicht	eignen,		

2.		der	 beantragte	 Verkehr	 ein	 ausschließliches	 Recht	 im	 Sinne	 von	 Artikel	 2	 Buchstabe	 f	 der	
Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1370/2007	 verletzt,	 das	 von	 der	 zuständigen	 Behörde	 nach	 §	 8a	 Ab-
satz	1	 in	 einem	öffentlichen	Dienstleistungsauftrag	 nach	Artikel	 3	Absatz	 1	 der	Verordnung	
(EG)	Nr.	 1370/2007	 unter	 Beachtung	 der	 in	 §	 8a	Absatz	 8	 genannten	Voraussetzungen	 ge-
währt	wurde,		

3.		durch	 den	 beantragten	 Verkehr	 die	 öffentlichen	 Verkehrsinteressen	 beeinträchtigt	 werden,	
insbesondere		
a)		der	Verkehr	mit	den	vorhandenen	Verkehrsmitteln	befriedigend	bedient	werden	kann,		
b)		der	beantragte	Verkehr	ohne	eine	wesentliche	Verbesserung	der	Verkehrsbedienung	Ver-
kehrsaufgaben	wahrnehmen	soll,	die	vorhandene	Unternehmen	oder	Eisenbahnen	bereits	
wahrnehmen,		

																																																								
13	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.05.2002.—Artikel	51	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	27.	April	2002	(BGBl.	I	S.	1467)	hat	in	Abs.	1	Nr.	1	Buch-

stabe	b	das	Semikolon	am	Ende	durch	ein	Komma	ersetzt	und	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	c	eingefügt.	
	 01.01.2013.—Artikel	 1	Nr.	 4	 lit.	 a	 litt.	 aa	 des	Gesetzes	 vom	14.	Dezember	 2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2598)	 hat	 in		

Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	c	das	Semikolon	durch	ein	Komma	ersetzt	und	Abs.	1	Nr.	1	Buchstaben	d	und	e	ein-
gefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	bis	8	eingefügt.	
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c)		die	 für	die	Bedienung	dieses	Verkehrs	vorhandenen	Unternehmen	oder	Eisenbahnen	be-
reit	 sind,	 die	 notwendige	 Ausgestaltung	 des	 Verkehrs	 innerhalb	 einer	 von	 der	 Genehmi-
gungsbehörde	festzusetzenden	Frist	und,	soweit	es	sich	um	öffentlichen	Personennahver-
kehr	handelt,	unter	den	Voraussetzungen	des	§	8	Absatz	3	selbst	durchzuführen	oder		

d)		der	beantragte	Verkehr	einzelne	ertragreiche	Linien	oder	ein	Teilnetz	aus	einem	vorhan-
denen	Verkehrsnetz	oder	aus	einem	im	Nahverkehrsplan	im	Sinne	des	§	8	Absatz	3	festge-
legten	Linienbündel	herauslösen	würde.	

Satz	1	Nummer	2	und	3	gilt	nicht	für	den	Personenfernverkehr	(§	42a	Satz	1).	
(2a)	Im	öffentlichen	Personennahverkehr	kann	die	Genehmigung	versagt	werden,	wenn	der	be-

antragte	Verkehr	mit	einem	Nahverkehrsplan	im	Sinne	des	§	8	Absatz	3	nicht	in	Einklang	steht.	Die	
Genehmigung	ist	zu	versagen,	wenn	ein	in	der	Frist	nach	§	12	Absatz	6	gestellter	Antrag	die	in	der	
Vorabbekanntmachung	beschriebenen	Anforderungen	nicht	erfüllt	oder	sich	nur	auf	Teilleistungen	
bezieht,	es	sei	denn,	die	zuständige	Behörde	erteilt	gegenüber	der	Genehmigungsbehörde	 ihr	Ein-
vernehmen	 zu	 den	 beantragten	 Abweichungen.	 Die	 Genehmigung	 ist	 zu	 erteilen,	wenn	 der	 bean-
tragte	 und	 in	 seinen	 Bestandteilen	 verbindlich	 zugesicherte	 Verkehr	mindestens	 dem	 bisherigen	
Verkehrsangebot	entspricht	und	darüber	hinaus	von	den	in	der	Vorabbekanntmachung	beschriebe-
nen	weitergehenden	Anforderungen	zur	Sicherstellung	der	ausreichenden	Verkehrsbedienung	nur	
unwesentlich	abweicht.	Als	wesentlich	gelten	grundsätzlich	Abweichungen	von	Anforderungen	zu	
Linienweg	 und	 Haltestellen,	 zu	 Bedienungshäufigkeit	 und	 Bedienungszeitraum,	 zur	 Abstimmung	
der	Fahrpläne	und	zur	Barrierefreiheit.	Das	Gleiche	gilt	für	Anforderungen	zur	Anwendung	verbun-
dener	 Beförderungstarife	 und	 Beförderungsbedingungen,	 für	 die	 ein	 Ausgleich	 nach	 der	 Verord-
nung	(EG)	Nr.	1370/2007	gezahlt	werden	soll.	Sofern	diese	Abweichungen	Anforderungen	betref-
fen,	die	über	das	bisherige	Verkehrsangebot	hinausgehen,	sind	sie	nur	dann	wesentlich,	wenn	der	
Unternehmer,	der	diesen	Verkehr	bisher	betrieben	hat,	hierzu	angehört	wurde	und	diese	Anforde-
rungen	für	die	ausreichende	Verkehrsbedienung	erforderlich	sind.	
(2b)	Werden	 im	öffentlichen	Personennahverkehr	mehrere	Anträge	gestellt,	die	sich	ganz	oder	

zum	Teil	auf	die	gleiche	oder	im	Wesentlichen	gleiche	Verkehrsleistung	beziehen,	so	ist	die	Auswahl	
des	Unternehmers	danach	vorzunehmen,	wer	die	beste	Verkehrsbedienung	anbietet.	Hierbei	 sind	
insbesondere	die	Festlegungen	eines	Nahverkehrsplans	im	Sinne	des	§	8	Absatz	3	zu	berücksichti-
gen.	
(2c)	Auf	Antrag	des	Aufgabenträgers	ist	die	Genehmigungsbehörde	verpflichtet,	die	Erfüllung	der	

in	den	Absätzen	1,	1a	und	2	Satz	1	Nummer	1	genannten	Voraussetzungen	bereits	im	Verfahren	der	
Vergabe	eines	öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	zu	prüfen.	
(3)	Ist	ein	Verkehr	von	einem	Unternehmer	jahrelang	in	einer	dem	öffentlichen	Verkehrsinteres-

se	 entsprechenden	Weise	betrieben	worden,	 so	 ist	 dieser	Umstand,	 im	öffentlichen	Personennah-
verkehr	unter	den	Voraussetzungen	des	§	8	Abs.	3,	angemessen	zu	berücksichtigen;	das	gilt	auch	im	
Fall	des	Absatzes	2	Nummer	3.	
(4)	Beim	Verkehr	mit	Taxen	ist	die	Genehmigung	zu	versagen,	wenn	die	öffentlichen	Verkehrsin-

teressen	 dadurch	 beeinträchtigt	 werden,	 daß	 durch	 die	 Ausübung	 des	 beantragten	 Verkehrs	 das	
örtliche	Taxengewerbe	 in	seiner	Funktionsfähigkeit	bedroht	wird.	Hierbei	sind	 für	den	Bezirk	der	
Genehmigungsbehörde	insbesondere	zu	berücksichtigen	
1.		die	Nachfrage	nach	Beförderungsaufträgen	im	Taxenverkehr,	
2.		die	Taxendichte,	
3.		die	Entwicklung	der	Ertrags-	und	Kostenlage	unter	Einbeziehung	der	Einsatzzeit,	
4.		die	Anzahl	und	Ursachen	der	Geschäftsaufgaben.	

Zur	Feststellung	der	Auswirkungen	früher	erteilter	Genehmigungen	auf	die	öffentlichen	Verkehrsin-
teressen	 soll	 die	Genehmigungsbehörde	 vor	 der	Entscheidung	über	neue	Anträge	 einen	Beobach-
tungszeitraum	einschalten.	Der	Beobachtungszeitraum	soll	höchstens	ein	Jahr	seit	der	letzten	Ertei-
lung	einer	Genehmigung	betragen.	
(5)	Bei	der	Erteilung	der	Genehmigungen	für	den	Taxenverkehr	sind	Neubewerber	und	vorhan-

dene	Unternehmer	angemessen	zu	berücksichtigen.	Innerhalb	der	Gruppen	sollen	die	Antragsteller	
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nach	der	zeitlichen	Reihenfolge	des	Eingangs	der	Anträge	berücksichtigt	werden.	Ein	Antragsteller	
wird	unabhängig	vom	Zeitpunkt	der	Antragstellung	nachrangig	behandelt,	wenn	er	
1.		das	Taxengewerbe	nicht	als	Hauptbeschäftigung	zu	betreiben	beabsichtigt,	
2.		sein	Unternehmen	nicht	als	Hauptbeschäftigung	betrieben	hat	oder	innerhalb	der	letzten	acht	
Jahre	ganz	oder	teilweise	veräußert	oder	verpachtet	hat	oder	

3.		seiner	Betriebspflicht	nicht	ordnungsgemäß	nachgekommen	ist.	
Einem	Antragsteller	darf	jeweils	nur	eine	Genehmigung	erteilt	werden,	sofern	nicht	mehr	Genehmi-
gungen	erteilt	werden	können,	 als	Antragsteller	vorhanden	sind.	Die	Genehmigung	 ist	Neubewer-
bern	für	die	Dauer	von	zwei	Jahren	zu	erteilen;	die	aus	der	Genehmigung	erwachsenden	Rechte	und	
Pflichten	dürfen	während	dieses	Zeitraums	nicht	übertragen	werden.	
(6)	Bei	 juristischen	Personen	des	öffentlichen	Rechts	gelten	die	Genehmigungsvoraussetzungen	

nach	Absatz	1	als	gegeben.	
(7)	Bei	der	Genehmigung	 in	den	Fällen	des	§	2	Abs.	2	Nr.	2	und	3	 sind	die	Absätze	2,	4	und	5	

Satz	1,	2,	4	und	5	nicht	anzuwenden.14	
																																																								
14	ÄNDERUNGEN	
	 01.10.1978.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	Abs.	1	

lautete:	
	 	 „(1)	Die	Genehmigung	darf	nur	erteilt	werden,	wenn	

1.		 die	Sicherheit	und	die	Leistungsfähigkeit	des	Betriebs	gewährleistet	sind	und	
2.		 keine	Tatsachen	vorliegen,	die	die	Unzuverlässigkeit	des	Antragstellers	als	Unternehmer	dartun.“	

	 01.10.1983.—Artikel	1	Nr.	2	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1983	(BGBl.	I	S.	196)	hat	Abs.	3	aufgeho-
ben,	Abs.	4	in	Abs.	3	umnummeriert	und	Abs.	5	und	6	in	Abs.	6	und	7	umnummeriert.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	 Beim	Verkehr	mit	 Kraftdroschken	 ist	 die	 Genehmigung	 zu	 versagen,	wenn	 die	 öffentlichen	 Ver-
kehrsinteressen	dadurch	beeinträchtigt	werden,	daß	das	örtliche	Droschkengewerbe	durch	die	Ausübung	
des	beantragten	Verkehrs	in	seiner	Existenz	bedroht	wird.“	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	im	neuen	Abs.	3	Satz	1	„und	des	Absatzes	3“	am	Ende	gestri-
chen.	

	 Artikel	1	Nr.	2	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	und	5	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	7	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	(BGBl.	 I	S.	1221)	hat	Satz	3	 in	Abs.	1	

Nr.	3	aufgehoben.	Satz	3	lautete:	„Das	Nähere	regelt	der	Bundesminister	für	Verkehr	durch	Rechtsverord-
nung	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	6.“	

	 Artikel	28	Nr.	7	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	 in	Abs.	3	aufgehoben.	Satz	2	 lautete:	 „Wenn	sich	die	
Verbindung	 von	 Personen-	 und	 Postsachenbeförderung	 im	 öffentlichen	 Interesse	 bewährt	 hat,	 ist	 auch	
dies	zugunsten	des	Linienverkehrs	der	Deutschen	Bundespost	zu	berücksichtigen.“	

	 Artikel	28	Nr.	7	 lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	5	Satz	1	Nr.	1	„Taxigewerbe“	durch	„Taxengewerbe“	
ersetzt.	

	 Artikel	28	Nr.	7	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	„der	Deutschen	Bundespost,	der	Deutschen	Bundes-
bahn	und“	nach	„Bei“	gestrichen.	

	 Artikel	28	Nr.	7	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	7	neu	gefasst.	Abs.	7	lautete:	
	 	 „(7)	 Bei	 der	 Genehmigung	 der	 Übertragung	 von	 Genehmigungen	 und	 bei	 der	 Genehmigung	 von	 Be-

triebsübertragungen	(§	2	Abs.	2)	sind	die	Absätze	2	und	3	nicht	anzuwenden.“	
	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	in	

Abs.	2	Nr.	2	Buchstabe	c	Satz	1	 „und,	 soweit	es	sich	um	öffentlichen	Personennahverkehr	handelt,	unter	
den	Voraussetzungen	des	§	8	Abs.	3“	nach	„Frist“	eingefügt.	

	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	die	Sätze	2	bis	5	in	Abs.	2	Nr.	2	Buchstabe	c	aufgeho-
ben.	Die	Sätze	2	bis	5	lauteten:	„Im	Schienenparallelverkehr	und	im	Schienenersatzverkehr,	der	nicht	Orts-	
oder	Nachbarortslinienverkehr	ist,	ist	das	Schienenunternehmen	bevorrechtigt,	die	notwendige	Ausgestal-
tung	 des	 Verkehrs	 durchzuführen.	 Schienenparallelverkehr	 ist	 der	 Linienverkehr	 mit	 Kraftfahrzeugen	
(§§	42	ff.)	auf	den	in	der	Verkehrsrichtung	der	Schiene	verlaufenden	Straßen,	wobei	im	wesentlichen	die	
zu	bedienenden	Orte	Bahnstationen	sind	oder	bei	dem	das	Verkehrsaufkommen	der	zu	bedienenden	Orte	
überwiegend	 im	engeren	Einzugsgebiet	der	Schienenverbindung	 liegt;	unter	denselben	Voraussetzungen	
ist	ein	solcher	Linienverkehr	Schienenersatzverkehr,	wenn	der	Personenverkehr	auf	der	Schienenverbin-
dung	 stillgelegt	wird.	Nachbarortslinienverkehr	 ist	 der	Verkehr	 zwischen	Nachbarorten	oder	Teilen	 von	
ihnen,	 wenn	 diese	 wirtschaftlich	 und	 verkehrsmäßig	 so	 miteinander	 verbunden	 sind,	 daß	 der	 Verkehr	
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§	13a15	
																																																																																																																																																																																				

nach	der	Tarifgestaltung	und	nach	gegenwärtiger	oder	in	naher	Zukunft	zu	erwartender	Häufigkeit	einem	
Ortslinienverkehr	 vergleichbar	 ist.	Die	Verbindung	mehrerer	Nachbarortslinien	 fällt	 nicht	 unter	den	Be-
griff	‚Nachbarortslinienverkehr’.“	

	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	4	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	„	,	im	öffentlichen	Personennahverkehr	unter	

den	Voraussetzungen	des	§	8	Abs.	3,“	nach	„Umstand“	eingefügt.	
	 01.05.2002.—Artikel	51	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	27.	April	2002	(BGBl.	I	S.	1467)	hat	in	Abs.	2a	„und	3“	nach	

„Satz	2“	eingefügt.	
	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	 I	S.	1962)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	

Abs.	1	lautete:	
	 	 „(1)	Die	Genehmigung	darf	nur	erteilt	werden,	wenn	

1.		 die	Sicherheit	und	die	Leistungsfähigkeit	des	Betriebs	gewährleistet	sind,	
2.		 keine	Tatsachen	vorliegen,	die	die	Unzuverlässigkeit	des	Antragstellers	als	Unternehmer	oder	der	

für	die	Führung	der	Geschäfte	bestellten	Personen	dartun,	
und	
3.		 der	Antragsteller	als	Unternehmer	oder	die	für	die	Führung	der	Geschäfte	bestellte	Person	fachlich	

geeignet	 ist.	Die	 fachliche	Eignung	wird	durch	eine	angemessene	Tätigkeit	 in	einem	Unternehmen	
des	Straßenpersonenverkehrs	oder	durch	Ablegung	einer	Prüfung	nachgewiesen.“	

	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2272)	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	5	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	S.	2598)	hat	Abs.	2	neu	

gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Beim	Straßenbahn-,	Obusverkehr	und	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	ist	die	Genehmigung	zu	

versagen,	wenn	
1.		 der	 Verkehr	 auf	 Straßen	 durchgeführt	 werden	 soll,	 die	 sich	 aus	 Gründen	 der	 Verkehrssicherheit		

oder	wegen	ihres	Bauzustands	hierfür	nicht	eignen,	oder	
2.		 durch	den	beantragten	Verkehr	die	öffentlichen	Verkehrsinteressen	beeinträchtigt	werden,	 insbe-

sondere	
a)		der	Verkehr	mit	den	vorhandenen	Verkehrsmitteln	befriedigend	bedient	werden	kann,	
b)		der	beantragte	Verkehr	ohne	eine	wesentliche	Verbesserung	der	Verkehrsbedienung	Verkehrs-

aufgaben	 übernehmen	 soll,	 die	 vorhandene	 Unternehmer	 oder	 Eisenbahnen	 bereits	wahrneh-
men,	

c)		 die	 für	 die	 Bedienung	 dieses	 Verkehrs	 vorhandenen	 Unternehmer	 oder	 Eisenbahnen	 die	 not-
wendige	Ausgestaltung	des	Verkehrs	 innerhalb	einer	von	der	Genehmigungsbehörde	festzuset-
zenden	 angemessenen	 Frist	 und,	 soweit	 es	 sich	 um	 öffentlichen	 Personennahverkehr	 handelt,	
unter	den	Voraussetzungen	des	§	8	Abs.	3	selbst	durchzuführen	bereit	sind.“	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2a	„Abs.	3	Satz	2	und	3“	durch	„Absatz	3“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	Satz	2	bis	6	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	c	und	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2b	und	2c	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	„Nr.	2“	durch	„Nummer	3“	ersetzt.	
15	QUELLE	
	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	die	Vor-

schrift	eingefügt.	
	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	2	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Abs.	1	Satz	3	

„	,	Bau-	und	Wohnungswesen“	nach	„Verkehr“	eingefügt.	
	 08.11.2006.—Artikel	 292	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 Oktober	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	 hat	 in	 Abs.	 1	 Satz	 3	

„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	auf-

gehoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	13a	Voraussetzung	der	Genehmigung	bei	gemeinwirtschaftlichen	Verkehrsleistungen	
	 	 (1)	Die	Genehmigung	ist	zu	erteilen,	soweit	diese	für	die	Umsetzung	einer	Verkehrsleistung	aufgrund	

einer	Auferlegung	oder	Vereinbarung	im	Sinne	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	1191/69	des	Rates	erforderlich	
ist	und	dabei	diejenige	Lösung	gewählt	worden	ist,	die	die	geringsten	Kosten	für	die	Allgemeinheit	mit	sich	
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§	14	Anhörungsverfahren	
(1)	Vor	der	Entscheidung	über	den	Antrag	auf	Erteilung	der	Genehmigung	 für	die	Beförderung	

von	Personen	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	mit	Kraftfahrzeugen	im	Linienverkehr	hat	die	Ge-
nehmigungsbehörde	
1.		die	Unternehmer,	die	im	Einzugsbereich	des	beantragten	Verkehrs	Eisenbahn-,	Straßenbahn-,	
Obusverkehr	oder	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	betreiben,	zu	hören;	

2.		die	Stellungnahmen	der	 im	Einzugsbereich	des	beantragten	Verkehrs	 liegenden	Gemeinden,	
bei	kreisangehörigen	Gemeinden	auch	der	Landkreise,	der	Aufgabenträger	und	der	Verbund-
organisationen,	 soweit	 diese	Aufgaben	 für	 die	 Aufgabenträger	 oder	Unternehmer	wahrneh-
men,	 der	 örtlich	 zuständigen	 Träger	 der	 Straßenbaulast,	 der	 nach	 Landesrecht	 zuständigen	
Planungsbehörden	und	der	für	Gewerbeaufsicht	zuständigen	Behörden	sowie	anderer	Behör-
den,	deren	Aufgaben	durch	den	Antrag	berührt	werden,	einzuholen;	

3.		die	 Industrie-	 und	Handelskammern,	 die	 betroffenen	 Fachgewerkschaften	 und	 die	 Fachver-
bände	der	Verkehrtreibenden	gutachtlich	zu	hören;	sie	kann	auch	weitere	Stellen	hören.	

Bei	 einem	 Antrag	 auf	 Erteilung	 einer	 Genehmigung	 für	 einen	 eigenwirtschaftlichen	 Verkehr	 mit	
Straßenbahnen,	Obussen	oder	Kraftfahrzeugen	 im	Linienverkehr	 ist	 das	Anhörungsverfahren	erst	
nach	dem	Ablauf	der	Antragsfrist	in	§	12	Absatz	5	oder	6	durchzuführen.	
(2)	Vor	der	Entscheidung	über	den	Antrag	auf	Erteilung	einer	Genehmigung	für	die	Beförderung	

von	Personen	mit	Kraftfahrzeugen	 im	Gelegenheitsverkehr	hat	die	Genehmigungsbehörde	die	Ge-
meinde,	 in	deren	Gebiet	der	Betriebssitz	des	Unternehmers	 liegt,	die	nach	Landesrecht	für	die	Ge-
werbeaufsicht	zuständige	Behörde	die	Industrie-	und	Handelskammer,	die	Fachgewerkschaften	und	
Verkehrsverbände	gutachtlich	zu	hören.	Sie	kann	auch	weitere	Stellen	hören.	
(3)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	von	der	Durchführung	des	Anhörungsverfahrens	absehen,	

wenn	sie	aus	eigener	Kenntnis	der	Sachlage	dem	Antrag	nicht	entsprechen	will	oder	in	den	Fällen	
des	§	2	Abs.	2	die	Durchführung	des	Anhörungsverfahrens	nicht	zur	Sachverhaltsaufklärung	erfor-
derlich	 ist.	 Wird	 bei	 einem	 Gelegenheitsverkehr	 mit	 Kraftfahrzeugen	 ein	 Kraftfahrzeugaustausch	
beantragt,	ist	davon	abzusehen.	
(4)	Die	 in	 den	Absätzen	 1	 und	 2	 genannten	 Personen	 und	 Stellen	 können	 sich	 zu	 dem	Antrag	

schriftlich	gegenüber	der	Genehmigungsbehörde	äußern.	Stellungnahmen	sind	zu	berücksichtigen,	
wenn	 diese	 binnen	 zwei	 Wochen,	 nachdem	 die	 Behörde	 die	 Vorgenannten	 über	 den	 Antrag	 in	
Kenntnis	gesetzt	hat,	bei	der	Behörde	eingehen.	
(5)	 Bei	 Anträgen	 auf	 Erteilung	 einer	 Genehmigung	 für	 grenzüberschreitende	 Gelegenheitsver-

kehre	oder	für	Transitverkehre	sind	die	Absätze	1	bis	4	nicht	anzuwenden.	Bei	Anträgen	auf	Ertei-
lung	 einer	Genehmigung	 für	 einen	Personenfernverkehr	 (§	42a	Satz	1)	 sind	nach	Absatz	1	 Satz	1	
Nummer	1	nur	die	Unternehmer	zu	hören,	deren	Rechte	nach	§	13	Absatz	2	berührt	sein	können;	
Absatz	1	Satz	1	Nummer	3	ist	nicht	anzuwenden.16	

																																																																																																																																																																																				
bringt.	§	13	Abs.	1	und	2	Nr.	1	sowie	§	14	sind	anzuwenden.	Als	geringste	Kosten	für	die	Allgemeinheit	im	
Sinne	dieser	Vorschrift	gelten	die	von	der	nach	Landesrecht	zuständigen	Behörde	nach	den	Vorschriften	
einer	vom	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau	und	Stadtentwicklung	nach	§	57	Abs.	1	Nr.	7	erlassenen	
Verordnung	ermittelten	Kosten	der	zu	beurteilenden	Verkehrsleistung.	

	 	 (2)	Die	Genehmigung	ist	zu	versagen,	wenn	für	die	Umsetzung	der	Verkehrsleistung	im	Sinne	des	Ab-
satzes	1	nicht	diejenige	Lösung	gewählt	worden	 ist,	 die	die	 geringsten	Kosten	 für	die	Allgemeinheit	mit	
sich	 bringt,	 oder	 bei	 der	 Auferlegung	 oder	 Vereinbarung	 der	 Grundsatz	 der	 Gleichbehandlung	 verletzt	
worden	ist.“	

16	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Vor	der	Entscheidung	über	den	Antrag	auf	Erteilung	der	Genehmigung	sind	zu	hören	

1.		 bei	Straßenbahn-	oder	Obusverkehr	
a)		die	Träger	der	Straßenbaulast	(Wegeunterhaltungspflichtige),	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Personenbeförderungsgesetz	(PBefG)	(Stand:	02.09.2016)	 17	

																																																																																																																																																																																				
b)		die	beteiligten	Gemeinden,	bei	kreisangehörigen	Gemeinden	auch	die	Landkreise	oder	die	Kreis-

verwaltungsbehörden,	
c)		 diejenigen,	 die	 im	Verkehrsgebiet	 des	 beantragten	Unternehmens	 bereits	 Schienenbahnen	 des	

Personenverkehrs,	Obusverkehr,	Kraftfahrlinien	oder	dem	Berufsverkehr	dienende	Schiffahrts-
linien	betreiben;	 soweit	die	Deutsche	Bundespost	oder	die	Deutsche	Bundesbahn	solchen	Ver-
kehr	betreiben,	sind	die	Oberpostdirektion	oder	die	Bundesbahndirektion	zu	hören,	in	deren	Be-
zirk	das	beantragte	Unternehmen	betrieben	werden	soll,	

d)		die	nach	Landesrecht	zuständigen	Planungsbehörden,	
e)		 gutachtlich	die	beteiligten	 Industrie-	und	Handelskammern,	die	 zuständigen	Fachgewerkschaf-

ten	und	die	Fachverbände	der	Verkehrtreibenden;	
2.		 bei	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	

a)		diejenigen,	 die	 im	Verkehrsgebiet	 des	 beantragten	Unternehmens	 bereits	 Schienenbahnen	 des	
Personenverkehrs,	Obusverkehr,	Kraftfahrlinien	oder	dem	Berufsverkehr	dienende	Schiffahrts-
linien	betreiben,	

b)		die	Oberpostdirektionen	und	die	Bundesbahndirektionen,	in	deren	Bezirk	das	beantragte	Unter-
nehmen	betrieben	werden	soll,	

c)		 die	beteiligten	Landkreise	und	kreisfreien	Städte	und,	wenn	an	der	Eignung	der	benutzten	Stra-
ßen	Zweifel	nach	§	13	Abs.	2	Nr.	1	bestehen,	auch	die	Träger	der	Straßenbaulast	(Wegeunterhal-
tungspflichtige),	

d)		gutachtlich	die	beteiligten	 Industrie-	und	Handelskammern,	die	 zuständigen	Fachgewerkschaf-
ten	und	die	Fachverbände	der	Verkehrtreibenden;	

3.		 bei	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	innerhalb	der	Grenzen	einer	Gemeinde	
a)		die	in	Nummer	1	Buchstabe	a	bis	c	genannten	Stellen,	
b)		gutachtlich	 die	 Industrie-	 und	 Handelskammer,	 die	 zuständigen	 Fachgewerkschaften	 und	 die	

Fachverbände	der	Verkehrtreibenden;	
4.		 bei	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	nach	den	 §§	48	und	49	 gutachtlich	die	 für	 den	Be-

triebssitz	 des	Unternehmers	 zuständige	Oberpostdirektion	 und	Bundesbahndirektion,	 die	 für	 den	
Betriebssitz	 des	Unternehmers	 zuständige	Gemeindebehörde,	 die	 Industrie-	 und	Handelskammer,	
die	 zuständigen	 Fachgewerkschaften	 und	 die	 Fachverbände	 der	 Verkehrtreibenden,	 bei	 Gelegen-
heitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	nach	§	48	auch	der	Landes-Fremdenverkehrsverband;	

5.		 bei	Gelegenheitsverkehr	mit	Personenkraftwagen	nach	den	§§	47,	48	und	49	Abs.	4	gutachtlich	die	
für	den	Betriebssitz	des	Unternehmers	 zuständige	Gemeindebehörde,	die	 Industrie-	und	Handels-
kammer,	die	zuständigen	Fachgewerkschaften	und	die	Fachverbände	der	Verkehrtreibenden.	

	 	 (2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	außer	den	in	Absatz	1	genannten	Stellen	weitere	Stellen	gutacht-
lich	hören.	

	 	 (3)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	von	der	Durchführung	des	Anhörverfahrens	absehen,	wenn	sie	aus	
eigener	Kenntnis	der	Sachlage	dem	Antrag	nicht	entsprechen	will.	

	 	 (4)	Der	Anhörung	der	in	Absatz	1	genannten	Stellen	bedarf	es	nicht,	wenn	durch	denselben	Unterneh-
mer	an	Stelle	eines	bestehenden	Straßenbahnverkehrs	ein	Obusverkehr	eingerichtet	werden	soll.	

	 	 (5)	Die	unter	Absatz	1	genannten	Stellen	können	sich	binnen	zwei	Wochen,	nachdem	sie	von	dem	An-
trag	 in	Kenntnis	 gesetzt	worden	 sind,	 schriftlich	 gegenüber	der	Genehmigungsbehörde	 äußern.	Einwen-
dungen	 können	 zur	Beschleunigung	 des	Genehmigungsverfahrens	mit	 dem	Antragsteller	 und	 allen	 oder	
einzelnen	Beteiligten	mündlich	erörtert	werden.“	

	 01.01.1994.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	6	lit.	a	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	in	
Abs.	1	Nr.	2	„und	der	für	die	Gewerbeaufsicht	zuständigen	Behörden“	nach	„Planungsbehörden“	eingefügt.	

	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	6	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„die	nach	Landesrecht	für	die	Gewer-
beaufsicht	zuständige	Behörde“	nach	„liegt,“	eingefügt.	

	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	6	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Die	 in	den	Absätzen	1	und	2	genannten	Personen	und	Stellen	können	sich	binnen	zwei	Wochen,	

nachdem	sie	von	dem	Antrag	in	Kenntnis	gesetzt	worden	sind,	schriftlich	gegenüber	der	Genehmigungsbe-
hörde	äußern.“	

	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	6	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	5	„von	Unternehmern,	die	ihren	Betriebssitz	im	
Ausland	haben,“	nach	„Anträgen“	gestrichen.	
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§	15	Erteilung	und	Versagung	der	Genehmigung	
(1)	Die	Entscheidung	über	den	Antrag	erfolgt	 schriftlich;	 sie	 ist	den	Antragstellern	und,	 soweit	

diese	Einwendungen	erhoben	haben,	auch	den	in	§	14	Abs.	1	Nr.	1	und	2	genannten	Personen	und	
Stellen	zuzustellen.	Über	den	Antrag	 ist	 innerhalb	von	3	Monaten	nach	Eingang	bei	der	Genehmi-
gungsbehörde	 zu	 entscheiden.	 Kann	 die	 Prüfung	 des	 Antrags	 in	 dieser	 Zeit	 nicht	 abgeschlossen	
werden,	 ist	 die	 Frist	 vor	 ihrem	 Ablauf	 in	 einem	 den	 Antragstellern	 mitzuteilenden	 Zwischenbe-
scheid	um	den	Zeitraum	zu	verlängern,	der	notwendig	ist,	um	die	Prüfung	abschließen	zu	können.	
Die	Verlängerung	der	in	Satz	2	bezeichneten	Frist	darf	höchstens	3	Monate	betragen.	Die	Genehmi-
gung	gilt	als	erteilt,	wenn	sie	nicht	innerhalb	der	Frist	versagt	wird.	Die	Frist	für	eine	Entscheidung	
über	einen	Antrag	auf	Erteilung	einer	Genehmigung	für	einen	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	
oder	Kraftfahrzeugen	 im	Linienverkehr	beginnt	 frühestens	mit	dem	ersten	Kalendertag	nach	dem	
Ablauf	der	Antragsfrist	in	§	12	Absatz	5	oder	6.	
(2)	 Ist	die	Entscheidung	über	den	Antrag	unanfechtbar	geworden,	wird	dem	Antragsteller	eine	

Genehmigungsurkunde	 erteilt.	 Einer	 juristischen	Person	darf	 die	Genehmigungsurkunde	 erst	 aus-
gehändigt	werden,	wenn	die	Eintragung	in	das	Register	nachgewiesen	ist.	
(3)	 Die	 Genehmigung	 kann	 unter	 Bedingungen	 und	 Auflagen	 erteilt	 werden,	 sofern	 sich	 diese	

Nebenbestimmungen	 im	 Rahmen	 des	 Gesetzes	 und	 der	 auf	 Grund	 dieses	 Gesetzes	 erlassenen	
Rechtsverordnungen	halten.	Wurden	dem	Genehmigungsantrag	weitere	Bestandteile	 im	Sinne	des		
§	 12	Absatz	1a	hinzugefügt,	 so	 ist	 deren	Einhaltung	durch	 eine	Auflage	 zur	Genehmigung	 abzusi-
chern,	in	deren	Kontrolle	die	zuständige	Behörde	auf	ihren	Wunsch	eingebunden	werden	kann.	
(4)	Die	Genehmigung	darf	nicht	vorläufig	oder	mit	einem	Vorbehalt	des	Widerrufs	erteilt	wer-

den.	
(5)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 hat	 die	 zuständige	 Berufsgenossenschaft	 von	 der	 Erteilung	 der	

Genehmigung	zu	unterrichten.17	

																																																																																																																																																																																				
	 26.08.2006.—Artikel	14	des	Gesetzes	vom	22.	August	2006	(BGBl.	 I	S.	1970)	hat	Satz	1	 in	Abs.	3	neu	ge-

fasst.	Satz	1	 lautete:	 „Die	Genehmigungsbehörde	kann	von	der	Durchführung	des	Anhörverfahrens	abse-
hen,	wenn	sie	aus	eigener	Kenntnis	der	Sachlage	dem	Antrag	nicht	entsprechen	will.“	

	 01.01.2013.—Artikel	 1	Nr.	 7	 lit.	 a	 des	Gesetzes	 vom	14.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2598)	hat	 die	Über-
schrift	neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Anhörverfahren“.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	b	litt.	aa	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	2	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.		die	 Stellungnahmen	 der	 im	 Einzugsbereich	 des	 beantragten	 Verkehrs	 liegenden	 Gemeinden,	 bei	

kreisangehörigen	Gemeinden	auch	der	Landkreis,	der	örtlich	 zuständigen	Träger	der	Straßenbau-
last,	der	nach	Landesrecht	zuständigen	Planungsbehörden	und	der	für	die	Gewerbeaufsicht	zustän-
digen	Behörden	sowie	anderer	Behörden,	deren	Aufgaben	durch	den	Antrag	berührt	werden,	einzu-
holen;“.	

	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	b	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1	Satz	2	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	Satz	1	jeweils	„Anhörverfahrens“	durch	„Anhörungs-

verfahrens“	ersetzt.	
	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	Satz	2	eingefügt.	
17	ÄNDERUNGEN	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	

lautete:	
	 	 „(3)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	 die	Genehmigung	dem	zuständigen	Versicherungsamt	wegen	der	

Anmeldung	des	Betriebs	zur	Berufsgenossenschaft	mitzuteilen.	Die	Anzeigepflicht	des	Unternehmers	nach	
§	653	der	Reichsversicherungsordnung	bleibt	unberührt.“	

	 01.01.1976.—Artikel	II	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	13.	 Juni	1974	(BGBl.	 I	S.	1281)	hat	 in	Abs.	4	„Kraftfahrt-
Bundesamt“	durch	„Gewerbezentralregister“	ersetzt.	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-
fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 	 „(1)	Die	Entscheidung	über	den	Antrag	ist	zu	begründen,	mit	einer	Rechtsmittelbelehrung	zu	versehen	
und	dem	Antragsteller	zuzustellen.	 In	der	Begründung	sind	auch	die	Einwendungen,	soweit	sie	nicht	zu-
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§	16	Geltungsdauer	der	Genehmigung	
(1)	Die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	 für	Straßenbahn-	und	Obusverkehr	beträgt	höchstens	

15	Jahre.	Sie	kann	unter	den	Voraussetzungen	des	Artikels	4	Absatz	3	Satz	2	und	Absatz	4	der	Ver-
ordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	 für	einen	 längeren	Zeitraum	festgelegt	werden.	Bei	Wiedererteilung	
der	Genehmigung	ist	die	Geltungsdauer	so	zu	bemessen,	dass	die	Genehmigung	mit	Vereinbarungen	
und	Entscheidungen	über	die	Benutzung	öffentlicher	Straßen	nach	§	31	Absatz	2	und	5	in	Einklang	
steht.	 Ist	 die	 beantragte	 Verkehrsleistung	 Gegenstand	 eines	 öffentlichen	 Dienstleistungsauftrages	
im	Sinne	von	Artikel	3	Absatz	1	der	Verordnung	 (EG)	Nr.	1370/2007,	darf	die	Geltungsdauer	der	
Genehmigung	die	Laufzeit	des	öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	nicht	überschreiten.	
(2)	Die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	für	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	ist	unter	Berück-

sichtigung	der	öffentlichen	Verkehrsinteressen	zu	bemessen.	Sie	beträgt	höchstens	zehn	Jahre.	Die	
Genehmigung	kann	unter	den	Voraussetzungen	des	Artikels	4	Absatz	3	Satz	2	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	1370/2007	für	einen	längeren	Zeitraum	festgelegt	werden.	Ist	die	beantragte	Verkehrsleistung	
Gegenstand	eines	öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	im	Sinne	von	Artikel	3	Absatz	1	der	Verord-
nung	 (EG)	Nr.	 1370/2007,	 darf	 die	Geltungsdauer	 der	Genehmigung	die	 Laufzeit	 des	 öffentlichen	
Dienstleistungsauftrages	nicht	überschreiten.	Im	öffentlichen	Personennahverkehr	ist	§	8	Absatz	3	
zu	beachten.	
(3)	Weicht	 im	 öffentlichen	 Personennahverkehr	 ein	 Genehmigungsantrag	 für	 einen	 eigenwirt-

schaftlichen	 Verkehr	 wesentlich	 vom	 bisherigen	 Verkehrsangebot	 ab	 und	 sichert	 die	 zuständige	
Behörde	 der	 Genehmigungsbehörde	 die	 Vergabe	 eines	 dem	 bisherigen	 Verkehrsangebot	 entspre-
chenden	öffentlichen	Dienstleistungsauftrages	zu,	so	ist	die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	so	zu	
bemessen,	dass	sie	zu	dem	Zeitpunkt	endet,	den	die	zuständige	Behörde	als	Zeitpunkt	der	geplanten	
Betriebsaufnahme	 des	 zugesicherten	 Verkehrs	 angibt.	 Setzt	 die	 zuständige	 Behörde	 ihre	 Zusiche-
rung	nicht	um,	so	ist	die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	unter	Beachtung	der	Absätze	1	und	2	neu	
festzusetzen.	
(4)	Die	Geltungsdauer	der	Genehmigungen	für	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	beträgt	

höchstens	 zehn	 Jahre	 und	 für	 sonstigen	 Gelegenheitsverkehr	mit	 Kraftfahrzeugen	 höchstens	 fünf	
Jahre.18	

																																																																																																																																																																																				
rückgenommen	sind,	zu	würdigen.	Die	Entscheidung	ist	auch	den	nach	§	14	Abs.	1	unter	Nr.	1	Buchstaben	
a	bis	d,	unter	Nr.	2	Buchstaben	a	und	b	und	unter	Nr.	3	Buchstabe	a	genannten	Stellen	zuzustellen,	soweit	
diese	Stellen	Einwendungen	erhoben	und	nicht	zurückgenommen	haben.	

	 	 (2)	Die	Erteilung	einer	vorläufigen	oder	widerruflichen	Genehmigung	ist	unzulässig.	
	 	 (3)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	die	zuständige	Berufsgenossenschaft	von	der	Erteilung	der	Geneh-

migung	 zu	 unterrichten.	 Die	 Anzeigepflicht	 des	 Unternehmers	 nach	 §	 661	 der	 Reichsversicherungsord-
nung	bleibt	unberührt.	

	 	 (4)	 Ist	die	Genehmigung	wegen	mangelnder	Sicherheit	oder	Leistungsfähigkeit	des	Betriebs	oder	we-
gen	Unzuverlässigkeit	des	Antragstellers	(§	13	Abs.	1)	versagt	worden,	so	hat	die	Genehmigungsbehörde	
dem	Gewerbezentralregister	 die	Versagung	unter	Angabe	der	Gründe	mit	Namen	 sowie	Wohn-	 und	Be-
triebssitz	des	Antragstellers	mitzuteilen.“	

	 01.01.1994.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	 I	S.	2378)	hat	Abs.	1	
Satz	2	bis	5	eingefügt.	

	 15.12.2010.—Artikel	100	des	Gesetzes	vom	8.	Dezember	2010	(BGBl.	I	S.	1864)	hat	Satz	2	in	Abs.	5	aufge-
hoben.	Satz	2	lautete:	„Die	Anzeigepflicht	des	Unternehmers	nach	§	661	der	Reichsversicherungsordnung	
bleibt	unberührt.“	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	1	Satz	6	
eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	2	eingefügt.	
18	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	16	Bedingungen,	Auflagen	und	zeitliche	Beschränkung	der	Genehmigung	



WWW.MWALTHER.NET	–	KOMPENDIEN	

Personenbeförderungsgesetz	(PBefG)	(Stand:	02.09.2016)	 20	

	
§	17	Genehmigungsurkunde	
(1)	Die	Genehmigungsurkunde	muß	enthalten:	
1.		Name,	Wohn-	und	Betriebssitz	des	Unternehmers,	
2.		Bezeichnung	der	Verkehrsart,	 für	die	die	Genehmigung	erteilt	wird,	 im	Gelegenheitsverkehr	
mit	Personenkraftwagen	auch	der	Verkehrsform,	

3.		Geltungsdauer	der	Genehmigung,	
4.		etwaige	Bedingungen	und	Auflagen,	
5.		Bezeichnung	der	Aufsichtsbehörde,	
6.		bei	 Straßenbahn-	 oder	 Obusverkehr	 die	 Linienführung	 und	 im	 Falle	 des	 §	 28	 Abs.	 4	 einen	
Hinweis	auf	den	Vorbehalt,	

7.		bei	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	die	Linienführung,	
8.		bei	 Gelegenheitsverkehr	 mit	 Personenkraftwagen	 die	 amtlichen	 Kennzeichen	 der	 einzuset-
zenden	Kraftfahrzeuge.	

(2)	Im	Falle	eines	Austausches	von	Kraftfahrzeugen	im	Gelegenheitsverkehr	mit	Personenkraft-
wagen	hat	der	Unternehmer	die	Genehmigungsurkunde	der	Genehmigungsbehörde	zur	Ergänzung	
vorzulegen.	Das	gleiche	gilt,	wenn	der	Unternehmer	ein	Kraftfahrzeug	nicht	mehr	im	Gelegenheits-
verkehr	mit	Personenkraftwagen	einsetzt.	
(3)	Die	Erteilung	der	Genehmigung	kann	nur	durch	die	Genehmigungsurkunde	oder	eine	amtli-

che	Ausfertigung	oder	 im	Falle	des	Gelegenheitsverkehrs	mit	Kraftomnibussen	durch	eine	beglau-
bigte	Kopie	der	Gemeinschaftslizenz	nach	Artikel	4	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1073/2009	des	Euro-
päischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	21.	Oktober	2009	über	gemeinsame	Regeln	für	den	Zugang	
zum	grenzüberschreitenden	Personenkraftverkehrsmarkt	und	zur	Änderung	der	Verordnung	(EG)	
Nr.	561/2006	(ABl.	L	300	vom	14.11.2009,	S.	88)	und	die	den	Zusatz	„Gilt	auch	als	Genehmigung	für	
die	Beförderung	im	innerdeutschen	Gelegenheitsverkehr“	enthält,	nachgewiesen	werden.	
(4)	Im	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	ist	die	Genehmigungsurkunde	oder	eine	gekürz-

te	amtliche	Ausfertigung	oder	eine	beglaubigte	Kopie	der	Gemeinschaftslizenz	während	der	Fahrt	
mitzuführen	und	auf	Verlangen	den	zuständigen	Personen	zur	Prüfung	auszuhändigen.	 Im	Linien-
verkehr	mit	Kraftfahrzeugen	gilt	 Satz	1	nur,	wenn	die	Genehmigungsurkunde	eine	entsprechende	
Auflage	enthält.	

																																																																																																																																																																																				
	 	 (1)	Die	Genehmigung	(§	9)	kann	unter	Bedingungen	und	Auflagen	erteilt	werden,	die	sich	im	Rahmen	

dieses	Gesetzes	und	der	zu	seiner	Durchführung	erlassenen	Vorschriften	halten	müssen.	
	 	 (2)	Die	Genehmigung	wird	dem	Unternehmer	auf	bestimmte	Zeit	erteilt	(§§	38,	44,	50).“	
	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	 I	S.	2378)	hat	Abs.	2	

Satz	3	eingefügt.	
	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	in	Abs.	3	„vier	Jahre“	

durch	„fünf	Jahre“	ersetzt.	
	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	1a	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	 I	S.	2272)	hat	Abs.	3	neu	ge-

fasst.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	für	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	beträgt	höchs-

tens	fünf	Jahre.“	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	S.	2598)	hat	Abs.	3	 in	Abs.	4	

umnummeriert	und	Abs.	1	und	2	durch	Abs.	1	bis	3	ersetzt.	Abs.	1	und	2	lauteten:	
	 	 „(1)	Die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	für	Straßenbahn-	und	Obusverkehr	ist	so	zu	bemessen,	daß	

sie	mindestens	der	gewöhnlichen	Nutzungsdauer	der	Betriebsanlagen	entspricht.	Bei	Wiedererteilung	der	
Genehmigung	ist	die	Geltungsdauer	so	zu	bemessen,	daß	sie	mit	Vereinbarungen	und	Entscheidungen	über	
die	Benutzung	öffentlicher	Straßen	nach	§	31	Abs.	2	und	5	in	Einklang	steht;	sie	beträgt	höchstens	25	Jah-
re.	

	 	 (2)	Die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	für	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	ist	unter	Berücksichti-
gung	der	öffentlichen	Verkehrsinteressen	zu	bemessen.	Sie	beträgt	höchstens	acht	 Jahre.	 Im	öffentlichen	
Personennahverkehr	ist	§	8	Abs.	3	zu	beachten.“	
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(5)	Ist	eine	Genehmigung	anders	als	durch	Fristablauf	ungültig	geworden,	ist	die	Genehmigungs-
urkunde	unverzüglich	einzuziehen.	 Ist	dies	nicht	möglich,	 ist	sie	auf	Kosten	des	Unternehmers	 für	
kraftlos	zu	erklären.19	

																																																								
19	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Abs.	6	Satz	2	eingefügt.	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	5	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	7.	 Juni	1978	(BGBl.	 I	S.	665)	hat	Abs.	4	aufgehoben.	

Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Die	Genehmigungsurkunde	für	Straßenbahnen,	für	Obusverkehr,	der	für	die	Öffentlichkeit	wesent-

liche	Inhalt	der	Genehmigung	für	den	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	und	deren	Änderungen	sind	auf	
Kosten	des	Unternehmers	im	amtlichen	Verkündungsblatt	der	Genehmigungsbehörde	bekanntzumachen.“	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	7	„anders	als	durch	Zeitablauf“	nach	„Gültigkeit“	einge-
fügt.	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-
fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 	 „(1)	Die	Genehmigung	wird,	wenn	die	Entscheidung	nach	§	15	unanfechtbar	geworden	ist,	durch	Aus-
händigung	der	Genehmigungsurkunde	erteilt.	

	 	 (2)	Die	Genehmigungsurkunde	muß	enthalten	
1.		 einen	Hinweis	auf	dieses	Gesetz,	
2.		 den	Namen	sowie	Wohn-	und	Betriebssitz	des	Unternehmers,	
3.		 die	 Bezeichnung	 der	 Verkehrsart,	 für	 die	 die	 Genehmigung	 erteilt	 wird,	 im	 Gelegenheitsverkehr	

auch	der	Verkehrsform	des	Gelegenheitsverkehrs	(§§	47	bis	49),	
4.		 die	Dauer	der	Genehmigung,	
5.		 die	Bedingungen	und	Auflagen,	
6.		 die	Bezeichnung	der	Aufsichtsbehörde,	
7.		 bei	einem	Straßenbahn-	oder	Obusverkehr	die	Streckenführung	und	im	Falle	des	§	28	Abs.	4	einen	

Hinweis	auf	den	Vorbehalt,	
8.		 bei	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	die	Linienführung,	die	Zahl,	die	Art	und	das	Fassungsvermö-

gen	(Sitz-	und	Stehplätze)	der	genehmigten	Kraftfahrzeuge	und	Anhänger,	
9.		 bei	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	die	einzelnen	Kraftfahrzeuge	unter	Angabe	ihrer	amt-

lichen	Kennzeichen.	
	 	 (3)	Im	Falle	eines	Austauschs	von	Kraftfahrzeugen	nach	§	9	Abs.	2	Satz	2	hat	der	Unternehmer	die	Ge-

nehmigungsurkunde	der	Genehmigungsbehörde	zur	Ergänzung	vorzulegen.	Das	gleiche	gilt,	wenn	ein	Un-
ternehmer	ein	Kraftfahrzeug	des	Gelegenheitsverkehrs	nicht	mehr	verwendet.	

	 	 (4)	(weggefallen)	
	 	 (5)	Die	erteilte	Genehmigung	kann	nur	durch	die	Genehmigungsurkunde	oder	eine	amtliche	Ausferti-

gung	nachgewiesen	werden.	
	 	 (6)	 Im	 Gelegenheitsverkehr	 mit	 Kraftfahrzeugen	 ist	 die	 Genehmigungsurkunde	 oder	 eine	 gekürzte	

Ausfertigung	auf	der	Fahrt	mitzuführen	und	zuständigen	Personen	auf	Verlangen	zur	Prüfung	auszuhändi-
gen.	Dies	 gilt	 im	Falle	 des	 §	 9	Abs.	 4	 außerdem	 für	die	Urkunden,	 aus	denen	 sich	die	Genehmigung	der	
verwendeten	Kraftomnibusse	zum	Gelegenheitsverkehr	ergibt.	

	 	 (7)	Hat	eine	Genehmigungsurkunde	oder	eine	einstweilige	Erlaubnis	(§	20)	 ihre	Gültigkeit	anders	als	
durch	Zeitablauf	verloren,	so	ist	sie	unverzüglich	einzuziehen	oder,	falls	dies	nicht	möglich	ist,	auf	Kosten	
des	Unternehmers	für	kraftlos	zu	erklären.	

	 	 (8)	Von	den	Vorschriften	des	Absatzes	2	Nr.	9	kann	die	Genehmigungsbehörde	für	die	Deutsche	Bun-
despost	und	die	Deutsche	Bundesbahn	sowie	für	bewährte	Betriebe	mit	ausreichendem	Fahrzeugbestand	
Ausnahmen	zulassen.“	

	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	3	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	 I	S.	1962)	hat	Abs.	3	neu	ge-
fasst.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	 Die	 Erteilung	 der	 Genehmigung	 kann	 nur	 durch	 die	 Genehmigungsurkunde	 oder	 eine	 amtliche	
Ausfertigung	nachgewiesen	werden.“	

	 Artikel	 1	 Nr.	 3	 lit.	 b	 desselben	 Gesetzes	 hat	 in	 Abs.	 4	 Satz	 1	 „oder	 eine	 beglaubigte	 Kopie	 der	 Gemein-
schaftslizenz“	nach	„Ausfertigung“	eingefügt.	

	 01.09.2007.—Artikel	2	Nr.	2	lit.	a	litt.	aa	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	in	Abs.	1	
Nr.	2	„mit	Personenkraftwagen“	nach	„Gelegenheitsverkehr“	eingefügt.	
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§	18	Informationspflicht	der	Genehmigungsbehörde	
(1)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	ein	Verzeichnis	aller	Genehmigungen,	die	im	öffentlichen	Per-

sonennahverkehr	für	den	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	Kraftfahrzeugen	im	Linienver-
kehr	 bestehen,	 am	 Ende	 jedes	 Kalenderjahres	 im	 Amtsblatt	 der	 Europäischen	 Union	 bekannt	 zu	
machen.	Die	Bekanntmachung	muss	folgende	Angaben	enthalten:	
1.		die	Linienführung,		
2.		die	Geltungsdauer,		
3.		einen	Hinweis	 darauf,	 dass	 der	Antrag	 auf	 Genehmigung	 für	 den	weiteren	Betrieb	 des	 Ver-
kehrs	in	den	Fristen	des	§	12	Absatz	5	Satz	1	oder	Absatz	6	Satz	1	gestellt	werden	kann.	

	 (2)	In	die	Bekanntmachung	nach	Absatz	1	können	die	nach	Artikel	7	Absatz	2	der	Verordnung	
(EG)	Nr.	1370/2007	und	die	nach	§	8a	Absatz	2	Satz	2	dieses	Gesetzes	vorgeschriebenen	Informati-
onen	der	zuständigen	Behörde	aufgenommen	werden.	In	diesem	Fall	ist	die	dreimonatige	Frist	für	
den	Antrag	auf	Genehmigung	eines	Verkehrs	abweichend	von	§	12	Absatz	6	Satz	1	besonders	festzu-
legen.20	
	
§	19	Tod	des	Unternehmers	
(1)	Nach	dem	Tod	des	Unternehmers	kann	der	Erbe	den	Betrieb	vorläufig	weiterführen	oder	die-

se	Befugnis	auf	einen	Dritten	übertragen;	das	gleiche	gilt	für	den	Testamentsvollstrecker,	Nachlaß-
pfleger	 oder	 Nachlaßverwalter	 während	 einer	 Testamentsvollstreckung,	 Nachlaßpflegschaft	 oder	
Nachlaßverwaltung.	

																																																																																																																																																																																				
	 Artikel	2	Nr.	2	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	8	„Kraftfahrzeugen“	durch	„Personenkraft-

wagen“	ersetzt.	
	 Artikel	2	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	und	2	jeweils	„mit	Personenkraftwagen“	nach	

„Gelegenheitsverkehr“	eingefügt.	
	 14.09.2007.—Artikel	27	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	7.	September	2007	(BGBl.	I	S.	2246)	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	

Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	 Die	 Erteilung	 der	 Genehmigung	 kann	 nur	 durch	 die	 Genehmigungsurkunde	 oder	 eine	 amtliche	

Ausfertigung	oder	im	Falle	des	Gelegenheitsverkehrs	mit	Kraftomnibussen	durch	die	Gemeinschaftslizenz	
nach	Artikel	3a	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	684/92	des	Rates	vom	16.	März	1992	zur	Einführung	gemein-
samer	 Regeln	 für	 den	 grenzüberschreitenden	 Personenverkehr	 mit	 Kraftomnibussen	 (ABl.	 EG	 Nr.	 L	 74	
S.	1),	die	zuletzt	durch	die	Verordnung	(EG)	Nr.	11/98	des	Rates	vom	11.	Dezember	1997	(ABl.	EG	1998	
Nr.	L	4	S.	1)	geändert	worden	ist,	oder	eine	beglaubigte	Kopie	der	Gemeinschaftslizenz	nachgewiesen	wer-
den.“	

	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	 I	 S.	2272)	hat	 in	Abs.	3	 „Arti-
kel	3a	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	684/92	des	Rates	vom	16.	März	1992	zur	Einführung	gemeinsamer	Re-
geln	für	den	grenzüberschreitenden	Personenverkehr	mit	Kraftomnibussen	(ABl.	EG	Nr.	L	74	S.	1),	die	zu-
letzt	durch	die	Verordnung	(EG)	Nr.	11/98	des	Rates	vom	11.	Dezember	1997	(ABl.	EG	1998	Nr.	L	4	S.	1)	
geändert	worden	ist,“	durch	„Artikel	4	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1073/2009	des	Europäischen	Parlaments	
und	des	Rates	vom	21.	Oktober	2009	über	gemeinsame	Regeln	für	den	Zugang	zum	grenzüberschreitenden	
Personenkraftverkehrsmarkt	 und	 zur	 Änderung	 der	 Verordnung	 (EG)	 Nr.	 561/2006	 (ABl.	 L	 300	 vom	
14.11.2009,	S.	88)“	ersetzt.	

20	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufgeho-

ben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	18	Aushändigung	der	Genehmigungsurkunde	an	juristische	Personen	
	 	 Einer	Aktiengesellschaft,	einer	Kommanditgesellschaft	auf	Aktien,	einer	Gesellschaft	mit	beschränkter	

Haftung	oder	einer	Genossenschaft	darf	die	Genehmigungsurkunde	erst	 ausgehändigt	werden,	wenn	die	
Eintragung	in	das	Register	nachgewiesen	ist.“	

	 QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2598)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
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(2)	Die	Befugnis	erlischt,	wenn	nicht	der	Erbe	oder	der	Dritte	binnen	drei	Monaten	nach	Ablauf	
der	 für	die	Ausschlagung	der	Erbschaft	 vorgesehenen	Frist	 oder	die	 in	Absatz	1	 zweiter	Halbsatz	
genannten	Personen	binnen	drei	Monaten	nach	der	Annahme	ihres	Amtes	oder	ihrer	Bestellung	die	
Genehmigung	beantragt	haben;	ein	in	der	Person	des	Erben	wirksam	gewordener	Fristablauf	wirkt	
auch	gegen	den	Nachlaßverwalter.	Bei	der	Prüfung	des	Genehmigungsantrags	ist	§	13	Abs.	2	und	4	
nicht	 anzuwenden.	Wird	 dem	Antrag	 stattgegeben,	 so	 ist	 als	 Zeitpunkt	 des	Ablaufs	 der	 Genehmi-
gung	der	Tag	zu	bestimmen,	an	dem	die	Genehmigung	des	Rechtsvorgängers	abgelaufen	sein	würde.	
(3)	Bei	Unternehmern	mit	Betriebspflicht	nach	§	21	hat	die	Genehmigungsbehörde	dafür	zu	sor-

gen,	daß	der	Betrieb	keine	Unterbrechung	erfährt.	Wird	der	Betrieb	von	den	in	Absatz	1	genannten	
Personen	 nicht	 vorläufig	weitergeführt,	 so	 kann	 die	 Genehmigungsbehörde	 für	 die	Übergangszeit	
zur	Aufrechterhaltung	des	Betriebs	eine	einstweilige	Erlaubnis	nach	§	20	an	einen	anderen	erteilen.	
(4)	Im	Falle	der	Erwerbs-	oder	Geschäftsunfähigkeit	des	Unternehmers	oder	der	für	die	Führung	

der	Geschäfte	bestellten	Person	darf	ein	Dritter	das	Unternehmen	bis	zu	einem	Jahr	weiterführen.	In	
ausreichend	begründeten	Sonderfällen	kann	diese	Frist	um	sechs	Monate	verlängert	werden.21	
	
§	20	Einstweilige	Erlaubnis	
(1)	Wenn	eine	 sofortige	Einrichtung,	Erweiterung	oder	wesentliche	Änderung	eines	Linienver-

kehrs	mit	Kraftfahrzeugen	im	öffentlichen	Verkehrsinteresse	liegt,	kann	die	Genehmigungsbehörde,	
in	deren	Bezirk	der	Verkehr	betrieben	werden	soll,	dem	Antragsteller	eine	widerrufliche	einstweili-
ge	Erlaubnis	 erteilen;	die	Voraussetzungen	des	§	13	Abs.	 1	 oder	Absatz	1a	müssen	vorliegen.	Die	
Erteilung	ist	auch	den	in	§	14	Abs.	1	Nr.	1	genannten	Unternehmern	bekanntzugeben.	
(2)	Die	einstweilige	Erlaubnis	wird	schriftlich	erteilt.	Sie	muß	enthalten	
1.		den	Hinweis	auf	diese	Vorschrift	mit	einem	Zusatz,	daß	die	einstweilige	Erlaubnis	einen	An-
spruch	auf	Erteilung	einer	Genehmigung	nicht	begründet,	

2.		Name,	Wohn-	und	Betriebssitz	des	Unternehmers,	
3.		Geltungsdauer,	
4.		etwaige	Bedingungen	und	Auflagen,	
5.		Linienführung.	
(3)	Die	einstweilige	Erlaubnis	erlischt	nach	sechs	Monaten,	 soweit	 sie	nicht	vorher	widerrufen	

wird.	In	den	Fällen	des	Artikels	5	Absatz	5	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	kann	die	einstweili-
ge	Erlaubnis	auf	bis	 zu	 zwei	 Jahre	befristet	werden.	 Sie	begründet	keinen	Anspruch	auf	Erteilung	
einer	Genehmigung.	§	15	Abs.	3	und	5	gilt	entsprechend.	
(4)	§	17	Abs.	3,	4	und	5	gilt	entsprechend.22	

																																																								
21	ÄNDERUNGEN	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„und	3“	

durch	„und	4“	ersetzt.	
22	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 10	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Duldet	die	Einrichtung,	Erweiterung	oder	wesentliche	Änderung	eines	Linienverkehrs	mit	Kraft-

fahrzeugen	keinen	Aufschub,	 so	 kann	die	 von	der	 Landesregierung	bestimmte	Behörde,	 in	 deren	Gebiet	
der	Verkehr	betrieben	werden	soll,	eine	jederzeit	widerrufliche	einstweilige	Erlaubnis	erteilen,	wenn	dies	
im	öffentlichen	Verkehrsinteresse	geboten	ist	und	die	Voraussetzungen	des	§	13	Abs.	1	gegeben	sind.	

	 	 (2)	Die	einstweilige	Erlaubnis	erlischt	nach	sechs	Monaten,	soweit	sie	nicht	vorher	widerrufen	wird.	Sie	
begründet	keinen	Anspruch	auf	Erteilung	einer	Genehmigung.	

	 	 (3)	Über	die	einstweilige	Erlaubnis	 ist	 für	 jedes	verwendete	Fahrzeug	eine	Bescheinigung	zu	erteilen.	
Die	Bescheinigung	hat	zu	enthalten	

1.		 den	 Hinweis	 auf	 diese	 Vorschrift	 mit	 einem	 Zusatz,	 daß	 aus	 der	 einstweiligen	 Erlaubnis	 ein	 An-
spruch	auf	die	Erteilung	einer	Genehmigung	nicht	hergeleitet	werden	kann,	

2.		 Begründung	der	Dringlichkeit	der	Einrichtung	des	Verkehrs	im	Sinne	des	Absatzes	1,	
3.		 Name	sowie	Wohn-	und	Betriebssitz	des	Unternehmers,	
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§	20a23	
	
§	21	Betriebspflicht	
(1)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	den	ihm	genehmigten	Betrieb	aufzunehmen	und	während	

der	Geltungsdauer	der	Genehmigung	den	öffentlichen	Verkehrsinteressen	und	dem	Stand	der	Tech-
nik	entsprechend	aufrechtzuerhalten.	Gegenstand	der	Betriebspflicht	sind	alle	Bestandteile	der	Ge-
nehmigung	und	die	nach	§	12	Absatz	1a	zugesicherten	Bestandteile	des	Genehmigungsantrages.	
(2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	dem	Unternehmer	für	die	Aufnahme	des	Betriebs	eine	Frist	

setzen.	
(3)	Im	öffentlichen	Personennahverkehr	kann	die	Genehmigungsbehörde	dem	Unternehmer	auf-

erlegen,	den	von	ihm	betriebenen	Verkehr	zu	erweitern	oder	zu	ändern,	wenn	die	öffentlichen	Ver-
kehrsinteressen	es	erfordern	und	es	dem	Unternehmer	unter	Berücksichtigung	seiner	wirtschaftli-
chen	Lage,	 einer	 ausreichenden	Verzinsung	und	Tilgung	des	Anlagekapitals	und	der	notwendigen	
technischen	Entwicklung	zugemutet	werden	kann.	Für	das	Verfahren	gelten	die	§§	14,	15	und	17	
entsprechend.	
(4)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	den	Unternehmer	auf	seinen	Antrag	von	der	Verpflichtung	

nach	Absatz	1	für	den	gesamten	oder	einen	Teil	des	von	ihm	betriebenen	Verkehrs	vorübergehend	
oder	auf	Dauer	entbinden,	wenn	ihm	die	Erfüllung	der	Betriebspflicht	nicht	mehr	möglich	ist	oder	
ihm	dies	unter	Berücksichtigung	seiner	wirtschaftlichen	Lage,	einer	ausreichenden	Verzinsung	und	
Tilgung	 des	Anlagekapitals	 und	der	 notwendigen	 technischen	Entwicklung	 nicht	mehr	 zugemutet	
werden	kann.	Eine	Entbindung	von	der	Verpflichtung	nach	Absatz	1	für	einen	Teil	des	vom	Unter-
nehmer	betriebenen	Verkehrs	darf	darüber	hinaus	 in	der	Regel	nur	vorgenommen	werden,	wenn	
das	öffentliche	Verkehrsinteresse	nicht	entgegensteht.	Für	Bestandteile	des	Genehmigungsantrages,	
die	vom	Unternehmer	nach	§	12	Absatz	1a	verbindlich	zugesichert	wurden,	bleibt	die	Erfüllung	der	
Betriebspflicht	in	der	Regel	zumutbar.	Bis	zur	Entscheidung	über	den	Antrag	hat	der	Unternehmer	
den	 Verkehr	 aufrechtzuerhalten.	 Die	 Genehmigungsbehörde	 informiert	 die	 zuständige	 Behörde	

																																																																																																																																																																																				
4.		 die	Bezeichnung	der	Fahrzeuge	und	ihrer	amtlichen	Kennzeichen,	
5.		 die	Dauer	der	einstweiligen	Erlaubnis,	
6.		 die	 Bezeichnung	 der	 Punkte,	 zwischen	 denen	 der	 Verkehr	 betrieben	werden	 soll,	 gegebenenfalls	

auch	der	Wegstrecke,	
7.		 Beförderungsentgelte	und	Fahrplan,	
8.		 Bedingungen	und	Auflagen.	

	 Die	 Bescheinigung	 ist	 auf	 der	 Fahrt	 mitzuführen	 und	 zuständigen	 Personen	 auf	 Verlangen	 zur	 Prüfung	
auszuhändigen.	

	 	 (4)	Die	Voraussetzungen	für	die	Erteilung	einer	einstweiligen	Erlaubnis	gelten	im	Falle	des	§	19	Abs.	3	
Satz	2	als	gegeben.“	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	11	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	 S.	2598)	hat	 in	Abs.	1		
Satz	1	„oder	Absatz	1a“	nach	„Abs.	1“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	2	eingefügt.	
23		QUELLE	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	20a	Erweiterung	und	Änderung	des	Verkehrs	
	 	 Sofern	die	öffentlichen	Verkehrsinteressen	es	erfordern	und	es	dem	Unternehmer	unter	Berücksichti-

gung	 seiner	wirtschaftlichen	 Lage,	 einer	 ausreichenden	 Verzinsung	 und	 Tilgung	 des	 Anlagekapitals	 und	
der	notwendigen	technischen	Entwicklung	zumutbar	ist,	kann	die	Genehmigungsbehörde	dem	Unterneh-
mer	auferlegen,	den	von	ihm	betriebenen	Verkehr	zu	erweitern	oder	zu	ändern.	Für	das	Verfahren	gelten	
die	§§	14	bis	18	entsprechend.“	
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über	 eine	 beabsichtigte	 Entbindung	 so	 rechtzeitig,	 dass	 diese	 eine	 Notmaßnahme	 nach	 Artikel	 5	
Absatz	5	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007	ergreifen	kann.	
(5)	Im	Personenfernverkehr	(§	42a	Satz	1)	kann	der	Unternehmer	unbeschadet	des	Absatzes	4	

der	Genehmigungsbehörde	anzeigen,	dass	er	den	Verkehr	einstellen	will.	 In	diesem	Fall	endet	die	
Betriebspflicht	drei	Monate	nach	Eingang	der	Anzeige	bei	der	Genehmigungsbehörde.24	
	
§	22	Beförderungspflicht	
Der	Unternehmer	ist	zur	Beförderung	verpflichtet,	wenn	
1.		die	Beförderungsbedingungen	eingehalten	werden,	
2.		die	Beförderung	mit	den	regelmäßig	eingesetzten	Beförderungsmitteln	möglich	ist	und	
3.		die	Beförderung	nicht	durch	Umstände	verhindert	wird,	die	der	Unternehmer	nicht	abwenden	
und	denen	er	auch	nicht	abhelfen	kann.25	

	
																																																								
24	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 12	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Der	Unternehmer	ist	verpflichtet,	den	Betrieb	ordnungsmäßig	einzurichten	und	während	der	Dau-

er	der	Genehmigung	nach	den	Bedürfnissen	des	Verkehrs	und	dem	Stand	der	Technik	ordnungsmäßig	auf-
rechtzuerhalten.	

	 	 (2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	dem	Unternehmer	 für	die	Aufnahme	des	Betriebs	eine	Frist	 set-
zen.“	

	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	 I	S.	2378)	hat	Abs.	4	
geändert.	Abs.	4	lautete:	

	 	 „(4)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	den	Unternehmer	auf	seinen	Antrag	von	der	Verpflichtung	nach	
Absatz	1	 für	den	gesamten	oder	einen	Teil	des	von	 ihm	betriebenen	Verkehrs	vorübergehend	oder	dau-
ernd	entbinden,	wenn	

1.		 die	öffentlichen	Verkehrsinteressen	nicht	entgegenstehen	oder	
2.		 dem	Unternehmer	die	Erfüllung	der	Betriebspflicht	nicht	mehr	möglich	ist	oder	ihm	unter	Berück-

sichtigung	seiner	wirtschaftlichen	Lage,	einer	ausreichenden	Verzinsung	und	Tilgung	des	Anlageka-
pitals	und	der	notwendigen	technischen	Entwicklung	nicht	mehr	zugemutet	werden	kann.	

	 Bis	zur	Entscheidung	über	den	Antrag	hat	der	Unternehmer	den	Verkehr	aufrechtzuerhalten.“	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	12	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	1	Satz	2	

eingefügt.	
	 Artikel	 1	Nr.	 12	 lit.	 b	 desselben	Gesetzes	hat	 Satz	 1	 in	Abs.	 3	 neu	 gefasst.	 Satz	 1	 lautete:	 „Die	Genehmi-

gungsbehörde	kann	dem	Unternehmer	auferlegen,	den	von	ihm	betriebenen	Verkehr	zu	erweitern	oder	zu	
ändern,	wenn	die	 öffentlichen	Verkehrsinteressen	 es	 erfordern	und	 es	dem	Unternehmer	unter	Berück-
sichtigung	 seiner	wirtschaftlichen	Lage,	 einer	ausreichenden	Verzinsung	und	Tilgung	des	Anlagekapitals	
und	der	notwendigen	technischen	Entwicklung	zugemutet	werden	kann.“	

	 Artikel	1	Nr.	12	lit.	c	und	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	durch	Abs.	4	und	5	ersetzt.	Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	den	Unternehmer	auf	seinen	Antrag	von	der	Verpflichtung	nach	

Absatz	1	 für	den	gesamten	oder	einen	Teil	des	von	 ihm	betriebenen	Verkehrs	vorübergehend	oder	dau-
ernd	entbinden,	wenn	dem	Unternehmer	die	Erfüllung	der	Betriebspflicht	nicht	mehr	möglich	ist	oder	ihm	
unter	Berücksichtigung	seiner	wirtschaftlichen	Lage,	einer	ausreichenden	Verzinsung	und	Tilgung	des	An-
lagekapitals	und	der	notwendigen	technischen	Entwicklung	nicht	mehr	zugemutet	werden	kann.	Steht	das	
öffentliche	Verkehrsinteresse	einer	Entbindung	entgegen,	so	gilt	§	8	Abs.	4	entsprechend.	Bis	zur	Entschei-
dung	über	den	Antrag	hat	der	Unternehmer	den	Verkehr	aufrechtzuerhalten.“	

25	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 12	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Der	Unternehmer	ist	zur	Beförderung	verpflichtet,	wenn	

1.		 den	geltenden	Beförderungsbedingungen	und	den	behördlichen	Anordnungen	entsprochen	wird,	
2.		 die	Beförderung	mit	den	regelmäßigen	Beförderungsmitteln	möglich	ist	und	
3.		 die	 Beförderung	 nicht	 durch	 Umstände	 verhindert	 wird,	 die	 der	 Unternehmer	 nicht	 abwenden	

konnte	und	deren	Auswirkung	er	auch	nicht	abzuhelfen	vermochte.“	
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§	23	Haftung	für	Sachschäden	
Der	Unternehmer	kann	die	Haftung	für	Sachschäden	gegenüber	jeder	beförderten	Person	nur	in-

soweit	ausschließen,	als	der	Schaden	1	000	Euro	übersteigt	und	nicht	auf	Vorsatz	oder	grober	Fahr-
lässigkeit	beruht.26	
	
§	2427	
	
§	25	Widerruf	der	Genehmigung	
(1)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	die	Genehmigung	zu	widerrufen,	wenn	
1.		nicht	mehr	alle	Voraussetzungen	des	§	13	Absatz	1	Nummer	1	bis	3	vorliegen,	
2.		bei	 eigenwirtschaftlichen	 Verkehren	 die	 Betriebspflichten	 nachhaltig	 nicht	 erfüllt	 werden		
oder	

3.		bei	Verkehren	nach	§	8a	Absatz	1	Satz	2	in	Verbindung	mit	Artikel	3	Absatz	1	der	Verordnung	
(EG)	Nr.	1370/2007	nach	Feststellung	der	zuständigen	Behörde	kein	wirksamer	öffentlicher	
Dienstleistungsauftrag	mehr	besteht.	

Die	erforderliche	Zuverlässigkeit	des	Unternehmers	ist	insbesondere	nicht	mehr	gegeben,	wenn	in	
seinem	 Verkehrsunternehmen	 trotz	 schriftlicher	 Mahnung	 die	 der	 Verkehrssicherheit	 dienenden	
Vorschriften	nicht	 befolgt	werden	oder	den	Verpflichtungen	 zuwidergehandelt	wird,	 die	 dem	Un-
ternehmer	 nach	 diesem	 Gesetz	 oder	 nach	 den	 auf	 Grund	 dieses	 Gesetzes	 erlassenen	 Rechtsvor-
schriften	obliegen.	
(2)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 die	 Genehmigung	widerrufen,	 wenn	 die	 Voraussetzungen	

des	§	13	Absatz	1	Satz	1	Nummer	4	nicht	mehr	vorliegen	oder	der	Unternehmer	die	ihm	gesetzlich	
obliegenden	arbeitsrechtlichen,	 sozialrechtlichen	oder	die	sich	aus	seinem	Unternehmen	ergeben-
den	steuerrechtlichen	Verpflichtungen	wiederholt	nicht	erfüllt	oder	in	schwerwiegender	Weise	da-
gegen	verstoßen	hat.	
(3)	 Auf	 Verlangen	 der	 Genehmigungsbehörde	 hat	 der	 Unternehmer	 den	 Nachweis	 zu	 führen,	

dass	die	Voraussetzungen	des	§	13	Absatz	1	Satz	1	Nummer	4	vorliegen	und	die	sonst	in	Absatz	2	
bezeichneten	 Verpflichtungen	 erfüllt	 werden.	 Die	 Finanzbehörden	 dürfen	 den	 Genehmigungsbe-
hörden	Mitteilung	über	die	wiederholte	Nichterfüllung	der	sich	aus	dem	Unternehmen	ergebenden	

																																																								
26	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 12	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	23	Haftung,	Versicherungsnachweis	
	 	 (1)	Der	Unternehmer	kann	die	ihm	den	beförderten	Personen	gegenüber	obliegende	Haftung	für	Per-

sonenschäden	nicht	ausschließen.	Die	Haftung	für	Sachschäden	darf	gegenüber	 jeder	beförderten	Person	
nur	insoweit	ausgeschlossen	werden,	als	der	Schaden	1	000	Deutsche	Mark	übersteigt.	

	 	 (2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	von	dem	Unternehmer	 jederzeit	den	Nachweis	der	Versicherung	
verlangen.“	

	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3762)	hat	„2	000	Deutsche	
Mark“	durch	„1	000	Euro“	ersetzt.	

27	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	24	Einstellung	des	Betriebs	
	 	 (1)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 den	 Unternehmer	 auf	 seinen	 Antrag	 von	 der	 Verpflichtung	 zur	

Aufrechterhaltung	des	Betriebs	vorübergehend	oder	dauernd,	und	zwar	 für	den	Betrieb	 im	ganzen	oder	
für	einen	Teil,	entbinden,	wenn	ihm	die	Weiterführung	des	Betriebs	nicht	mehr	zugemutet	werden	kann	
oder	die	öffentlichen	Verkehrsinteressen	dies	nicht	mehr	erfordern.	Bis	zur	Entscheidung	über	den	Antrag	
hat	der	Unternehmer	den	Betrieb	weiterzuführen.	

	 	 (2)	Wird	der	Unternehmer	von	der	Verpflichtung	zur	Aufrechterhaltung	des	Betriebs	 im	ganzen	dau-
ernd	entbunden,	so	erlischt	damit	die	Genehmigung.“	
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steuerrechtlichen	Verpflichtungen	oder	die	Abgabe	der	Vermögensauskunft	nach	§	284	der	Abga-
benordnung	machen.	
(3a)	Soweit	beim	Verkehr	mit	Kraftomnibussen	eine	Genehmigung	nicht	nach	Artikel	13	Absatz	3	

der	Verordnung	(EG)	Nr.	1071/2009	zu	entziehen	ist,	hat	die	zuständige	Behörde	die	Genehmigung	
zu	widerrufen,	wenn	nachträglich	Tatsachen	eintreten,	die	zur	Versagung	der	Berufszulassung	hät-
ten	 führen	müssen.	Artikel	13	Absatz	1	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1071/2009	 ist	entsprechend	an-
zuwenden.	Absatz	3	Satz	2	gilt	entsprechend.	
(4)	Die	Absätze	1	 bis	 3a	 sind	 auf	 den	Widerruf	 der	Genehmigung	 für	 die	Übertragung	der	Be-

triebsführung	entsprechend	anzuwenden.28	

																																																								
28	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1970.—Artikel	2	§	14	des	Gesetzes	vom	27.	Juni	1970	(BGBl.	I	S.	911)	hat	in	Abs.	3	„Ableistung	des	

Offenbarungseides	nach	§	325“	durch	„Abgabe	der	eidesstattlichen	Versicherung	nach	§	332“	ersetzt.	
	 01.01.1976.—Artikel	II	Abs.	3	des	Gesetzes	vom	13.	Juni	1974	(BGBl.	 I	S.	1281)	hat	 in	Abs.	5	„Kraftfahrt-

Bundesamt“	durch	„Gewerbezentralregister“	ersetzt.	
	 01.01.1977.—Artikel	1	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	I	S.	2439)	hat	in	Abs.	2	Nr.	2	„oder	

gegen	Auflagen	in	einer	Entscheidung	nach	§	45a	Abs.	4	Satz	2“	nach	„Genehmigung“	eingefügt.	
	 Artikel	91	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	1976	(BGBl.	I	S.	3341)	hat	in	Abs.	3	„§	332	der	Reichsabgaben-

ordnung“	durch	„§	284	der	Abgabenordnung“	ersetzt.	
	 01.10.1978.—Artikel	1	Nr.	7	lit.	a	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	„Nr.	1	

und	2“	nach	„Abs.	1“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	7	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	4	aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„Die	Rücknahme	der	

Genehmigung	ist	bei	den	in	§	17	Abs.	4	genannten	Verkehrsarten	nach	endgültiger	Entscheidung	hierüber	
auf	Kosten	des	Unternehmers	 im	amtlichen	Verkündungsblatt	der	Genehmigungsbehörde	zu	veröffentli-
chen.“	

	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 14	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	25	Rücknahme	der	Genehmigung	
	 	 (1)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	die	Genehmigung	zurückzunehmen,	wenn	nicht	mehr	alle	Voraus-

setzungen	des	§	13	Abs.	1	Nr.	1	und	2	vorliegen.	Die	erforderliche	Zuverlässigkeit	des	Unternehmers	(§	13	
Abs.	1	Nr.	2)	 ist	 insbesondere	nicht	mehr	gegeben,	wenn	in	seinem	Verkehrsunternehmen	trotz	schriftli-
cher	Mahnung	

1.		 die	im	Interesse	der	öffentlichen	Sicherheit	erlassenen	Vorschriften	nicht	befolgt	werden	oder	
2.		 den	 Verpflichtungen	 zuwidergehandelt	wird,	 die	 dem	Unternehmer	 nach	 diesem	 Gesetz	 oder	 auf	

Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Rechtsvorschriften	obliegen.	
	 	 (2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	die	Genehmigung	zurücknehmen,	wenn	

1.		 die	Genehmigung	auf	Grund	unrichtiger	Angaben	erteilt	worden	ist,	die	der	Unternehmer	oder	sein	
Beauftragter	wissentlich	oder	grob	fahrlässig	gemacht	hat,	

2.		 gegen	die	Bedingungen	oder	Auflagen	der	Genehmigung	oder	gegen	Auflagen	in	einer	Entscheidung	
nach	§	45a	Abs.	4	Satz	2	verstoßen	wird	oder	

3.		 der	Unternehmer	die	ihm	gesetzlich	obliegenden	arbeitsrechtlichen,	sozialrechtlichen	oder	die	sich	
aus	 seinem	 Unternehmen	 ergebenden	 steuerrechtlichen	 Verpflichtungen	 wiederholt	 nicht	 erfüllt	
hat.	

	 	 (3)	Auf	Verlangen	der	Genehmigungsbehörde	hat	der	Unternehmer	den	Nachweis	der	Erfüllung	der	in	
Absatz	2	Nr.	 3	 erwähnten	Verpflichtungen	 zu	 führen;	 die	 Finanzbehörden	dürfen	den	Genehmigungsbe-
hörden	Mitteilung	über	die	wiederholte	Nichterfüllung	der	steuerrechtlichen	Verpflichtungen	oder	die	Ab-
gabe	der	eidesstattlichen	Versicherung	nach	§	284	der	Abgabenordnung	machen.	

	 	 (4)	 Die	 Rücknahme	 der	 Genehmigung	 wird	 durch	 schriftlichen	 Bescheid	 ausgesprochen,	 der	 zu	 be-
gründen,	mit	Rechtsmittelbelehrung	zu	versehen	und	dem	Unternehmer	zuzustellen	ist.	

	 	 (5)	Die	Rücknahme	der	Genehmigung	für	den	Linien-	und	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	hat	
die	 Genehmigungsbehörde	 dem	 Gewerbezentralregister	 unter	 Angabe	 der	 Gründe	 mit	 Namen	 sowie	
Wohn-	und	Betriebssitz	des	Unternehmers	mitzuteilen.	

	 	 (6)	Absatz	1	bis	5	sind	auf	die	Rücknahme	der	Genehmigung	für	die	Betriebsübertragung	entsprechend	
anzuwenden.“	
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§	25a	Untersagung	von	Personenkraftverkehrsgeschäften	
Rechtfertigen	Tatsachen	die	Annahme,	 dass	 beim	Verkehr	mit	Kraftomnibussen	der	Unterneh-

mer	oder	der	Verkehrsleiter	die	Voraussetzungen	hinsichtlich	der	Zuverlässigkeit	nach	Artikel	6	der	
Verordnung	(EG)	Nr.	1071/2009	nicht	erfüllt,	kann	dem	Unternehmer	oder	dem	Verkehrsleiter	die	
Führung	von	Personenkraftverkehrsgeschäften	untersagt	werden.	Das	Untersagungsverfahren	kann	
unabhängig	von	einem	Verfahren	auf	Widerruf	der	Genehmigung	durchgeführt	werden.	Auf	Antrag	
ist	dem	Unternehmer	oder	dem	Verkehrsleiter	die	Führung	von	Personenkraftverkehrsgeschäften	
von	der	Behörde,	 die	 die	 Führung	von	Personenkraftverkehrsgeschäften	untersagt	 hat,	wieder	 zu	
gestatten,	 wenn	 Tatsachen	 die	 Annahme	 rechtfertigen,	 dass	 eine	 Unzuverlässigkeit	 im	 Sinne	 des	
Satzes	 1	 nicht	mehr	 vorliegt.	 Vor	 Ablauf	 eines	 Jahres	 nach	 Bestandskraft	 der	 Untersagungsverfü-
gung	 kann	 die	Wiederaufnahme	 der	 Führung	 von	 Personenkraftverkehrsgeschäften	 nur	 gestattet	
werden,	wenn	hierfür	besondere	Gründe	vorliegen.29	
	
§	26	Erlöschen	der	Genehmigung	
Die	Genehmigung	erlischt	
1.		bei	einem	Straßenbahn-,	Obusverkehr	oder	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	sowie	einem	
Taxenverkehr,	wenn	der	Unternehmer	
a)		den	Betrieb	nicht	innerhalb	der	ihm	von	der	Genehmigungsbehörde	gesetzten	Frist	aufge-
nommen	hat	oder	

b)		von	 der	 Verpflichtung	 zur	 Aufrechterhaltung	 des	 gesamten	 ihm	 genehmigten	 Verkehrs	
dauernd	entbunden	wird,	

2.		beim	Taxenverkehr,	wenn	der	Unternehmer	seinen	Betriebssitz	in	eine	andere	Gemeinde	ver-
legt.30	

																																																																																																																																																																																				
	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	4	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	in	Abs.	1	Satz	1	

„Nr.	1	bis	3“	nach	„Abs.	1“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„die	Voraussetzungen	des	§	13	Abs.	1	Nr.	4	nicht	mehr	

vorliegen	oder“	nach	„wenn“	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	4	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Auf	Verlangen	der	Genehmigungsbehörde	hat	der	Unternehmer	den	Nachweis	der	Erfüllung	der	in	

Absatz	1	Nr.	 2	 erwähnten	Verpflichtungen	 zu	 führen;	 die	 Finanzbehörden	dürfen	den	Genehmigungsbe-
hörden	 Mitteilung	 über	 die	 wiederholte	 Nichterfüllung	 der	 sich	 aus	 seinem	 Unternehmen	 ergebenden	
steuerrechtlichen	Verpflichtungen	oder	die	Abgabe	der	eidesstattlichen	Versicherung	nach	§	284	der	Ab-
gabenordnung	machen.“	

	 01.01.2013.—Artikel	4	Abs.	21	des	Gesetzes	vom	29.	Juli	2009	(BGBl.	I	S.	2258)	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„eides-
stattlichen	Versicherung“	durch	„Vermögensauskunft“	ersetzt.	

	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2272)	hat	Abs.	3a	einge-
fügt.	

	 Artikel	2	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	„bis	3“	durch	„bis	3a“	ersetzt.	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	13	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	2598)	hat	Satz	1	 in		

Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	1	lautete:	„Die	Genehmigungsbehörde	hat	die	Genehmigung	zu	widerrufen,	wenn	
nicht	mehr	alle	Voraussetzungen	des	§	13	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	vorliegen.	

	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	und	3	Satz	1	jeweils	„Abs.	1	Nr.	4“	durch	„Absatz	1	
Satz	1	Nummer	4“	ersetzt.	

29		QUELLE	
	 26.11.2011.—Artikel	 2	Nr.	 4	 des	 Gesetzes	 vom	 22.	 November	 2011	 (BGBl.	 I	 S.	 2272)	 hat	 die	 Vorschrift	

eingefügt.	
30	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 14	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	die	Genehmigung	für	eine	Straßenbahn	oder	für	einen	Obusver-

kehr	für	erloschen	erklären,	wenn	der	Betrieb	nicht	innerhalb	der	in	der	Genehmigung	bestimmten	Frist	
eröffnet	wird.	
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§	27	Zwangsmaßnahmen	
Das	 Verwaltungszwangsverfahren	 richtet	 sich,	 soweit	 dieses	 Gesetz	 von	 Behörden	 der	 Länder	

ausgeführt	wird,	nach	den	landesrechtlichen	Vorschriften.31	
	

III.	Sonderbestimmungen	für	die	einzelnen	Verkehrsarten	
	

A.	Straßenbahnen	
	
§	28	Planfeststellung	
(1)	Betriebsanlagen	für	Straßenbahnen	dürfen	nur	gebaut	werden,	wenn	der	Plan	vorher	festge-

stellt	 ist.	Bei	der	Planfeststellung	sind	die	von	dem	Vorhaben	berührten	öffentlichen	und	privaten	
Belange	einschließlich	der	Umweltverträglichkeit	im	Rahmen	der	Abwägung	zu	berücksichtigen.	
(1a)	 An	 Stelle	 eines	 Planfeststellungsbeschlusses	 kann	 eine	 Plangenehmigung	 erteilt	 werden,	

wenn	
1.		es	sich	bei	dem	Vorhaben	nicht	um	ein	Vorhaben	handelt,	 für	das	nach	dem	Gesetz	über	die	
Umweltverträglichkeitsprüfung	eine	Umweltverträglichkeitsprüfung	durchzuführen	ist,	

2.		mit	 den	 Trägern	 öffentlicher	 Belange,	 deren	 Aufgabenbereich	 berührt	 wird,	 das	 Benehmen	
hergestellt	worden	ist	und	

3.		Rechte	anderer	nicht	oder	nicht	wesentlich	beeinträchtigt	werden	oder	die	Betroffenen	sich	
mit	der	Inanspruchnahme	ihres	Eigentums	oder	eines	anderen	Rechts	schriftlich	einverstan-
den	erklärt	haben.	

Die	Plangenehmigung	hat	die	Rechtswirkungen	der	Planfeststellung;	 auf	 ihre	Erteilung	 finden	die	
Vorschriften	über	das	Planfeststellungsverfahren	keine	Anwendung.	§	75	Abs.	4	des	Verwaltungs-
verfahrensgesetzes	und	die	entsprechenden	landesrechtlichen	Bestimmungen	gelten	entsprechend.	
Vor	Erhebung	einer	verwaltungsgerichtlichen	Klage	bedarf	es	keiner	Nachprüfung	in	einem	Vorver-
fahren.	
(2)	 Planfeststellung	 und	 Plangenehmigung	 entfallen	 bei	 Änderungen	 und	 Erweiterungen	 von	

unwesentlicher	Bedeutung.	Fälle	unwesentlicher	Bedeutung	liegen	vor,	wenn	
1.		es	sich	nicht	um	eine	Änderung	oder	Erweiterung	handelt,	 für	die	nach	dem	Gesetz	über	die	
Umweltverträglichkeitsprüfung	eine	Umweltverträglichkeitsprüfung	durchzuführen	ist,	

2.		andere	öffentliche	Belange	nicht	berührt	sind	oder	die	erforderlichen	behördlichen	Entschei-
dungen	vorliegen	und	sie	dem	Plan	nicht	entgegenstehen	und	

3.		Rechte	anderer	nicht	beeinflusst	werden	oder	mit	den	vom	Plan	Betroffenen	entsprechende	
Vereinbarungen	getroffen	werden.	

(3)	Bebauungspläne	nach	§	9	des	Baugesetzbuches	ersetzen	die	Planfeststellung	nach	Absatz	1	
und	die	Plangenehmigung	nach	Absatz	1a,	sofern	darin	Betriebsanlagen	für	Straßenbahnen	ausge-
wiesen	sind.	 Ist	eine	Ergänzung	der	Betriebsanlagen	notwendig,	 ein	Bebauungsplan	unvollständig	
oder	soll	von	Festsetzungen	des	Bebauungsplanes	abgewichen	werden,	ist	insoweit	die	Planfeststel-
lung	durchzuführen.	Es	gelten	die	§§	40	und	43	Abs.	1,	2,	4	und	5	sowie	§	44	Abs.	1	bis	4	des	Bauge-
setzbuches.	§	29	Abs.	3	ist	nicht	anzuwenden.	

																																																																																																																																																																																				
	 	 (2)	Im	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	erlischt	die	Genehmigung,	wenn	der	Unternehmer	die	nach	

§	21	Abs.	2	von	der	Genehmigungsbehörde	gestellte	Frist	nicht	einhält.	
	 	 (3)	Im	Verkehr	mit	Kraftdroschken	erlischt	die	Genehmigung,	wenn	der	Unternehmer	seinen	Betriebs-

sitz	in	eine	andere	Gemeinde	verlegt.	
	 	 (4)	§	24	Abs.	2	bleibt	unberührt.“	
31	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 14	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	 hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Das	Verwaltungszwangsverfahren	bestimmt	sich	nach	den	landesrechtlichen	Vorschriften.“	
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(4)	Eine	Genehmigung	nach	§	9	Abs.	1	Nr.	1	darf	nur	erteilt	werden	vorbehaltlich	einer	nach	den	
Absätzen	 1	 bis	 3	 erforderlichen	 Planfeststellung	 oder	 einer	 Plangenehmigung	 oder	 vorbehaltlich	
einer	nach	Absatz	2	Nr.	2	gegebenen	Zustimmung.	Das	Planfeststellungsverfahren	kann	gleichzeitig	
mit	dem	Genehmigungsverfahren	durchgeführt	werden.32	
	

																																																								
32	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1987.—Artikel	 2	Nr.	 13	 lit.	 a	 des	 Gesetzes	 vom	8.	 Dezember	 1986	 (BGBl.	 I	 S.	 2191)	 hat	 in	 Abs.	 3	

Satz	1	Bundesbaugesetzes	vom	23.	Mai	1960	(Bundesgesetzbl.	I	S.	341)“	durch	„Baugesetzbuchs“	ersetzt.	
	 01.08.1990.—Artikel	10	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	12.	Februar	1990	(BGBl.	I	S.	205)	hat	Abs.	1	Satz	2	einge-

fügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 15	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	 hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Neue	Straßenbahnen	dürfen	nur	gebaut	und	bestehende	nur	geändert	werden,	wenn	der	Plan	für	

ihre	Betriebsanlagen	vorher	festgestellt	 ist.	Bei	der	Planfeststellung	ist	die	Umweltverträglichkeit	zu	prü-
fen.	

	 	 (2)	 Bei	 Änderungen	 oder	 Erweiterungen	 von	 unwesentlicher	 Bedeutung	 kann	 eine	 Planfeststellung	
unterbleiben.	 Fälle	 von	 unwesentlicher	 Bedeutung	 liegen	 insbesondere	 vor,	 wenn	 Rechte	 anderer	 nicht	
beeinflußt	werden	oder	wenn	der	Kreis	der	Beteiligten	bekannt	ist	oder	ohne	ein	förmliches	Auslegungs-
verfahren	ermittelt	werden	kann	und	mit	den	Beteiligten	entsprechende	Vereinbarungen	getroffen	wer-
den.	Die	Entscheidung	hierüber	trifft	die	Genehmigungsbehörde.	

	 	 (3)	Sind	Straßenbahnanlagen	in	Bebauungsplänen	nach	§	9	des	Baugesetzbuchs	ausgewiesen,	so	erset-
zen	diese	die	Planfeststellung	nach	Absatz	1.	Sofern	eine	Ergänzung	nötig	ist,	ist	die	Planfeststellung	inso-
weit	zusätzlich	durchzuführen.	

	 	 (4)	Ist	nach	den	Absätzen	1	bis	3	eine	Planfeststellung	notwendig,	so	darf	eine	Genehmigung	nach	§	9	
nur	vorbehaltlich	der	Planfeststellung	oder	vorbehaltlich	der	nach	Absatz	2	zu	treffenden	Vereinbarungen	
erteilt	werden.	Das	Planfeststellungsverfahren	kann	gleichzeitig	mit	dem	Genehmigungsverfahren	durch-
geführt	werden.“	

	 24.12.1993.—Artikel	 5	Nr.	 1	 lit.	 a	 des	 Gesetzes	 vom	17.	 Dezember	 1993	 (BGBl.	 I	 S.	 2123)	 hat	 Satz	 2	 in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Bei	der	Planfeststellung	ist	die	Umweltverträglichkeit	zu	prüfen.“	

	 Artikel	5	Nr.	1	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 Artikel	5	Nr.	1	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	 Die	 Planfeststellung	 kann	 bei	 Änderungen	 oder	 Erweiterungen	 von	 unwesentlicher	 Bedeutung	

unterbleiben,	wenn	
1.		 Rechte	anderer	nicht	berührt	werden	oder	
2.		 die	Betroffenen	zugestimmt	haben.“	

	 Artikel	5	Nr.	1	 lit.	 d	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	3	Satz	1	 „und	die	Plangenehmigung	nach	Absatz	1a“	
nach	„Absatz	1“	eingefügt.	

	 Artikel	5	Nr.	1	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	4	Satz	1	„oder	einer	Plangenehmigung“	nach	„Planfest-
stellung“	eingefügt.	

	 03.08.2001.—Artikel	15	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	27.	 Juli	2001	(BGBl.	 I	S.	1950)	hat	Satz	1	 in	Abs.	1a	neu	
gefasst.	 Satz	 1	 lautete:	 „An	 Stelle	 eines	 Planfeststellungsbeschlusses	 kann	 eine	 Plangenehmigung	 erteilt	
werden,	wenn	

1.		 Rechte	anderer	nicht	oder	nicht	wesentlich	beeinträchtigt	werden	oder	die	Betroffenen	sich	mit	der	
Inanspruchnahme	ihres	Eigentums	oder	eines	anderen	Rechts	schriftlich	einverstanden	erklärt	ha-
ben	und	

2.		 mit	den	Trägern	öffentlicher	Belange,	deren	Aufgabenbereich	berührt	wird,	das	Benehmen	herge-
stellt	worden	ist.“	

	 Artikel	15	Nr.	2	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	 Planfeststellung	 und	 Plangenehmigung	 entfallen	 bei	 Änderungen	 und	 Erweiterungen	 von	 unwe-

sentlicher	Bedeutung.	Fälle	unwesentlicher	Bedeutung	liegen	insbesondere	vor,	wenn	
1.		 andere	öffentliche	Belange	nicht	berührt	sind	oder	die	erforderlichen	behördlichen	Entscheidungen	

vorliegen	und	sie	dem	Plan	nicht	entgegenstehen	und	
2.		 Rechte	anderer	nicht	beeinflußt	werden	oder	mit	den	vom	Plan	Betroffenen	entsprechende	Verein-

barungen	getroffen	werden.“	
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§	28a	Veränderungssperre,	Vorkaufsrecht	
(1)	Sobald	der	Plan	ausgelegt	oder	andere	Gelegenheit	gegeben	ist,	den	Plan	einzusehen,	dürfen	

auf	 den	 vom	 Plan	 betroffenen	 Flächen	 bis	 zu	 ihrer	 Inanspruchnahme	 wesentlich	 wertsteigernde	
oder	 die	 geplanten	 Baumaßnahmen	 erheblich	 erschwerende	 Veränderungen	 nicht	 vorgenommen	
werden	(Veränderungssperre).	Veränderungen,	die	 in	rechtlich	zulässiger	Weise	vorher	begonnen	
worden	sind,	Unterhaltungsarbeiten	und	die	Fortführung	einer	bisher	ausgeübten	Nutzung	werden	
davon	nicht	berührt.	Unzulässige	Veränderungen	bleiben	bei	der	Anordnung	von	Vorkehrungen	und	
Anlagen	und	im	Entschädigungsverfahren	unberücksichtigt.	
(2)	Dauert	die	Veränderungssperre	über	vier	Jahre,	können	die	Eigentümer	für	die	dadurch	ent-

standenen	Vermögensnachteile	Entschädigung	verlangen.	
(3)	In	den	Fällen	des	Absatzes	1	Satz	1	steht	dem	Unternehmer	an	den	betroffenen	Flächen	ein	

Vorkaufsrecht	zu.33	
	
§	29	Planfeststellungsbehörde	
(1)	Planfeststellungsbehörde	ist	die	Genehmigungsbehörde	nach	§	11.	Diese	stellt	den	Plan	nach	

§	28	Abs.	 1	 fest,	 erteilt	 die	Plangenehmigung	nach	§	28	Abs.	 1a	oder	 trifft	 die	Entscheidung	nach	
§	28	Abs.	2.	
(1a)	 Für	 das	 Anhörungsverfahren	 gilt	 §	 73	 des	 Verwaltungsverfahrensgesetzes	 mit	 folgenden	

Maßgaben:	
1.		Die	Einholung	der	 Stellungnahmen	der	Behörden,	 deren	Aufgabenbereich	durch	das	Vorha-
ben	berührt	wird,	sowie	die	Auslegung	des	Plans	in	den	Gemeinden,	in	denen	sich	das	Vorha-
ben	 voraussichtlich	 auswirkt,	 veranlaßt	 die	 Anhörungsbehörde	 innerhalb	 eines	 Monats,	
nachdem	der	Träger	des	Vorhabens	den	Plan	bei	ihr	eingereicht	hat.	

2.		Die	Behörden,	deren	Aufgabenbereich	berührt	wird,	haben	ihre	Stellungnahmen	innerhalb	ei-
ner	von	der	Anhörungsbehörde	zu	setzenden	Frist	abzugeben,	die	drei	Monate	nicht	überstei-
gen	darf.	

3.		Die	Gemeinden	legen	den	Plan	 innerhalb	von	drei	Wochen	nach	Zugang	aus.	Sie	machen	die	
Auslegung	vorher	ortsüblich	bekannt.	

4.		Die	 Erörterung	 nach	 §	 73	 Abs.	 6	 des	 Verwaltungsverfahrensgesetzes	 hat	 die	 Anhörungsbe-
hörde	innerhalb	von	drei	Monaten	nach	Ablauf	der	Einwendungsfrist	abzuschließen.	Sie	gibt	
ihre	Stellungnahme	nach	§	73	Abs.	9	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	innerhalb	eines	Mo-
nats	nach	Abschluß	der	Erörterung	ab.	

5.		Bei	der	Änderung	einer	Betriebsanlage	für	Straßenbahnen	kann	von	einer	förmlichen	Erörte-
rung	im	Sinne	des	§	73	Abs.	6	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	und	des	§	9	Abs.	1	Satz	2	
des	Gesetzes	über	die	Umweltverträglichkeitsprüfung	abgesehen	werden.	Vor	dem	Abschluß	
des	Planfeststellungsverfahrens	ist	den	Einwendern	Gelegenheit	zur	Äußerung	zu	geben.	Die	
Stellungnahme	der	Anhörungsbehörde	nach	§	73	Abs.	9	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	
ist	innerhalb	von	sechs	Wochen	nach	Ablauf	der	Einwendungsfrist	abzugeben.	

Die	Maßgaben	gelten	entsprechend,	wenn	das	Verfahren	landesrechtlich	durch	ein	Verwaltungsver-
fahrensgesetz	geregelt	ist.	
(2)	Werden	Einwendungen	gegen	den	Plan	mit	der	Begründung	erhoben,	daß	öffentliche	Interes-

sen	im	Bereich	von	Bundesbehörden	oder	von	Behörden,	die	 im	Auftrag	des	Bundes	tätig	werden,	
beeinträchtigt	werden	 und	 kommt	 eine	 Einigung	 zwischen	 der	 Planfeststellungsbehörde	 und	 den	
genannten	 Behörden	 nicht	 zustande,	 entscheidet	 die	 Planfeststellungsbehörde	 im	 Benehmen	mit	
dem	Bundesminister	für	Verkehr	und	digitale	Infratruktur.	

																																																								
33	QUELLE	
	 24.12.1993.—Artikel	5	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
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(3)	Kommt	eine	Einigung	über	Einwendungen	nichtbundeseigener	Eisenbahnen	oder	von	Berg-
bahnunternehmen	nicht	 zustande,	hat	die	Planfeststellungsbehörde	die	Entscheidung	der	von	der	
Landesregierung	bestimmten	Behörde	einzuholen	und	der	Planfeststellung	zugrunde	zu	legen.	
(4)	Einwendungen	gegen	den	Plan,	die	nach	Ablauf	der	Einwendungsfrist	erhoben	werden,	sind	

ausgeschlossen.	Hierauf	ist	in	der	Bekanntmachung	der	Auslegung	oder	der	Einwendungsfrist	hin-
zuweisen.	Nach	dem	Erörterungstermin	eingehende	Stellungnahmen	der	Behörden	müssen	bei	der	
Feststellung	des	Plans	nicht	berücksichtigt	werden;	dies	gilt	nicht,	wenn	später	von	einer	Behörde	
vorgebrachte	öffentliche	Belange	der	Planfeststellungsbehörde	auch	ohne	 ihr	Vorbringen	bekannt	
sind	oder	hätten	bekannt	sein	müssen.	
(5)	Der	Planfeststellungsbeschluß	ist	denjenigen,	über	deren	Einwendungen	entschieden	worden	

ist,	 mit	 Rechtsbehelfsbelehrung	 zuzustellen;	 die	 Vorschriften	 des	 Verwaltungsverfahrensgesetzes	
über	die	Bekanntgabe	bleiben	im	übrigen	unberührt.	
(6)	 Vor	 Erhebung	 einer	 verwaltungsgerichtlichen	Klage	 gegen	 einen	 Planfeststellungsbeschluß	

oder	gegen	eine	Plangenehmigung	für	den	Bau	oder	die	Änderung	von	Betriebsanlagen	für	Straßen-
bahnen	 bedarf	 es	 keiner	 Nachprüfung	 in	 einem	 Vorverfahren.	 Die	 Anfechtungsklage	 gegen	 einen	
Planfeststellungsbeschluß	 oder	 eine	 Plangenehmigung	 für	 den	 Bau	 oder	 die	 Änderung	 von	 Be-
triebsanlagen	für	Straßenbahnen	hat	keine	aufschiebende	Wirkung.	Der	Antrag	auf	Anordnung	der	
aufschiebenden	 Wirkung	 der	 Anfechtungsklage	 gegen	 einen	 Planfeststellungsbeschluß	 oder	 eine	
Plangenehmigung	nach	§	80	Abs.	5	Satz	1	der	Verwaltungsgerichtsordnung	kann	nur	innerhalb	ei-
nes	 Monats	 nach	 Zustellung	 des	 Planfeststellungsbeschlusses	 oder	 der	 Plangenehmigung	 gestellt	
und	begründet	werden.	Treten	 später	Tatsachen	ein,	 die	die	Anordnung	der	 aufschiebenden	Wir-
kung	 rechtfertigen,	 so	 kann	 der	 durch	 den	 Planfeststellungsbeschluß	 oder	 die	 Plangenehmigung	
Beschwerte	 einen	hierauf	 gestützten	Antrag	nach	§	80	Abs.	 5	 Satz	1	der	Verwaltungsgerichtsord-
nung	innerhalb	einer	Frist	von	einem	Monat	stellen.	Die	Frist	beginnt	in	dem	Zeitpunkt,	in	dem	der	
Beschwerte	von	den	Tatsachen	Kenntnis	erlangt.	
(7)	Der	Kläger	hat	innerhalb	einer	Frist	von	sechs	Wochen	die	zur	Begründung	seiner	Klage	die-

nenden	Tatsachen	und	Beweismittel	anzugeben.	§	87b	Abs.	3	und	§	128a	der	Verwaltungsgerichts-
ordnung	gelten	entsprechend.	
(8)	Mängel	bei	der	Abwägung	der	von	dem	Vorhaben	berührten	öffentlichen	und	privaten	Belan-

ge	sind	nur	erheblich,	wenn	sie	offensichtlich	und	auf	das	Abwägungsergebnis	von	Einfluß	gewesen	
sind.	 Erhebliche	Mängel	 bei	 der	 Abwägung	 oder	 eine	 Verletzung	 von	 Verfahrens-	 oder	 Formvor-
schriften	 führen	nur	dann	zur	Aufhebung	des	Planfeststellungsbeschlusses	oder	der	Plangenehmi-
gung,	wenn	sie	nicht	durch	Planergänzung	oder	durch	ein	ergänzendes	Verfahren	behoben	werden	
können;	die	§§	45	und	46	des	Verwaltungsverfahrensgesetzes	und	die	entsprechenden	landesrecht-
lichen	Bestimmungen	bleiben	unberührt.34	

																																																								
34	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1977.—Artikel	2	§	4	des	Gesetzes	vom	18.	August	1976	 (BGBl.	 I	 S.	2221)	hat	Satz	1	 in	Abs.	6	neu	

gefasst.	Satz	1	lautete:	„In	den	Fällen	des	§	28	Abs.	3	gelten	die	§§	40	und	41	des	Bundesbaugesetzes.“	
	 01.07.1987.—Artikel	 2	Nr.	 13	 lit.	 b	 des	Gesetzes	 vom	8.	Dezember	 1986	 (BGBl.	 I	 S.	 2191)	 hat	 in	Abs.	 6	

Satz	1	„§§	40,	44a,	44b	Abs.	1,	2,	4	und	5	sowie	§	44c	Abs.	1	und	2	des	Bundesbaugesetzes“	durch	„§§	40	
und	43	Abs.	1,	2,	3	und	5	sowie	§	44	Abs.	1	bis	4	des	Baugesetzbuchs“	ersetzt.	

	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 15	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	29	Inhalt	der	Planfeststellung	
	 	 (1)	 Die	 Planfeststellung	 ersetzt	 alle	 nach	 anderen	 Rechtsvorschriften	 notwendigen	 öffentlich-

rechtlichen	Genehmigungen,	Verleihungen,	Erlaubnisse	und	Zustimmungen.	Durch	sie	werden	alle	öffent-
lich-rechtlichen	Beziehungen	zwischen	dem	Unternehmer	und	den	durch	den	Plan	Betroffenen	rechtsge-
staltend	geregelt.	Unberührt	bleibt	die	Zuständigkeit	der	für	die	Baugenehmigung	zuständigen	Behörden,	
soweit	es	sich	nicht	um	Betriebsanlagen	(§	28	Abs.	1)	handelt.	
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§	29a	Vorzeitige	Besitzeinweisung	
(1)	Ist	der	sofortige	Beginn	von	Bauarbeiten	geboten	und	weigert	sich	der	Eigentümer	oder	Be-

sitzer,	den	Besitz	eines	für	den	Bau	oder	die	Änderung	einer	Betriebsanlage	für	Straßenbahnen	be-
nötigten	Grundstücks	durch	Vereinbarung	unter	Vorbehalt	aller	Entschädigungsansprüche	zu	über-
lassen,	 so	 hat	 die	 Enteignungsbehörde	den	Unternehmer	 auf	Antrag	nach	Feststellung	des	Planes	
oder	Erteilung	der	Plangenehmigung	in	den	Besitz	einzuweisen.	Der	Planfeststellungsbeschluß	oder	
die	Plangenehmigung	müssen	vollziehbar	sein.	Weiterer	Voraussetzungen	bedarf	es	nicht.	
(2)	Die	Enteignungsbehörde	hat	spätestens	sechs	Wochen	nach	Eingang	des	Antrags	auf	Besitz-

einweisung	mit	den	Beteiligten	mündlich	zu	verhandeln.	Hierzu	sind	der	Unternehmer	und	die	Be-
troffenen	zu	laden.	Dabei	 ist	den	Betroffenen	der	Antrag	auf	Besitzeinweisung	mitzuteilen.	Die	La-
dungsfrist	 beträgt	 drei	Wochen.	 Mit	 der	 Ladung	 sind	 die	 Betroffenen	 aufzufordern,	 etwaige	 Ein-
wendungen	gegen	den	Antrag	vor	der	mündlichen	Verhandlung	bei	der	Enteignungsbehörde	einzu-
reichen.	Sie	sind	außerdem	darauf	hinzuweisen,	daß	auch	bei	Nichterscheinen	über	den	Antrag	auf	
Besitzeinweisung	und	andere	im	Verfahren	zu	erledigende	Anträge	entschieden	werden	kann.	
(3)	Soweit	der	Zustand	des	Grundstücks	von	Bedeutung	ist,	hat	die	Enteignungsbehörde	diesen	

bis	zum	Beginn	der	mündlichen	Verhandlung	in	einer	Niederschrift	festzustellen	oder	durch	einen	
Sachverständigen	ermitteln	zu	lassen.	Den	Beteiligten	ist	eine	Abschrift	der	Niederschrift	oder	des	
Ermittlungsergebnisses	zu	übersenden.	
(4)	Der	Beschluß	über	die	Besitzeinweisung	ist	dem	Unternehmer	und	den	Betroffenen	spätes-

tens	 zwei	 Wochen	 nach	 der	 mündlichen	 Verhandlung	 zuzustellen.	 Die	 Besitzeinweisung	 wird	 in	
dem	von	der	Enteignungsbehörde	bezeichneten	Zeitpunkt	wirksam.	Dieser	Zeitpunkt	soll	auf	höchs-
tens	zwei	Wochen	nach	Zustellung	der	Anordnung	über	die	vorzeitige	Besitzeinweisung	an	den	un-
mittelbaren	Besitzer	festgesetzt	werden.	Durch	die	Besitzeinweisung	wird	dem	Besitzer	der	Besitz	
																																																																																																																																																																																				
	 	 (2)	Im	Planfeststellungsbeschluß	sind	dem	Unternehmer	die	Errichtung	und	Unterhaltung	der	Anlagen	

aufzuerlegen,	die	für	das	öffentliche	Wohl	oder	zur	Sicherung	der	Benutzung	der	benachbarten	Grundstü-
cke	gegen	Gefahren	oder	Nachteile	notwendig	sind.	

	 	 (3)	Werden	Anlagen	 zur	 Sicherung	 der	 baulichen	 oder	 betrieblichen	Einrichtungen	 der	 Straßenbahn	
infolge	Änderungen	der	benachbarten	Grundstücke,	von	denen	Gefährdungen	dieser	Einrichtungen	ausge-
hen,	nachträglich	notwendig,	 so	kann	der	Unternehmer	durch	Beschluß	der	Planfeststellungsbehörde	zu	
ihrer	Errichtung	und	Unterhaltung	verpflichtet	werden;	die	hierdurch	entstehenden	Kosten	haben	jedoch	
die	Eigentümer	der	benachbarten	Grundstücke	zu	tragen,	es	sei	denn,	daß	die	Änderungen	durch	natürli-
che	Ereignisse	oder	höhere	Gewalt	verursacht	worden	sind.	

	 	 (4)	 Ist	 der	 Plan	 rechtskräftig	 festgestellt,	 so	 sind	 Beseitigungs-	 und	 Änderungsansprüche	 gegenüber	
festgestellten	Anlagen	ausgeschlossen.	

	 	 (5)	Wird	der	Plan	nicht	innerhalb	von	fünf	Jahren	nach	Rechtskraft	durchgeführt,	so	tritt	er	außer	Kraft,	
wenn	er	nicht	von	der	Planfeststellungsbehörde	im	Benehmen	mit	der	von	der	Landesregierung	bestimm-
ten	Behörde	 auf	weitere	 fünf	 Jahre	 verlängert	wird.	Bei	Verlängerung	können	die	 vom	Plan	betroffenen	
Grundstückseigentümer	verlangen,	daß	der	Unternehmer	ihre	Grundstücke	und	Rechte	insoweit	erwirbt,	
als	nach	§	31	die	Enteignung	zulässig	ist.	Kommt	keine	Einigung	zustande,	so	können	sie	die	Durchführung	
des	Enteignungsverfahrens	bei	der	Enteignungsbehörde	beantragen.	Im	übrigen	gilt	§	31.	

	 	 (6)	In	den	Fällen	des	§	28	Abs.	3	gelten	die	§§	40	und	43	Abs.	1,	2,	3	und	5	sowie	§	44	Abs.	1	bis	4	des	
Baugesetzbuchs.	Absatz	5	ist	nicht	anzuwenden.“	

	 24.12.1993.—Artikel	5	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	Abs.	1	Satz	2	
eingefügt.	

	 Artikel	5	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	1a	eingefügt.	
	 Artikel	5	Nr.	3	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	bis	8	eingefügt.	
	 07.11.2001.—Artikel	 248	 Nr.	 3	 der	 Verordnung	 vom	 29.	 Oktober	 2001	 (BGBl.	 I	 S.	 2785)	 hat	 in	 Abs.	 2		

„	,	Bau-	und	Wohnungswesen“	am	Ende	eingefügt.	
	 08.11.2006.—Artikel	292	der	Verordnung	vom	31.	Oktober	2006	(BGBl.	I	S.	2407)	hat	in	Abs.	2	„Bau-	und	

Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	
	 08.09.2015.—Artikel	482	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	in	Abs.	2	„	,	Bau	

und	Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	
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entzogen	und	der	Unternehmer	Besitzer.	Der	Unternehmer	darf	auf	dem	Grundstück	das	im	Antrag	
auf	 Besitzeinweisung	 bezeichnete	 Bauvorhaben	 durchführen	 und	 die	 dafür	 erforderlichen	 Maß-
nahmen	treffen.	
(5)	 Der	 Unternehmer	 hat	 für	 die	 durch	 die	 vorzeitige	 Besitzeinweisung	 entstehenden	 Vermö-

gensnachteile	 Entschädigung	 zu	 leisten,	 soweit	 die	 Nachteile	 nicht	 durch	 die	 Verzinsung	 der	
Geldentschädigung	 für	 die	 Entziehung	 oder	 Beschränkung	 des	 Eigentums	 oder	 eines	 anderen	
Rechts	ausgeglichen	werden.	Art	und	Höhe	der	Entschädigung	sind	von	der	Enteignungsbehörde	in	
einem	Beschluß	festzusetzen.	
(6)	Wird	der	festgestellte	Plan	oder	die	Plangenehmigung	aufgehoben,	so	ist	auch	die	vorzeitige	

Besitzeinweisung	 aufzuheben	 und	 der	 vorherige	 Besitzer	 wieder	 in	 den	 Besitz	 einzuweisen.	 Der	
Unternehmer	hat	für	alle	durch	die	Besitzeinweisung	entstandenen	besonderen	Nachteile	Entschä-
digung	zu	leisten.	
(7)	Ein	Rechtsbehelf	gegen	eine	vorzeitige	Besitzeinweisung	hat	keine	aufschiebende	Wirkung.	

Der	Antrag	auf	Anordnung	der	aufschiebenden	Wirkung	nach	§	80	Abs.	5	Satz	1	der	Verwaltungsge-
richtsordnung	 kann	 nur	 innerhalb	 eines	 Monats	 nach	 der	 Zustellung	 des	 Besitzeinweisungsbe-
schlusses	gestellt	und	begründet	werden.35	
	
§	30	Enteignung	
Die	 Enteignung	 ist	 zulässig,	 soweit	 sie	 zur	Ausführung	 eines	 nach	 den	 §§	 28,	 29	 festgestellten		

oder	genehmigten	Bauvorhabens	notwendig	ist.	Der	festgestellte	Plan	oder	die	Plangenehmigung	ist	
dem	Enteignungsverfahren	zugrunde	zu	legen	und	für	die	Enteignungsbehörde	bindend.	Im	übrigen	
gelten	die	Enteignungsgesetze	der	Länder.36	
																																																								
35	QUELLE	
	 24.12.1993.—Artikel	5	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	die	Vorschrift	ein-

gefügt.	
36	ÄNDERUNGEN	
	 01.08.1990.—Artikel	10	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	12.	Februar	1990	(BGBl.	I	S.	205)	hat	in	Abs.	3	Satz	1	„zwei	

Wochen“	durch	„einen	Monat“	ersetzt.	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 15	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	30	Planfeststellungsverfahren	
	 	 (1)	Die	Genehmigungsbehörde	stellt	den	Plan	fest.	
	 	 (2)	Die	 Pläne	 sind	 der	 von	 der	 Landesregierung	 bestimmten	Behörde	 zur	 Stellungnahme	 zuzuleiten.	

Diese	führt	die	Stellungnahmen	aller	beteiligten	Behörden	des	Bundes,	der	Länder,	der	Gemeinden	und	der	
übrigen	Beteiligten	herbei	und	leitet	sie	nach	Abschluß	des	Anhörungsverfahrens	der	Planfeststellungsbe-
hörde	zu.	

	 	 (3)	Die	Pläne	mit	Beilagen	sind	 in	den	Gemeinden,	durch	deren	Bereich	die	Straßenbahn	 führen	soll,	
einen	Monat	zur	Einsicht	auszulegen.	Zeit	und	Ort	der	Auslegung	sind	ortsüblich	bekanntzumachen,	um	je-
dermann,	dessen	Belange	durch	den	Bau	der	Straßenbahn	berührt	werden,	Gelegenheit	zur	Äußerung	zu	
geben.	

	 	 (4)	Einwendungen	gegen	den	Plan	sind	bei	der	nach	Absatz	2	Satz	1	bestimmten	Behörde	oder	bei	der	
von	 dieser	 bezeichneten	 Stelle	 spätestens	 innerhalb	 von	 zwei	Wochen	 nach	 Beendigung	 der	 Auslegung	
schriftlich	oder	zur	Niederschrift	zu	erheben.	

	 	 (5)	Nach	Ablauf	der	Frist	des	Absatzes	4	sind	die	Einwendungen	gegen	den	Plan	von	der	nach	Absatz	2	
Satz	1	bestimmten	Behörde	mit	allen	Beteiligten	zu	erörtern.	Kommt	eine	Einigung	nicht	zustande,	so	wird	
über	die	Einwendungen	in	der	Planfeststellung	entschieden.	

	 	 (6)	Werden	 öffentliche	 Interessen	 berührt,	 für	 die	 die	 Zuständigkeit	 von	 Bundesbehörden	 oder	 von	
Behörden,	die	im	Auftrag	des	Bundes	tätig	werden,	gegeben	ist,	und	kommt	eine	Verständigung	zwischen	
der	Planfeststellungsbehörde	und	den	genannten	Behörden	nicht	zustande,	so	hat	die	Planfeststellungsbe-
hörde	im	Benehmen	mit	dem	Bundesminister	für	Verkehr	zu	entscheiden.	

	 	 (7)	Kommt	eine	Verständigung	über	Einwendungen	von	Unternehmern	nichtbundeseigener	Eisenbah-
nen	 oder	Bergbahnen	nicht	 zustande,	 so	 ist	 die	 Entscheidung	der	 von	der	 Landesregierung	 bestimmten	
Behörde	einzuholen	und	der	Planfeststellung	zugrunde	zu	legen.	
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§	30a	Entschädigungsverfahren	
Soweit	der	Unternehmer	auf	Grund	eines	Planfeststellungsbeschlusses	oder	einer	Plangenehmi-

gung	verpflichtet	 ist,	eine	Entschädigung	 in	Geld	zu	 leisten,	und	über	die	Höhe	der	Entschädigung	
keine	Einigung	zwischen	dem	Betroffenen	und	dem	Unternehmer	zustande	kommt,	entscheidet	auf	
Antrag	eines	der	Beteiligten	die	nach	Landesrecht	zuständige	Behörde;	 für	das	Verfahren	und	den	
Rechtsweg	gelten	die	Enteignungsgesetze	der	Länder	entsprechend.37	
	
§	31	Benutzung	öffentlicher	Straßen	
(1)	 Der	 Unternehmer	 hat	 die	 Zustimmung	 des	 Trägers	 der	 der	 Straßenbaulast	 beizubringen,	

wenn	
1.		eine	öffentliche	Straße	von	der	Straßenbahn	benutzt	werden	soll,	
2.		Betriebsanlagen	von	Straßenbahnen	eine	öffentliche	Straße	höhengleich	kreuzen.	
(2)	Vereinbarungen	über	die	Höhe	eines	Entgelts	für	die	Benutzung	einer	öffentlichen	Straße	be-

dürfen	der	Zustimmung	der	Genehmigungsbehörde.	Bestehende	Verträge	zwischen	dem	Unterneh-
mer	und	dem	Träger	der	Straßenbaulast	bleiben	unberührt.	
(3)	Wird	eine	öffentliche	Straße,	die	von	einer	Straßenbahn	benutzt	wird,	erweitert	oder	verlegt,	

kann	der	Träger	der	Straßenbaulast	von	dem	Unternehmer	einen	Beitrag	zu	den	Kosten	der	Erwei-
terung	oder	Verlegung	der	Straßen	verlangen.	Dabei	 ist	 zu	berücksichtigen,	 ob	und	 inwieweit	die	
Erweiterung	oder	Verlegung	der	Straße	durch	die	Straßenbahn,	den	sonstigen	Straßenverkehr	oder	
andere	Gründe	veranlaßt	ist.	Absatz	2	Satz	2	gilt	entsprechend.	
(4)	Auf	Verlangen	des	Trägers	der	Straßenbaulast	hat	der	Unternehmer	bei	Ablauf	der	Genehmi-

gung	die	Betriebsanlagen	der	Straßenbahn	zu	beseitigen	und	die	Straße	wiederherzustellen.	
(5)	Kommt	in	den	Fällen	der	Absätze	1	und	3	eine	Einigung	nicht	zustande,	entscheiden	die	von	

der	Landesregierung	bestimmten	Behörden.	
(6)	Auf	Vereinbarungen	des	Unternehmers	mit	dem	Träger	der	Straßenbaulast	über	die	Benut-

zung	öffentlicher	Straßen	ist	im	Planfeststellungsbeschluß	oder	in	der	Plangenehmigung	hinzuwei-
sen.38	
	
§	32	Duldungspflichten	Dritter	
(1)	Eigentümer	oder	sonstige	Nutzungsberechtigte	haben	

																																																																																																																																																																																				
	 	 (8)	Die	Feststellung	des	Planes	und	die	Entscheidungen	über	die	Einwendungen	sind	zu	begründen	und	

den	durch	den	Plan	Betroffenen	und	den	sonst	am	Verfahren	Beteiligten	mit	Rechtsmittelbelehrung	zuzu-
stellen.“	

	 24.12.1993.—Artikel	5	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	in	Satz	1	„oder	
genehmigten“	nach	„festgestellten“	eingefügt.	

	 Artikel	5	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Satz	2	„oder	die	Plangenehmigung“	nach	„Plan“	eingefügt.	
37		QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	13a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
38	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 15	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	31	Enteignung	
	 	 (1)	Zur	Errichtung	der	Straßenbahnanlagen	eines	Unternehmens	ist	die	Enteignung	zulässig,	soweit	sie	

zur	Durchführung	eines	nach	den	§§	28	bis	30	festgestellten	Bauvorhabens	notwendig	ist.	Einer	weiteren	
Feststellung	der	Zulässigkeit	der	Enteignung	bedarf	es	nicht.	

	 	 (2)	Der	nach	den	§§	28	bis	30	festgestellte	Plan	ist	dem	Enteignungsverfahren	zugrunde	zu	legen	und	
für	die	Enteignungsbehörde	bindend.	

	 	 (3)	Im	übrigen	gelten	die	Enteignungsvorschriften	der	Länder.“	
	 24.12.1993.—Artikel	5	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	in	Abs.	6	„oder	in	

der	Plangenehmigung“	nach	„Planfeststellungsbeschluß“	eingefügt.	
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1.		Vermessungen,	 Boden-	 und	 Grundwasseruntersuchungen	 einschließlich	 der	 vorübergehen-
den	Anbringung	von	Markierungszeichen	und	sonstigen	Vorarbeiten,	die	zur	Planung	von	Be-
triebsanlagen	und	Straßenbahnen	notwendig	sind,	zu	dulden,	wenn	die	Genehmigungsbehör-
de	diesen	Arbeiten	zustimmt,	

2.		das	Anbringen	oder	Errichten	von	Haltevorrichtungen	für	elektrische	Leitungen,	von	Signalen	
und	 Haltestellenzeichen	 durch	 den	 Unternehmer	 oder	 von	 ihm	 Beauftragte	 zu	 dulden.	 Ar-
beits-,	Betriebs-	oder	Geschäftsräume	dürfen	vom	Unternehmer	oder	von	ihm	Beauftragte	nur	
während	der	jeweiligen	Arbeits-	oder	Geschäftsstunden,	Wohnungen	nur	mit	Zustimmung	des	
Wohnungsinhabers	betreten	werden.	Die	Absicht,	Vorarbeiten	durchzuführen,	ist	dem	Eigen-
tümer	oder	sonstigen	Nutzungsberechtigten	mindestens	2	Wochen	vorher	unmittelbar	und	in	
den	Gemeinden,	in	deren	Gebiet	Vorarbeiten	durchgeführt	werden	sollen,	ortsüblich	bekannt-
zugeben.	

(2)	Die	Zustimmung	der	Genehmigungsbehörde	zu	den	Vorarbeiten	begründet	keinen	Anspruch	
auf	Erteilung	der	Genehmigung	nach	§	9	Abs.	1	Nr.	1.	
(3)	Über	eine	Verpflichtung	zur	Duldung	der	in	Absatz	1	Nr.	2	bezeichneten	technischen	Einrich-

tungen	 ist	 beim	 Bau	 neuer	 Betriebsanlagen	 für	 Straßenbahnen	 im	 Planfeststellungsverfahren	 zu	
entscheiden.	Im	übrigen	entscheidet	die	Genehmigungsbehörde.	
(4)	 Für	 Schäden,	 die	 durch	 Vorarbeiten,	 das	 Anbringen,	 Errichten	 oder	 Entfernen	 technischer	

Einrichtungen	verursacht	worden	sind,	hat	der	Unternehmer	Entschädigung	zu	leisten.	§	31	Abs.	5	
gilt	 entsprechend.	 Für	 die	 Geltendmachung	 von	 Entschädigungsansprüchen	 ist	 der	 ordentliche	
Rechtsweg	gegeben.39	
	
§	3340	
	

																																																								
39	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 15	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	32	Benutzung	öffentlicher	Straßen	
	 	 (1)	Soll	von	der	Straßenbahn	eine	öffentliche	Straße	benutzt	werden,	so	hat	der	Unternehmer	die	Zu-

stimmung	des	Trägers	der	Straßenbaulast	(Wegeunterhaltungspflichtigen)	beizubringen.	
	 	 (2)	Absatz	1	gilt	sinngemäß	auch	für	höhengleiche	Kreuzungen	von	öffentlichen	Straßen	mit	Straßen-

bahnen.	
	 	 (3)	Wird	eine	Straße,	die	von	einer	Straßenbahn	benutzt	wird,	erweitert	oder	verlegt,	so	kann	der	Trä-

ger	der	Straßenbaulast	(Wegeunterhaltungspflichtige)	von	dem	Unternehmer	einen	entsprechenden	Bei-
trag	 zu	den	Kosten	der	Erweiterung	oder	Verlegung	der	 Straße	 verlangen.	Dabei	 ist	 angemessen	 zu	be-
rücksichtigen,	ob	und	 inwieweit	die	Erweiterung	oder	Verlegung	der	Straße	durch	die	Straßenbahn,	den	
sonstigen	 Straßenverkehr	 oder	 andere	Gründe	 veranlaßt	 ist.	 Bestehende	Verträge	 zwischen	dem	Unter-
nehmer	und	dem	Träger	der	Straßenbaulast	(Wegeunterhaltungspflichtigen)	bleiben	unberührt.	

	 	 (4)	Auf	Verlangen	des	Trägers	der	Straßenbaulast	hat	der	Unternehmer	bei	Ablauf	der	Genehmigung	
die	Straßenbahnanlagen	zu	beseitigen	und	den	benutzten	Teil	der	Straße	wieder	ordnungsgemäß	herzu-
stellen.	 Für	 die	 Erfüllung	 dieser	 Verpflichtungen	 kann	 die	 Genehmigungsbehörde	 die	 Stellung	 einer	 Si-
cherheit	verlangen.	

	 	 (5)	Vereinbarungen	über	die	Höhe	des	Entgelts	 für	die	Benutzung	einer	Straße	bedürfen	der	Zustim-
mung	der	Genehmigungsbehörde.	Absatz	3	Satz	3	ist	entsprechend	anzuwenden.	

	 	 (6)	 Auf	 Vereinbarungen	 des	 Unternehmers	 mit	 dem	 Träger	 der	 Straßenbaulast	 über	 die	 Benutzung	
öffentlicher	Straßen	ist	im	Planfeststellungsbeschluß	hinzuweisen.“	

40	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	33	Entscheidung	bei	fehlender	Einigung	
	 	 Kommt	in	den	Fällen	des	§	32	Abs.	1	bis	3	keine	Einigung	zustande,	so	entscheiden	die	von	der	Landes-

regierung	bestimmten	Behörden.“	
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§	3441	
	
§	3542	
	
§	36	Bau-	und	Unterhaltungspflicht	
(1)	Der	Unternehmer	 ist	verpflichtet,	die	 ihm	genehmigten	Betriebsanlagen	 für	Straßenbahnen	

zu	bauen	und	während	der	Geltungsdauer	der	Genehmigung	den	öffentlichen	Verkehrsinteressen	
und	dem	Stand	der	Technik	entsprechend	zu	unterhalten.	
(2)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	dem	Unternehmer	eine	Frist	setzen,	innerhalb	derer	die	Be-

triebsanlagen	zu	bauen	sind.43	
	
§	37	Aufnahme	des	Betriebs	
Die	Genehmigung	 zur	 Aufnahme	 des	 Betriebs	 der	 Straßenbahnen	 erteilt	 die	 Genehmigungsbe-

hörde	im	Einvernehmen	mit	der	für	die	technische	Aufsicht	zuständigen	Behörde.44	
																																																								
41	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	34	Vorarbeiten	
	 	 (1)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 dem	 Antragsteller	 die	 zur	 Planung	 erforderlichen	 Vorarbeiten	

gestatten,	wenn	im	Wege	einer	vorläufigen	Prüfung	festgestellt	ist,	daß	die	Voraussetzungen	für	die	Ertei-
lung	der	Genehmigung	gemäß	§	13	vorliegen.	Die	Dauer	der	Erlaubnis	beträgt	höchstens	zwei	 Jahre.	Bei	
der	 Durchführung	 der	 Vorarbeiten	 sind	 die	 Interessen	 Dritter	 möglichst	 zu	 schonen.	 Das	 Betreten	 von	
Wohnungen	kann	nicht	verlangt	werden.	Der	Eigentümer	und	der	Nutzungsberechtigte	sind	vor	Betreten	
von	Gebäuden	oder	Grundstücken	oder	vor	Beseitigung	von	Hindernissen	zu	benachrichtigen.	Die	Benach-
richtigung	unterbleibt,	wenn	sie	undurchführbar	ist.	Die	Gestattung	der	Vorarbeiten	gibt	keinen	Anspruch	
auf	die	Erteilung	der	Genehmigung	nach	§	9.	

	 	 (2)	Wird	dem	Unternehmer	das	Betreten	von	Gebäuden	oder	Grundstücken	oder	die	Beseitigung	von	
Hindernissen	verwehrt,	so	entscheidet	die	Genehmigungsbehörde	mit	Wirkung	für	und	gegen	die	Beteilig-
ten	über	die	Zulässigkeit	der	beabsichtigten	Handlung.	

	 	 (3)	 Für	 einen	 durch	 die	 Vorarbeiten	 verursachten	 Schaden	 ist	 vom	 Antragsteller	 Entschädigung	 zu	
leisten.	Über	die	Höhe	der	Entschädigung	entscheiden	im	Streitfall	die	ordentlichen	Gerichte.“	

42	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	35	Duldung	technischer	Einrichtungen	
	 	 Die	 Eigentümer	 von	Grundstücken	 und	Baulichkeiten	 aller	 Art	 sind	 verpflichtet,	 das	 Anbringen	 oder	

Errichten	von	Haltevorrichtungen	für	elektrische	Leitungen,	von	Signalen	und	Haltestellenzeichen	zu	dul-
den.	 Für	 Schäden,	die	dem	Betroffenen	durch	Maßnahmen	nach	Satz	1	oder	durch	das	Entfernen	der	 in	
Satz	1	bezeichneten	Gegenstände	entstehen,	ist	ihm	vom	Unternehmer	eine	Entschädigung	in	Geld	zu	leis-
ten.	Über	die	Verpflichtung	zur	Duldung	der	Anbringung	oder	Errichtung	ist	bei	Einrichtung	neuer	Unter-
nehmen	im	Planfeststellungsverfahren	zu	entscheiden;	im	übrigen	entscheidet	die	Genehmigungsbehörde.	
Über	die	Höhe	der	Entschädigung	entscheiden	im	Streitfall	die	ordentlichen	Gerichte.“	

43	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 16	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Der	 Unternehmer	 ist	 verpflichtet,	 auf	 Grund	 der	 Genehmigung	 innerhalb	 einer	 von	 der	 Genehmi-

gungsbehörde	festzusetzenden	Frist	die	Straßenbahn	zu	bauen	und	während	der	Dauer	der	Genehmigung	
nach	den	Bedürfnissen	des	Verkehrs	und	dem	Stand	der	Technik	ordnungsgemäß	zu	unterhalten.	Auf	Ver-
langen	der	Genehmigungsbehörde	ist	Sicherheit	zu	stellen.	Werden	die	Verpflichtungen	nach	Satz	1	nicht	
erfüllt,	so	kann	die	Genehmigungsbehörde	die	gestellte	Sicherheit	oder	einen	Teil	derselben	als	verfallen	
erklären.“	

44	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 16	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
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§	3845	
	
§	39	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	
(1)	Beförderungsentgelte	und	deren	Änderung	bedürfen	der	Zustimmung	der	Genehmigungsbe-

hörde.	Mit	der	Zustimmung	sind	die	Beförderungsentgelte	allgemein	verbindlich.	Soweit	die	Beför-
derungsentgelte	 Gegenstand	 eines	 öffentlichen	 Dienstleistungsauftrages	 sind,	 hat	 die	 zuständige	
Behörde	der	Genehmigungsbehörde	dies	anzuzeigen;	in	diesem	Fall	gilt	die	Zustimmung	als	erteilt.	
(2)	Die	Genehmigungsbehörde	hat	die	Beförderungsentgelte	 insbesondere	daraufhin	zu	prüfen,	

ob	 sie	 unter	 Berücksichtigung	 der	 wirtschaftlichen	 Lage	 des	 Unternehmers,	 einer	 ausreichenden	
Verzinsung	 und	 Tilgung	 des	 Anlagekapitals	 und	 der	 notwendigen	 technischen	 Entwicklung	 ange-
messen	sind.	Die	Zustimmung	zu	einer	Änderung	der	Beförderungsentgelte	wird	in	der	Regel	nicht	
erteilt,	wenn	diese	einer	verbindlichen	Zusicherung	nach	§	12	Absatz	1a	widerspricht.	
(3)	Die	nach	Absatz	1	festgestellten	Beförderungsentgelte	dürfen	nicht	über-	oder	unterschritten	

werden;	 sie	 sind	 gleichmäßig	 anzuwenden.	 Ermäßigungen,	 die	 nicht	 unter	 gleichen	 Bedingungen	
jedermann	zugute	komme,	sind	verboten	und	nichtig.	
(4)	 Die	 Zustimmung	 zu	 den	 Beförderungsentgelten	 kann	 von	 der	 Genehmigungsbehörde	 nach	

Anhörung	des	Unternehmers	widerrufen	werden,	wenn	die	für	die	Bildung	der	Beförderungsentgel-
te	 maßgebenden	 Umstände	 sich	 wesentlich	 geändert	 haben;	 in	 diesem	 Falle	 kann	 die	 Genehmi-
gungsbehörde	nach	Anhörung	des	Unternehmers	die	Beförderungsentgelte	anderweitig	festsetzen.	
(5)	Eine	Erhöhung	der	Beförderungsentgelte	 tritt	 frühestens	am	siebenten	Tag	nach	der	Veröf-

fentlichung	in	Kraft.	
(6)	Die	Beförderungsbedingungen	sind	vor	ihrer	Einführung	der	Genehmigungsbehörde	zur	Zu-

stimmung	vorzulegen,	soweit	sie	von	den	Allgemeinen	Beförderungsbedingungen	(§	57	Abs.	1	Nr.	5)	
für	das	Unternehmen	 im	Einzelfall	abweichen	(Besondere	Beförderungsbedingungen).	Das	gleiche	
gilt	für	Änderungen	der	Besonderen	Beförderungsbedingungen.	Absatz	1	Satz	3	und	Absatz	2	Satz	2	
gelten	 entsprechend.	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 eine	 Änderung	 der	 Beförderungsbedingun-
gen	 verlangen,	 wenn	 die	 für	 ihre	 Festsetzung	 maßgebenden	 Umstände	 sich	 wesentlich	 geändert	
haben	oder	sich	 für	die	bessere	Ausgestaltung	des	Verkehrs	 in	einem	Gebiet	neue	Gesichtspunkte	
ergeben,	denen	durch	eine	Änderung	der	Besonderen	Beförderungsbedingungen	Rechnung	getra-
gen	werden	kann.	
(7)	 Die	 Beförderungsentgelte	 und	 die	 Besonderen	 Beförderungsbedingungen	 sind	 vom	 Unter-

nehmer	 vor	 ihrer	 Einführung	 ortsüblich	 bekanntzumachen;	 die	 Bekanntmachung	 ist	 in	 den	 zum	
Aufenthalt	der	Fahrgäste	bestimmten	Räumen	auszuhängen.46	
																																																																																																																																																																																				
	 „§	37	Abnahme	und	Eröffnung	des	Betriebs	
	 	 Die	 Genehmigungsbehörde	 erteilt	 im	Benehmen	mit	 der	 für	 die	 technische	 Aufsicht	 zuständigen	 Be-

hörde	die	Zustimmung	zur	Eröffnung	des	Betriebs	auf	Grund	einer	Abnahme	der	Straßenbahn	und	 ihrer	
Einrichtungen.“	

45	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	17	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	38	Dauer	der	Genehmigung	
	 	 Die	Dauer	der	Genehmigung	ist	so	ausreichend	zu	bemessen,	daß	der	Unternehmer	das	Anlagekapital	

tilgen	kann.	Bei	Erneuerung	der	Genehmigung	soll	die	Dauer	in	der	Regel	auf	fünfundzwanzig	Jahre	festge-
setzt	werden,	wenn	die	bisherige	Verkehrsart	beibehalten	werden	soll.	Die	Vereinbarungen	(§	32)	und	die	
Entscheidungen	(§	33)	über	die	Benutzung	öffentlicher	Straßen	sind	hinsichtlich	ihrer	Dauer	mit	der	Ge-
nehmigungsdauer	in	Einklang	zu	bringen.“	

46	ÄNDERUNGEN	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	in	Abs.	6	Satz	1	„(§	58	Abs.	1	

Nr.	4)“	durch	„(§	58	Abs.	1	Nr.	3)“	ersetzt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	18	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Überschrift	

neu	gefasst.	Die	Überschrift	lautete:	„Beförderungsentgelte,	Beförderungsbedingungen“.	
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§	40	Fahrpläne	
(1)	Der	Fahrplan	muß	die	Führung	der	Linie,	ihren	Ausgangs-	und	Endpunkt	sowie	die	Haltestel-

len	und	Fahrzeiten	enthalten.	
(2)	 Fahrpläne	 und	 deren	 Änderungen	 bedürfen	 der	 Zustimmung	 der	 Genehmigungsbehörde.	

Ausgenommen	sind	Fahrplanänderungen,	die	wegen	vorübergehender	Störungen	des	Betriebs	oder	
aus	besonderen	Anlässen	vorgenommen	werden	und	für	einen	Zeitraum	von	nicht	länger	als	einen	
Monat	gelten,	sowie	andere	geringfügige	Fahrplanänderungen.	Werden	durch	Fahrplanänderungen	
die	Interessen	anderer	Verkehrsunternehmen	berührt,	so	sind	diese	vor	der	Zustimmung	zu	hören.	
Die	 in	Satz	2	genannten	Fahrplanänderungen	sind	der	Genehmigungsbehörde	anzuzeigen.	Die	Ge-
nehmigungsbehörde	 kann	 den	 angezeigten	 Fahrplanänderungen	 innerhalb	 einer	 Frist	 von	 zwei	
Wochen	widersprechen,	wenn	die	Voraussetzungen	des	Satzes	2	nicht	vorliegen;	die	Fahrplanände-
rungen	 dürfen	 dann	 nicht	 in	 Kraft	 treten.	 Soweit	 die	 Fahrpläne	 Gegenstand	 eines	 öffentlichen	
Dienstleistungsauftrages	 sind,	 hat	 die	 zuständige	Behörde	 diese	 der	Genehmigungsbehörde	 anzu-
zeigen.	In	diesem	Fall	gilt	die	Zustimmung	als	erteilt.		
(2a)	Die	Zustimmung	zu	einer	Fahrplanänderung	wird	in	der	Regel	nicht	erteilt,	wenn	diese	einer	

verbindlichen	Zusicherung	nach	§	12	Absatz	1a	widerspricht.	
(3)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 für	 einen	 eigenwirtschaftlichen	 Verkehr	 Änderungen	 des	

Fahrplans	verlangen,	wenn	die	maßgebenden	Umstände	sich	wesentlich	geändert	haben	oder	sich	
für	 die	 bessere	Ausgestaltung	 des	Verkehrs	 in	 einem	Gebiet	 neue	Gesichtspunkte	 ergeben,	 denen	
durch	 eine	Änderung	des	 Fahrplans	Rechnung	 getragen	werden	kann.	Die	Genehmigungsbehörde	
hat	 hiervon	 abzusehen,	 wenn	 die	 Änderungen	 dem	 Unternehmer	 unter	 Berücksichtigung	 seiner	
wirtschaftlichen	 Lage,	 einer	 ausreichenden	 Verzinsung	 und	 Tilgung	 des	 Anlagekapitals	 und	 der	
notwendigen	technischen	Entwicklung	nicht	zugemutet	werden	können.	
(4)	 Fahrpläne	 und	 Fahrplanänderungen	 sind	 vom	 Unternehmer	 ortsüblich	 bekanntzumachen.	

Ferner	sind	die	gültigen	Fahrpläne	in	den	zum	Aufenthalt	der	Fahrgäste	bestimmten	Räumen	anzu-
bringen.	 An	 den	Haltestellen	 sind	mindestens	 die	 Abfahrtzeiten	 anzuzeigen.	 Der	Unternehmer	 ist	
verpflichtet,	der	Genehmigungsbehörde	auf	deren	Anforderung	die	Fahrplandaten	 in	einem	geeig-
neten	elektronischen	Format	zur	Kontrolle	der	Einhaltung	der	Fahrplanpflichten	sowie	zur	Nutzung	
in	 unternehmensübergreifenden	 Auskunftssystemen	 zeitgerecht	 und	 unentgeltlich	 bereitzustel-
len.47	

																																																																																																																																																																																				
	 Artikel	28	Nr.	18	 lit.	 b	desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	6	 Satz	1	 „(§	58	Abs.	1	Nr.	3)“	durch	 „(§	57	Abs.	1	

Nr.	6)“	ersetzt.	
	 01.01.1992.—Artikel	 1	 Nr.	 4	 des	 Gesetzes	 vom	 25.	 Juli	 1989	 (BGBl.	 I	 S.	 1547)	 in	 der	 Fassung	 des	 Arti-

kels	29	lit.	b	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	in	Abs.	6	Satz	1	„(§	57	Abs.	1	Nr.	6)“	durch	
„(§	57	Abs.	1	Nr.	5)“	ersetzt.	

	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	in	Abs.	2	
„und	mit	den	öffentlichen	Verkehrsinteressen	und	dem	Gemeinwohl	 in	Einklang	stehen“	am	Ende	gestri-
chen.	

	 Artikel	6	Abs.	116	Nr.	10	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	Satz	2	eingefügt.	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	14	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	1	Satz	3	

eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	14	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	2	neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„Wird	den	Beförde-

rungsentgelten	aus	Gründen	des	öffentlichen	Verkehrsinteresses	oder	des	Gemeinwohls	nicht	wie	bean-
tragt	zugestimmt,	gilt	§	8	Abs.	4	entsprechend.“	

	 Artikel	1	Nr.	14	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	6	Satz	3	eingefügt.	
47	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1996.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	Abs.	3	

Satz	2	eingefügt.	
	 14.09.2007.—Artikel	27	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	7.	September	2007	(BGBl.	I	S.	2246)	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	

Abs.	2	lautete:	
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B.	Verkehr	mit	Obussen	

	
§	41	Entsprechend	anwendbare	Vorschriften	
(1)	Die	Vorschriften	der	§§	28	bis	30	und	der	§§	32,	36	und	37	sind	auf	die	Errichtung	von	Bau-	

und	Betriebsanlagen	für	den	Obusverkehr	entsprechend	anzuwenden.	
(2)	Zur	Errichtung	von	Bau-	und	Betriebsanlagen	auf	öffentlichen	Straßen	bedarf	der	Unterneh-

mer	der	Zustimmung	des	Trägers	der	Straßenbaulast;	§	31	Abs.	1,	2,	4	bis	6	ist	entsprechend	anzu-
wenden.	
(3)	Im	übrigen	sind	auf	den	Obusverkehr	die	Vorschriften	der	§§	39	und	40	entsprechend	anzu-

wenden.48	
	

C.	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	
	
§	42	Begriffsbestimmung	Linienverkehr	
Linienverkehr	ist	eine	zwischen	bestimmten	Ausgangs-	und	Endpunkten	eingerichtete	regelmä-

ßige	Verkehrsverbindung,	 auf	der	Fahrgäste	an	bestimmten	Haltestellen	ein-	und	aussteigen	kön-
nen.	Er	setzt	nicht	voraus,	daß	ein	Fahrplan	mit	bestimmten	Abfahrts-	und	Ankunftszeiten	besteht	
oder	Zwischenhaltestellen	eingerichtet	sind.	
	
§	42a	Personenfernverkehr	
Personenfernverkehr	ist	der	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen,	der	nicht	zum	öffentlichen	Per-

sonennahverkehr	 im	 Sinne	 des	 §	 8	 Absatz	 1	 und	 nicht	 zu	 den	 Sonderformen	 des	 Linienverkehrs	
nach	§	43	gehört.	Die	Beförderung	von	Personen	zwischen	zwei	Haltestellen	ist	unzulässig,	wenn	

																																																																																																																																																																																				
	 	 „(2)	Fahrpläne	und	deren	Änderungen	bedürfen	der	Zustimmung	der	Genehmigungsbehörde.	Werden	

durch	Fahrplanänderungen	die	 Interessen	anderer	Verkehrsunternehmen	berührt,	 so	 sind	diese	vor	der	
Zustimmung	zu	hören;	§	9	Abs.	2	Satz	1	bleibt	unberührt.	Bei	geringfügigen	Fahrplanänderungen	kann	die	
Genehmigungsbehörde	auf	ausdrückliche	Zustimmung	zu	der	ihr	anzuzeigenden	Änderung	verzichten.	In	
diesem	Falle	gilt	die	Zustimmung	als	erteilt,	wenn	die	Genehmigungsbehörde	nicht	innerhalb	einer	von	ihr	
allgemein	zu	bestimmenden	Frist	widerspricht.“	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	15	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	2	Satz	6	
eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	15	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2a	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	15	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 Änderungen	 des	 Fahrplans	 verlangen,	wenn	 die	maßgebenden	

Umstände	sich	wesentlich	geändert	haben	oder	sich	für	die	bessere	Ausgestaltung	des	Verkehrs	in	einem	
Gebiet	neue	Gesichtspunkte	ergeben,	denen	durch	eine	Änderung	des	Fahrplans	Rechnung	getragen	wer-
den	kann.	§	8	Abs.	4	gilt	entsprechend.“	

	 Artikel	1	Nr.	15	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	4	eingefügt.	
48	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	19	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Überschrift	

eingefügt.	
	 Artikel	28	Nr.	19	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	„bis	31	und	der	§§	34	bis	37“	durch	„bis	30	und	der	

§§	32,	36	und	37“	ersetzt.	
	 Artikel	28	Nr.	19	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	„§	32	Abs.	1,	2,	4	und	6	sowie	§	33	sind“	durch	„§	31	

Abs.	1,	2,	4	bis	6	ist“	ersetzt.	
	 Artikel	28	Nr.	19	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Im	übrigen	sind	auf	den	Obusverkehr	die	Vorschriften	der	§§	38	bis	40	entsprechend	anzuwenden.	

Die	Dauer	der	Genehmigung	(§	38)	soll	in	der	Regel	fünfundzwanzig	Jahre	betragen.	Ist	jedoch	bei	Umstel-
lung	 eines	 Straßenbahnverkehrs	 auf	 Obusverkehr	 (§	 14	 Abs.	 4)	 die	 für	 die	 Straßenbahn	 geltende,	 noch	
nicht	abgelaufene	Genehmigungsdauer	länger	als	dieser	Zeitraum,	so	kann	die	Genehmigung	für	den	Obus-
verkehr	bis	zu	der	für	die	Straßenbahn	geltenden	Genehmigungsdauer	erstreckt	werden.“	
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1.		der	Abstand	zwischen	diesen	Haltestellen	nicht	mehr	als	50	km	beträgt	oder	
2.		zwischen	 diesen	 Haltestellen	 Schienenpersonennahverkehr	mit	 einer	 Reisezeit	 bis	 zu	 einer	
Stunde	betrieben	wird.	

In	der	Genehmigung	sind	auf	Antrag	für	einzelne	Teilstrecken	Ausnahmen	zu	gewähren,	wenn	
1.		kein	ausreichendes	Nahverkehrsangebot	besteht	oder	
2.		das	 Fahrgastpotenzial	 der	 vorhandenen	 Verkehrsangebote	 nur	 unerheblich	 beeinträchtigt	
wird.49	

	
§	42b	Technische	Anforderungen	
Kraftomnibusse,	 die	 im	 Personenfernverkehr	 eingesetzt	werden,	müssen	 den	 Vorschriften	 des	

Anhangs	VII	der	Richtlinie	2001/85/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	20.	No-
vember	 2001	 über	 besondere	 Vorschriften	 für	 Fahrzeuge	 zur	 Personenbeförderung	mit	mehr	 als	
acht	 Sitzplätzen	 außer	 dem	 Fahrersitz	 und	 zur	 Änderung	 der	 Richtlinien	 70/156/EWG	 und	
97/27/EG	(ABl.	L	42	vom	13.2.2002,	S.	1)	in	der	jeweils	zum	Zeitpunkt	der	Erstzulassung	des	jewei-
ligen	 Kraftomnibusses	 geltenden	 Fassung	 entsprechen	 und	 mit	 mindestens	 zwei	 Stellplätzen	 für	
Rollstuhlnutzer	ausgerüstet	sein.50	
	
§	43	Sonderformen	des	Linienverkehrs	
Als	Linienverkehr	gilt,	unabhängig	davon,	wer	den	Ablauf	der	Fahrten	bestimmt,	auch	der	Ver-

kehr,	der	unter	Ausschluß	anderer	Fahrgäste	der	regelmäßigen	Beförderung	von	
1.		Berufstätigen	zwischen	Wohnung	und	Arbeitsstelle	(Berufsverkehr),	
2.		Schülern	zwischen	Wohnung	und	Lehranstalt	(Schülerfahrten),	
3.		Personen	zum	Besuch	von	Märkten	(Marktfahrten),	
4.		Theaterbesuchern	

dient.	 Die	 Regelmäßigkeit	wird	 nicht	 dadurch	 ausgeschlossen,	 daß	 der	 Ablauf	 der	 Fahrten	wech-
selnden	Bedürfnissen	der	Beteiligten	angepaßt	wird.51	
	

																																																								
49		QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2598)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
50		QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2598)	 hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
51	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Eine	Sonderform	des	Linienverkehrs	ist	der	Verkehr,	der	unter	Ausschluß	anderer	Fahrgäste	der	

regelmäßigen	Beförderung	
1.		 von	Berufstätigen	zwischen	Wohnung	und	Arbeitsstelle	(Berufsverkehr),	
2.		 von	Schülern	zwischen	Wohnung	und	Lehranstalt	(Schülerfahrten),	
3.		 von	Personen	zum	Besuch	von	Märkten	(Marktfahrten),	
4.		 von	Theaterbesuchern	

	 dient.	
	 	 (2)	 Eine	 Sonderform	des	 Linienverkehrs	 ist	 auch	 der	 Ferienziel-Reiseverkehr.	 Ferienziel-Reisen	 sind	

Reisen	 zu	 Erholungsaufenthalten,	 die	 der	 Unternehmer	mit	 Kraftomnibussen	 oder	 Personenkraftwagen	
nach	einem	von	ihm	aufgestellten	Plan	zu	einem	Gesamtentgelt	für	Beförderung	und	Unterkunft	mit	oder	
ohne	 Verpflegung	 anbietet	 und	 ausführt.	 Eine	 Unterwegsbedienung	 ist	 unzulässig;	 jedoch	 kann	 die	 Ge-
nehmigungsbehörde	für	benachbarte	Orte	oder	für	Einzelfälle	Ausnahmen	gestatten.	Die	Fahrgäste	sind	zu	
einem	für	alle	Teilnehmer	gleichen	Reiseziel	zu	bringen	und	an	den	Ausgangspunkt	der	Reise	zurückzube-
fördern.	Auf	der	Rückfahrt	dürfen	nur	Reisende	befördert	werden,	die	der	Unternehmer	zum	Reiseziel	ge-
bracht	hat.	Die	Genehmigung	darf	nur	solchen	Unternehmern	erteilt	werden,	die	auf	dem	Gebiet	des	Reise-
verkehrs	über	ausreichende	Erfahrungen	verfügen.“	
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§	4452	
	
§	45	Sonstige	Vorschriften	
(1)	Auf	den	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	ist	§	32,	soweit	diese	Vorschrift	sich	auf	das	An-

bringen	oder	Errichten	von	Haltestellenzeichen	bezieht,	 entsprechend	anzuwenden;	über	die	Ver-
pflichtung	zur	Duldung	entscheidet	die	Genehmigungsbehörde	ohne	Planfeststellungsverfahren.	
(2)	Auf	den	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	sind	die	§§	39	und	40	mit	 folgenden	Maßgaben	

anzuwenden:		
1.		§	39	Absatz	1	bis	5	und	7	gilt	nicht	für	den	Personenfernverkehr,		
2.		§	40	Absatz	3	gilt	nicht	 für	den	Personenfernverkehr;	abweichend	von	§	40	Absatz	2	Satz	1	
genügt	 bei	 Fahrplanänderungen	 im	 Personenfernverkehr	 eine	 Anzeige	 bei	 der	 Genehmi-
gungsbehörde;	 sofern	 die	 Genehmigungsbehörde	 den	 angezeigten	 Fahrplanänderungen	 in-
nerhalb	von	einem	Monat	widerspricht,	dürfen	diese	nicht	in	Kraft	treten.	

(3)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	bei	den	Verkehrsformen	nach	§	43	auf	die	Einhaltung	der	
Vorschriften	über	die	Betriebspflicht	(§	21),	die	Beförderungspflicht	(§	22),	die	Beförderungsentgel-
te	und	-bedingungen	(§	39)	sowie	über	die	Fahrpläne	(§	40)	ganz	oder	teilweise	verzichten.	Bei	den	
Sonderformen	des	Linienverkehrs	(§	43)	ist	§	13	Absatz	2	Satz	1	Nummer	2	und	3	so	anzuwenden,	
daß	insbesondere	den	Belangen	von	Berufstätigen	und	Arbeitgebern	sowie	von	Schülern	und	Lehr-
anstalten	Rechnung	getragen	wird.53	

																																																								
52	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	20	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	44	Dauer	der	Genehmigung	
	 	 Die	Geltungsdauer	der	Genehmigung	ist	unter	Berücksichtigung	der	öffentlichen	Verkehrsinteressen	zu	

bemessen.	Im	Höchstfall	beträgt	sie	acht	Jahre.“	
53	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	 1	Nr.	 6	 des	Gesetzes	 vom	24.	 August	 1965	 (BGBl.	 I	 S.	 906)	 hat	Abs.	 4	 neu	 gefasst.	

Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	bei	den	Verkehrsformen	nach	§	43	 auf	die	Einhaltung	der	Vor-

schriften	über	die	Betriebspflicht	(§	21),	die	Beförderungspflicht	(§	22),	die	Beförderungsentgelte	und	Be-
förderungsbedingungen	(§	39)	sowie	über	die	Fahrpläne	(§	40)	ganz	oder	teilweise	verzichten.	Beim	Feri-
enziel-Reiseverkehr	sind	die	in	§	14	Abs.	1	Nr.	4	genannten	Stellen	gutachtlich	zu	hören.	§	13	Abs.	2	Nr.	2	
Buchstabe	c	ist	auf	den	Ferienziel-Reiseverkehr	nicht	anzuwenden;	§	13	Abs.	2	Nr.	2	Buchstaben	a	und	b	
gilt	nicht	zugunsten	vorhandener	Unternehmer	des	Ferienziel-Reiseverkehrs.	Ferienziel-Reisen	können	in	
besonderen	Fällen	auf	Grund	von	Ausnahmegenehmigungen	der	von	der	Landesregierung	bestimmten	Be-
hörde	als	Verkehr	mit	Mietomnibussen	oder	mit	Mietwagen	durchgeführt	werden,	wenn	sie	durch	Gebiete	
außerhalb	des	Geltungsbereichs	dieses	Gesetzes	führen,	Ausgangs-	und	Zielort	jedoch	im	Geltungsbereich	
dieses	Gesetzes	liegen.“	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	21	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	in	Abs.	1	„§	35“	
durch	„§	32“	ersetzt.	

	 Artikel	28	Nr.	21	lit.	b	bis	f	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	6	durch	Abs.	2	und	3	ersetzt.	Abs.	2	bis	6	laute-
ten:	

	 	 „(2)	 Die	 Beförderungsentgelte	 und	 Beförderungsbedingungen	 der	 Deutschen	 Bundesbahn	 sind	 vom	
Bundesminister	für	Verkehr	zu	genehmigen,	die	Beförderungsentgelte	und	Beförderungsbedingungen	der	
Deutschen	Bundespost	sind	nach	§	14	des	Postverwaltungsgesetzes	festzusetzen.	Genehmigung	und	Fest-
setzung	der	Beförderungsentgelte	erfolgen	im	Einvernehmen	mit	dem	Bundesminister	für	Wirtschaft.	Die	
Beförderungsentgelte	und	Beförderungsbedingungen	der	Deutschen	Bundesbahn	und	die	Fahrpläne	und	
Fahrplanänderungen	der	Deutschen	Bundespost	und	der	Deutschen	Bundesbahn	sind	in	 ihren	amtlichen	
Mitteilungsblättern	zu	veröffentlichen;	die	Ausgabe	der	amtlichen	Kursbücher	ersetzt	die	Veröffentlichung.	

	 	 (3)	In	den	Fällen	der	Absätze	1	und	2	sind	die	§§	39	und	40	entsprechend	anzuwenden.	
	 	 (4)	 Die	 Genehmigungsbehörde	 kann	 bei	 den	 Verkehrsformen	 nach	 §	 43	 auf	 die	 Einhaltung	 der	 Vor-

schriften	über	die	Betriebspflicht	(§	21),	die	Beförderungspflicht	(§	22),	die	Beförderungsentgelte	und	Be-
förderungsbedingungen	 (§	 39)	 sowie	über	die	 Fahrpläne	 (§	 40)	 ganz	 oder	 teilweise	 verzichten.	Bei	 den	
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D.	Ausgleichszahlungen54	

	
§	45a	Ausgleichspflicht	
(1)	 Im	 Verkehr	mit	 Straßenbahnen	 und	 Obussen	 sowie	 im	 Linienverkehr	mit	 Kraftfahrzeugen	

nach	den	§§	42	und	43	Nr.	2	ist	dem	Unternehmer	für	die	Beförderung	von	Personen	mit	Zeitfahr-
ausweisen	des	Ausbildungsverkehrs	auf	Antrag	ein	Ausgleich	nach	Maßgabe	des	Absatzes	2	zu	ge-
währen,	wenn	und	soweit	
1.		der	Ertrag	aus	den	für	diese	Beförderungen	genehmigten	Beförderungsentgelten	zur	Deckung	
der	nach	Absatz	2	Satz	2	zu	errechnenden	Kosten	nicht	ausreicht,	und	

2.		der	Unternehmer	innerhalb	eines	angemessenen	Zeitraums	die	Zustimmung	zu	einer	Anpas-
sung	der	in	den	genannten	Verkehrsformen	erhobenen	Beförderungsentgelte	an	die	Ertrags-	
und	Kostenlage	beantragt	hat.	

(2)	Als	Ausgleich	werden	gewährt	50	vom	Hundert	des	Unterschiedsbetrags	zwischen	dem	Er-
trag,	der	in	den	in	Absatz	1	genannten	Verkehrsformen	für	die	Beförderung	von	Personen	mit	Zeit-
fahrausweisen	 des	 Ausbildungsverkehrs	 erzielt	 worden	 ist,	 und	 dem	 Produkt	 aus	 den	 in	 diesem	
Verkehr	geleisteten	Personen-Kilometern	und	den	durchschnittlichen	verkehrsspezifischen	Kosten.	
Als	durchschnittliche	verkehrsspezifische	Kosten	im	Sinne	dieser	Vorschrift	gelten	die	Kostensätze	
je	 Personen-Kilometer,	 die	 von	 den	 Landesregierungen	 oder	 den	 von	 ihnen	 durch	 Rechtsverord-
nung	ermächtigten	Behörden	durch	Rechtsverordnung	nach	Durchschnittswerten	einzelner	reprä-
sentativer	 Unternehmen,	 die	 sparsam	 wirtschaften	 und	 leistungsfähig	 sind,	 pauschal	 festgelegt	
werden;	dabei	können	entsprechend	betrieblichen	und	verkehrlichen	Besonderheiten	unterschied-
liche	Kostensätze	 für	 den	 schienengebundenen	und	den	nichtschienengebundenen	Verkehr	 sowie	
für	 verschiedene	Verkehrsregionen	 festgelegt	werden.	Der	 sich	 in	 Anwendung	 des	 Satzes	 1	 erge-
bende	Ausgleichsbetrag	wird	für	das	Jahr	2004	um	4	Prozent,	für	das	Jahr	2005	um	8	Prozent	und	
vom	Jahr	2006	an	jeweils	um	12	Prozent	verringert.	
(3)	Den	Ausgleich	nach	den	Absätzen	1	und	2	gewährt	das	Land,	in	dessen	Gebiet	der	Verkehr	be-

trieben	wird.	 Erstreckt	 sich	 der	 Verkehr	 auch	 auf	 das	Gebiet	 eines	 anderen	 Landes,	 so	wird	 dem	
Ausgleich	der	Teil	der	Leistungen	zugrunde	gelegt,	der	in	dem	jeweiligen	Land	erbracht	wird.	
(4)	Über	den	Ausgleich	entscheidet	die	Genehmigungsbehörde	oder	die	von	der	Landesregierung	

bestimmte	 Behörde.	 Die	 Entscheidung	 kann	mit	 Auflagen	 verbunden	werden,	 die	 dazu	 bestimmt	
sind,	die	wirtschaftlichen	Ergebnisse	der	in	den	in	Absatz	1	genannten	Verkehrsformen	erbrachten	
Leistungen	 zu	 verbessern.	 Kommt	 der	 Unternehmer	 solchen	 Auflagen	 nicht	 oder	 nicht	 in	 vollem	

																																																																																																																																																																																				
Sonderformen	des	Linienverkehrs	(§	43)	ist	§	13	Abs.	2	Nr.	2	so	anzuwenden,	daß	insbesondere	den	Be-
langen	 von	 Berufstätigen	 und	 Arbeitgebern	 sowie	 von	 Schülern	 und	 Lehranstalten	 Rechnung	 getragen	
wird.	

	 	 (5)	Bei	zeitweilig	gesteigertem	Verkehr	kann	der	Unternehmer,	soweit	dadurch	die	Interessen	anderer	
Verkehrsunternehmer	nicht	berührt	werden,	weitere	ihm	für	diese	Verkehrsart	genehmigte	Fahrzeuge	im	
Rahmen	des	bestehenden	Fahrplans	einsetzen.	

	 	 (6)	Ist	eine	Genehmigung	für	den	Linienverkehr	mit	Personenkraftwagen	erteilt,	so	dürfen	diese	Fahr-
zeuge	nur	für	den	Linienverkehr	verwendet	werden.	§	9	Abs.	3	bleibt	unberührt.“	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	17	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	2	neu	
gefasst.	Abs.	2	lautete:	

	 	 „(2)	Auf	den	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	sind	die	§§	39	und	40	entsprechend	anzuwenden.“	
	 Artikel	 1	Nr.	 17	 lit.	 b	 desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	 3	 „Abs.	 2	Nr.	 2“	 durch	 „Absatz	2	 Satz	1	Nummer	2		

und	3“	ersetzt.	
54	QUELLE	
	 01.01.1977.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	 I	S.	2439)	hat	die	Zwischenüber-

schrift	eingefügt.	
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Umfang	nach,	so	ist	ein	Ausgleich	nur	insoweit	zu	gewähren,	wie	er	sich	im	Falle	der	Befolgung	der	
Auflagen	errechnet	hätte.55	
	

E.	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen56	
	
§	46	Formen	des	Gelegenheitsverkehrs	
(1)	Gelegenheitsverkehr	ist	die	Beförderung	von	Personen	mit	Kraftfahrzeugen,	die	nicht	Linien-

verkehr	nach	den	§§	42,	42a	und	43	ist.	
(2)	Als	Formen	des	Gelegenheitsverkehrs	sind	nur	zulässig	
1.		Verkehr	mit	Taxen	(§	47),	
2.		Ausflugsfahrten	und	Ferienziel-Reisen	(§	48),	
3.		Verkehr	mit	Mietomnibussen	und	mit	Mietwagen	(§	49).	
(3)	In	Orten	mit	mehr	als	50	000	Einwohnern	oder	in	den	von	der	höheren	Verwaltungsbehörde	

bestimmten	Orten	unter	50	000	Einwohnern	darf	eine	Genehmigung	für	den	Taxenverkehr	und	den	
Mietwagenverkehr	nicht	für	denselben	Personenkraftwagen	erteilt	werden.57	

																																																								
55	QUELLE	
	 01.01.1977.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	I	S.	2439)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.10.1979.—Artikel	7	des	Gesetzes	vom	9.	Juli	1979	(BGBl.	I	S.	989)	hat	Abs.	6	neu	gefasst.	Abs.	6	lautete:	
	 	 „(6)	Die	Vorschriften	des	Gesetzes	über	die	unentgeltliche	Beförderung	von	Kriegs-	und	Wehrdienstbe-

schädigten	 sowie	 von	 anderen	 Behinderten	 im	 Nahverkehr	 vom	 27.	 August	 1965	 (Bundesgesetzbl.	 I	
S.	978),	zuletzt	geändert	durch	Artikel	41	des	Gesetzes	zur	Anpassung	gesetzlich	festgelegter	Zuständigkei-
ten	 an	 die	 Neuabgrenzung	 der	 Geschäftsbereiche	 von	 Bundesministern	 vom	 18.	März	 1975	 (Bundesge-
setzbl.	I	S.	705),	bleiben	unberührt.“	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	(BGBl.	 I	 S.	1221)	hat	Abs.	6	aufgehoben.	
Abs.	6	lautete:	

	 	 „(6)	 Die	 Vorschriften	 über	 die	 unentgeltliche	 Beförderung	 Schwerbehinderter	 im	 öffentlichen	 Perso-
nenverkehr	nach	dem	Elften	Abschnitt	des	Schwerbehindertengesetzes	bleiben	unberührt.“	

	 01.01.1991.—Artikel	4	des	Gesetzes	vom	24.	Juni	1991	(BGBl.	I	S.	1314)	hat	Abs.	5	aufgehoben.	Abs.	5	lau-
tete:	

	 	 „(5)	Den	Ausgleich	für	Unternehmen,	die	sich	überwiegend	in	der	Hand	des	Bundes	oder	eines	mehr-
heitlich	 dem	Bund	 gehörenden	Unternehmens	 befinden,	 gewährt	 der	 Bund.	 Dies	 gilt	 auch,	wenn	Unter-
nehmen	im	Sinne	des	Satzes	1	die	Betriebsführung	nach	§	3	auf	Dritte	übertragen.	Soweit	der	Bund	aus-
gleichspflichtig	 ist,	 erläßt	der	Bundesminister	 für	Verkehr	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	die	Rechts-
verordnung	nach	Absatz	2.“	

	 01.01.1994.—Artikel	6	Abs.	116	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	27.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2378)	hat	in	Abs.	4	
Satz	1	„oder	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde“	am	Ende	eingefügt.	

	 01.01.2004.—Artikel	24	des	Gesetzes	vom	29.	Dezember	2003	(BGBl.	I	S.	3076)	hat	Abs.	2	Satz	3	eingefügt.	
	 ENTSCHEIDUNG	DES	BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS	
	 Abs.	2	Satz	3	Variante	1	ist	mit	Artikel	20	Abs.	2,	Artikel	38	Abs.	1	Satz	2,	Artikel	42	Abs.	1	Satz	1	und	Arti-

kel	76	Abs.	1	des	Grundgesetzes	unvereinbar.	(Beschl.	v.	8.	Dezember	2009	–	2	BvR	758/07	–,	BGBl.	2010	I	
S.	68)	

	 ÄNDERUNGEN	
	 12.04.2011.—Artikel	4	des	Gesetzes	vom	5.	April	 2011	 (BGBl.	 I	 S.	 554)	hat	 Satz	3	 in	Abs.	 2	neu	gefasst.	

Satz	3	 lautete:	 „Der	sich	 in	Anwendung	des	Satzes	1	ergebende	Ausgleichsbetrag	wird	 für	das	 Jahr	2004	
um	4	vom	Hundert,	für	das	Jahr	2005	um	8	vom	Hundert	und	vom	Jahr	2006	an	jeweils	um	12	vom	Hun-
dert	verringert.“	

56	ÄNDERUNGEN	
	 01.01.1977.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	 I	S.	2439)	hat	die	Zwischenüber-

schrift	neu	gefasst.	Die	Zwischenüberschrift	lautete:	„D.	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen“.	
57	ÄNDERUNGEN	
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§	47	Verkehr	mit	Taxen	
(1)	Verkehr	mit	Taxen	ist	die	Beförderung	von	Personen	mit	Personenkraftwagen,	die	der	Unter-

nehmer	 an	 behördlich	 zugelassenen	 Stellen	 bereithält	 und	 mit	 denen	 er	 Fahrten	 zu	 einem	 vom	
Fahrgast	 bestimmten	 Ziel	 ausführt.	 Der	 Unternehmer	 kann	 Beförderungsaufträge	 auch	 während	
einer	Fahrt	oder	am	Betriebssitz	entgegennehmen.	
(2)	Taxen	dürfen	nur	 in	 der	Gemeinde	bereitgehalten	werden,	 in	 der	 der	Unternehmer	 seinen	

Betriebssitz	hat.	Fahrten	auf	vorherige	Bestellung	dürfen	auch	von	anderen	Gemeinden	aus	durch-
geführt	werden.	Die	Genehmigungsbehörde	kann	im	Einvernehmen	mit	anderen	Genehmigungsbe-
hörden	 das	 Bereithalten	 an	 behördlich	 zugelassenen	 Stellen	 außerhalb	 der	 Betriebssitzgemeinde	
gestatten	und	einen	größeren	Bezirk	festsetzen.	
(3)	 Die	 Landesregierung	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 den	 Umfang	 der	 Betriebs-

pflicht,	die	Ordnung	auf	Taxenständen	sowie	Einzelheiten	des	Dienstbetriebs	zu	regeln.	Sie	kann	die	
Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	übertragen.	In	der	Rechtsverordnung	können	insbesondere	
Regelungen	getroffen	werden	über	
1.		das	Bereithalten	von	Taxen	in	Sonderfällen	einschließlich	eines	Bereitschaftsdiensts,	
2.		die	Annahme	und	Ausführung	von	fernmündlichen	Fahraufträgen,	
3.		den	Fahr-	und	Funkbetrieb,	
4.		die	Behindertenbeförderung	und	
5.	 die	Krankenbeförderung,	soweit	es	sich	nicht	um	Beförderungen	nach	§	1	Abs.	2	Nr.	2	handelt.	
(4)	 Die	 Beförderungspflicht	 besteht	 nur	 für	 Fahrten	 innerhalb	 des	 Geltungsbereichs	 der	 nach	

§	51	Abs.	1	Satz	1	und	2	und	Abs.	2	Satz	1	festgesetzten	Beförderungsentgelte	(Pflichtfahrbereich).	
(5)	Die	Vermietung	von	Taxen	an	Selbstfahrer	ist	verboten.58	

																																																																																																																																																																																				
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Nr.	2	in	Abs.	2	neu	ge-

fasst.	Nr.	2	lautete:	
„2.		Ausflugsfahrten	(§	48),“.	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	23	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Nr.	1	in	Abs.	2	neu	
gefasst.	Nr.	1	lautete:	

„1.		Verkehr	mit	Kraftdroschken	(Taxen,	§	47),“.	
	 Artikel	 28	Nr.	 23	 lit.	 b	 desselben	Gesetzes	 hat	 in	Abs.	 3	 „Kraftdroschkenverkehr“	 durch	 „Taxenverkehr“	

ersetzt.	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	17a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	in	Abs.	1	„§§	42	

und	43“	durch	„§§	42,	42a	und	43“	ersetzt.	
58	ÄNDERUNGEN	
	 01.10.1983.—Artikel	 1	Nr.	 3	des	Gesetzes	 vom	25.	 Februar	1983	 (BGBl.	 I	 S.	 196)	hat	die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	47	Verkehr	mit	Kraftdroschken	(Taxen)	
	 	 (1)	 Verkehr	mit	 Kraftdroschken	 (Taxen)	 ist	 die	 Beförderung	 von	 Personen	mit	 Personenkraftwagen,	

die	der	Unternehmer	auf	öffentlichen	Straßen	oder	Plätzen	bereitstellt	und	mit	denen	er	Fahrten	zu	einem	
vom	Fahrgast	bestimmten	Ziel	ausführt.	

	 	 (2)	Die	Genehmigung	für	den	Verkehr	mit	Kraftdroschken	wird	zur	Ausführung	von	Fahrten	innerhalb	
einer	Gemeinde	oder	in	einem	größeren	Bezirk	erteilt.	

	 	 (3)	 Kraftdroschken	 dürfen	 auf	 öffentlichen	 Straßen	 oder	 Plätzen	 nur	 in	 der	 Gemeinde	 bereitgestellt	
werden,	in	der	sich	der	Betriebssitz	des	Unternehmers	befindet,	und	nur	an	den	behördlich	zugelassenen	
Stellen.	Das	Nähere	wird	durch	Droschkenordnungen,	die	nach	Landesrecht	 erlassen	werden,	bestimmt;	
für	die	Festsetzung	von	Droschkenordnungen	gilt	§	51	Abs.	1	Satz	1	und	2	entsprechend.	In	Ausnahmefäl-
len	 kann	 die	 Genehmigungsbehörde	 die	 Bereitstellung	 auch	 auf	 Straßen	 und	 Plätzen	 außerhalb	 des	 Be-
triebssitzes	des	Unternehmers	gestatten.	

	 	 (4)	Die	 Beförderungspflicht	 (§	 22)	 besteht	 nur	 für	 Fahrten	 innerhalb	 des	 Geltungsbereichs	 der	 nach	
§	51	Abs.	1	Satz	1	festgesetzten	Beförderungsentgelte.	

	 	 (5)	Die	Vermietung	von	Kraftdroschken	an	Selbstfahrer	ist	verboten.“	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 24	 des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	 hat	 in	 der	Überschrift	

„(Kraftdroschken)“	am	Ende	gestrichen.	
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§	48	Ausflugsfahrten	und	Ferienziel-Reisen	
(1)	 Ausflugsfahrten	 sind	 Fahrten,	 die	 der	 Unternehmer	 mit	 Kraftomnibussen	 oder	 Personen-

kraftwagen	nach	einem	bestimmten,	von	 ihm	aufgestellten	Plan	und	zu	einem	für	alle	Teilnehmer	
gleichen	und	gemeinsam	verfolgten	Ausflugszweck	anbietet	und	ausführt.	Die	Fahrt	muß	wieder	an	
den	Ausgangsort	zurückführen.	Die	Fahrgäste	müssen	im	Besitz	eines	für	die	gesamte	Fahrt	gültigen	
Fahrscheins	sein,	der	die	Beförderungsstrecke	und	das	Beförderungsentgelt	ausweist.	Bei	Ausflugs-
fahrten,	die	als	Pauschalfahrten	ausgeführt	werden,	genügt	 im	Fahrschein	die	Angabe	des	Gesam-
tentgelts	an	Stelle	des	Beförderungsentgelts.	
(2)	Ferienziel-Reisen	sind	Reisen	zu	Erholungsaufenthalten,	die	der	Unternehmer	mit	Kraftom-

nibussen	oder	Personenkraftwagen	nach	einem	bestimmten,	 von	 ihm	aufgestellten	Plan	 zu	einem	
Gesamtentgelt	für	Beförderung	und	Unterkunft	mit	oder	ohne	Verpflegung	anbietet	und	ausführt.	Es	
dürfen	nur	Rückfahrscheine	und	diese	nur	auf	den	Namen	des	Reisenden	ausgegeben	werden.	Die	
Fahrgäste	 sind	 zu	 einem	 für	 alle	 Teilnehmer	 gleichen	Reiseziel	 zu	 bringen	und	 an	den	Ausgangs-
punkt	der	Reise	zurückzubefördern.	Auf	der	Rückfahrt	dürfen	nur	Reisende	befördert	werden,	die	
der	Unternehmer	zum	Reiseziel	gebracht	hat.	
(3)	(weggefallen)	
(4)	Die	Vorschriften	der	§§	21	und	22	sind	nicht	anzuwenden.59	

																																																																																																																																																																																				
	 01.01.1992.—Artikel	1	Nr.	5	lit.	a	des	Gesetzes	vom	25.	Juli	1989	(BGBl.	I	S.	1547)	hat	Nr.	4	in	Abs.	3	Satz	3	

geändert.	Nr.	4	lautete:	
„4.		die	Kranken-	und	Behindertenbeförderung.“	

	 Artikel	1	Nr.	5	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	3	Nr.	5	eingefügt.	
59	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	die	Vorschrift	neu	ge-

fasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	48	Ausflugsfahrten	
	 	 (1)	Ausflugsfahrten	sind	Fahrten,	die	der	Unternehmer	mit	Kraftomnibussen	oder	Personenkraftwagen	

nach	 einem	bestimmten,	 von	 ihm	 aufgestellten	 Plan	 und	 zu	 einem	 für	 alle	 Teilnehmer	 gleichen	 und	 ge-
meinsam	 verfolgten	Ausflugszweck	 anbietet	 und	 ausführt.	 Ein	Wechsel	 der	 Fahrgäste	 (Unterwegsbedie-
nung)	 ist	 unzulässig;	 jedoch	 kann	 die	 Genehmigungsbehörde	 für	 benachbarte	 Orte	 oder	 für	 Einzelfälle	
Ausnahmen	zur	Aufnahme	von	Fahrgästen	gestatten.	Die	Fahrt	muß	wieder	an	den	Ausgangsort	zurück-
führen.	Die	Fahrgäste	müssen	im	Besitz	eines	für	die	gesamte	Fahrt	gültigen	Fahrscheins	sein,	der	die	Be-
förderungsstrecke	 und	 das	 Beförderungsentgelt	 ausweist.	 Bei	 Ausflugsfahrten,	 die	 als	 Pauschalfahrten	
ausgeführt	werden,	genügt	 im	Fahrschein	die	Angabe	des	Gesamtentgelts	an	Stelle	des	Beförderungsent-
gelts.	

	 	 (2)	Die	Vorschiften	der	§§	21	und	22	sind	auf	Ausflugsfahrten	nicht	anzuwenden.	
	 	 (3)	 Ausflugsfahrten	 dürfen	 nicht	 so	 ausgeführt	 werden,	 daß	 sie	 die	 öffentlichen	 Verkehrsinteressen	

beeinträchtigen;	dies	ist	der	Fall,	wenn	durch	Ausflugsfahrten	einem	Schienen-,	Obusverkehr	oder	Linien-
verkehr	mit	Kraftfahrzeugen	in	erheblichem	Umfang	Fahrgäste	entzogen	werden.“	

	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	Satz	2	in	Abs.	4	aufgehoben.	
Satz	2	 lautete:	 „Ausflugsfahrten	und	Ferienziel-Reisen	können	 in	besonderen	Fällen	 auf	Grund	von	Aus-
nahmegenehmigungen	der	von	der	Landesregierung	bestimmten	Behörde	als	Verkehr	mit	Mietomnibus-
sen	 oder	mit	Mietwagen	 durchgeführt	werden,	wenn	 sie	 durch	Gebiete	 außerhalb	 des	Geltungsbereichs	
dieses	Gesetzes	führen,	Ausgangs-	und	Zielort	jedoch	im	Geltungsbereich	dieses	Gesetzes	liegen.“	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	25	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	 (BGBl.	 I	 S.	1221)	hat	Abs.	3	neu	gefasst.	
Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	Es	 ist	unzulässig,	unterwegs	Fahrgäste	aufzunehmen;	 jedoch	kann	die	Genehmigungsbehörde	für	
benachbarte	Orte	oder	für	Einzelfälle	Ausnahmen	gestatten,	wenn	dadurch	die	öffentlichen	Verkehrsinte-
ressen	nicht	beeinträchtigt	werden.“	

	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	Satz	5	in	Abs.	2	aufge-
hoben.	Satz	5	lautete:	„Die	Genehmigung	darf	nur	solchen	Unternehmern	erteilt	werden,	die	auf	dem	Ge-
biet	des	Reiseverkehrs	über	ausreichende	Erfahrungen	verfügen.“	
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§	49	Verkehr	mit	Mietomnibussen	und	mit	Mietwagen	
(1)	Verkehr	mit	Mietomnibussen	ist	die	Beförderung	von	Personen	mit	Kraftomnibussen,	die	nur	

im	ganzen	zur	Beförderung	angemietet	werden	und	mit	denen	der	Unternehmer	Fahrten	ausführt,	
deren	Zweck,	Ziel	und	Ablauf	der	Mieter	bestimmt.	Die	Teilnehmer	müssen	ein	zusammengehöriger	
Personenkreis	und	über	Ziel	und	Ablauf	der	Fahrt	einig	sein.	
(2)	Die	Voraussetzungen	des	Absatzes	1	Satz	1	sind	nicht	gegeben,	wenn	Fahrten	unter	Angabe	

des	Fahrtziels	vermittelt	werden.	Mietomnibusse	dürfen	nicht	durch	Bereitstellen	auf	öffentlichen	
Straßen	oder	Plätzen	angeboten	werden.	
(3)	Die	Vorschriften	der	§§	21	und	22	sind	nicht	anzuwenden.	
(4)	Verkehr	mit	Mietwagen	ist	die	Beförderung	von	Personen	mit	Personenkraftwagen,	die	nur	

im	 ganzen	 zur	 Beförderung	 gemietet	 werden	 und	mit	 denen	 der	 Unternehmer	 Fahrten	 ausführt,	
deren	Zweck,	Ziel	und	Ablauf	der	Mieter	bestimmt	und	die	nicht	Verkehr	mit	Taxen	nach	§	47	sind.	
Mit	Mietwagen	dürfen	nur	Beförderungsaufträge	ausgeführt	werden,	die	am	Betriebssitz	oder	in	der	
Wohnung	des	Unternehmers	eingegangen	sind.	Nach	Ausführung	des	Beförderungsauftrags	hat	der	
Mietwagen	 unverzüglich	 zum	Betriebssitz	 zurückzukehren,	 es	 sei	 denn,	 er	 hat	 vor	 der	 Fahrt	 von	
seinem	Betriebssitz	oder	der	Wohnung	oder	während	der	Fahrt	fernmündlich	einen	neuen	Beförde-
rungsauftrag	erhalten.	Den	Eingang	des	Beförderungsauftrags	am	Betriebssitz	oder	in	der	Wohnung	
hat	der	Mietwagenunternehmer	buchmäßig	zu	erfassen	und	die	Aufzeichnung	ein	Jahr	aufzubewah-
ren.	Annahme,	Vermittlung	und	Ausführung	von	Beförderungsaufträgen,	das	Bereithalten	des	Miet-
wagens	sowie	Werbung	für	Mietwagenverkehr	dürfen	weder	allein	noch	in	ihrer	Verbindung	geeig-
net	sein,	zur	Verwechslung	mit	dem	Taxenverkehr	zu	führen.	Den	Taxen	vorbehaltene	Zeichen	und	
Merkmale	dürfen	 für	Mietwagen	nicht	 verwendet	werden.	Die	 §§	21	und	22	 sind	nicht	 anzuwen-
den.60	
	
§	5061	

																																																																																																																																																																																				
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	18	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	Abs.	3	aufgeho-

ben.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Es	ist	unzulässig,	unterwegs	Fahrgäste	aufzunehmen.	Dies	gilt	nicht	für	benachbarte	Orte	oder	in	

ländlichen	Räumen	 für	bis	zu	30	km	voneinander	entfernte	Orte.	 Im	übrigen	kann	die	Genehmigungsbe-
hörde	Ausnahmen	gestatten,	wenn	dadurch	die	öffentlichen	Verkehrsinteressen	nicht	beeinträchtigt	wer-
den.“	

60	ÄNDERUNGEN	
	 01.10.1983.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1983	(BGBl.	 I	 S.	196)	hat	Abs.	4	neu	gefasst.	

Abs.	4	lautete:	
	 	 „(4)	Auf	die	Beförderung	mit	 gemieteten	Personenkraftwagen	 (Mietwagen)	 sind	die	Vorschriften	der	

Absätze	1	bis	3	entsprechend	anzuwenden.	Ein	Bereitstellen	von	Mietwagen,	durch	das	ein	droschkenähn-
licher	 Verkehr	 erreicht	 wird,	 ist	 verboten.	 Die	 Art	 der	Werbung	 darf	 nicht	 zur	 Verwechslung	 mit	 dem	
Kraftdroschkenverkehr	führen.	Bei	Leerfahrten	dürfen	Fahrgäste	nicht	aufgenommen	werden,	es	sei	denn,	
daß	es	sich	um	eine	in	der	Wohnung	oder	in	den	Geschäftsräumen	des	Unternehmers	eingegangene	Bestel-
lung	auf	Abholung	von	Fahrgästen	handelt.	Den	Kraftdroschken	vorbehaltene	Zeichen	und	Merkmale	dür-
fen	nicht	verwendet	werden.“	

	 ENTSCHEIDUNG	DES	BUNDESVERFASSUNGSGERICHTS	
	 Abs.	4	Satz	3	und	4	ist	nach	Maßgabe	der	Gründe	mit	dem	Grundgesetz	vereinbar.	(Beschl.	v.	14.	November	

1989	–	1	BvL	14/85	u.	a.	–,	BGBl.	1990	I	S.	108)	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.07.2005.—Artikel	7	des	Gesetzes	vom	21.	Juni	2005	(BGBl.	I	S.	1666)	hat	in	Abs.	4	Satz	3	„durch	Funk“	

durch	„fernmündlich“	ersetzt.	
61	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	26	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	50	Dauer	der	Genehmigung	
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§	51	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	im	Taxenverkehr	
(1)	 Die	 Landesregierung	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 Beförderungsentgelte	 und		

-bedingungen	für	den	Taxenverkehr	festzusetzen.	Die	Rechtsverordnung	kann	insbesondere	Rege-
lungen	vorsehen	über	
1.		Grundpreise,	Kilometerpreise	und	Zeitpreise,	
2.		Zuschläge,	
3.		Vorauszahlungen,	
4.		die	Abrechnung,	
5.		die	Zahlungsweise	und	
6.		die	Zulässigkeit	von	Sondervereinbarungen	für	den	Pflichtfahrbereich.	

Die	Landesregierung	kann	die	Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	übertragen.	
(2)	Sondervereinbarungen	für	den	Pflichtfahrbereich	sind	nur	zulässig,	wenn	
1.		ein	bestimmter	Zeitraum,	eine	Mindestfahrtenzahl	oder	ein	Mindestumsatz	im	Monat	festge-
legt	wird,	

2.		eine	Ordnung	des	Verkehrsmarktes	nicht	gestört	wird,	
3.		die	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	schriftlich	vereinbart	sind	und	
4.		 in	der	Rechtsverordnung	eine	Pflicht	zur	Genehmigung	oder	Anzeige	vorgesehen	ist.	
(3)	Bei	der	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	sind	§	14	Abs.	2	und	3	sowie	

§	39	Abs.	2	entsprechend	anzuwenden.	
(4)	Die	ermächtigten	Stellen	können	für	einen	Bereich,	der	über	den	Zuständigkeitsbereich	einer	

die	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	festsetzenden	Stelle	hinausgeht,	in	gegenseitigem	Ein-
vernehmen	einheitliche	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	vereinbaren.	
(5)	 Für	 die	 Anwendung	 der	 Beförderungsentgelte	 und	 -bedingungen	 gilt	 §	 39	 Abs.	 3	 entspre-

chend.62	

																																																																																																																																																																																				
	 	 Die	Genehmigung	für	den	Gelegenheitsverkehr	ist	für	die	Dauer	von	höchstens	vier	Jahren	zu	erteilen.“	
62	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„und	für	

den	Gelegenheitsverkehr	zum	Zwecke	des	Krankentransports“	nach	„Kraftomnibussen“	eingefügt.	
	 01.10.1983.—Artikel	 1	Nr.	 5	des	Gesetzes	 vom	25.	 Februar	1983	 (BGBl.	 I	 S.	 196)	hat	die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „(1)	Für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftdroschken	setzt	die	Landesregierung	Beförderungsentgelte	

und	Beförderungsbedingungen	durch	Rechtsverordnung	fest;	sie	kann	diese	Ermächtigung	durch	Rechts-
verordnung	auf	die	Genehmigungsbehörden	übertragen.	Ist	die	Genehmigungsbehörde	ermächtigt,	so	hat	
sie	vor	der	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	der	zuständigen	Gemeindebehörde,	den	Fachverbänden	
des	Verkehrsgewerbes	und	der	zuständigen	Industrie-	und	Handelskammer	Gelegenheit	zur	Stellungnah-
me	 zu	 geben.	 Die	 Vorschriften	 über	 Beförderungsentgelte	 und	 Beförderungsbedingungen	 sind	 in	 jedem	
Kraftfahrzeug	mitzuführen	und	dem	Fahrgast	auf	Verlangen	vorzulegen.	§	39	Abs.	3	ist	anzuwenden.	

	 	 (2)	Die	Landesregierung	kann	für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	und	für	den	Gelegen-
heitsverkehr	zum	Zwecke	des	Krankentransports	durch	Rechtsverordnung	Beförderungsentgelte	und	Be-
förderungsbedingungen	festsetzen,	soweit	nicht	Rahmenvorschriften	für	Beförderungsentgelte	nach	§	58	
Abs.	1	Nr.	5	entgegenstehen	oder	Beförderungsbedingungen	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	4	 festgesetzt	 sind;	Ab-
satz	3	 bleibt	 unberührt.	Die	 Landesregierung	 kann	diese	 Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	 auf	 die	
Genehmigungsbehörden	übertragen.	Ist	die	Genehmigungsbehörde	ermächtigt,	so	hat	sie	vor	der	Festset-
zung	der	Beförderungsentgelte	den	in	Absatz	1	genannten	Stellen	sowie	der	zuständigen	Oberpostdirekti-
on	und	Bundesbahndirektion	Gelegenheit	zur	Stellungnahme	zu	geben.	

	 	 (3)	 Im	Gelegenheitsverkehr	 der	Deutschen	Bundespost	 und	der	Deutschen	Bundesbahn	 setzen	 diese	
die	Beförderungsentgelte	unter	Beachtung	der	 erlassenen	Rahmenvorschriften	und	die	Beförderungsbe-
dingungen	selbst	fest.	Auf	Verlangen	des	Bundesministers	für	Verkehr	ist	zu	der	Festsetzung	sein	Einver-
nehmen	einzuholen;	er	hat	bei	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	den	Bundesminister	 für	Wirtschaft	
zu	beteiligen.“	
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§	51a63	
																																																																																																																																																																																				
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 27	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	51	Beförderungsentgelte,	Beförderungsbedingungen	
	 	 (1)	 Die	 Landesregierung	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 Beförderungsbedingungen	 und	

Beförderungsentgelte	für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Taxen	festzusetzen.	Die	Landesregierung	kann	die	
Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	übertragen.	Für	die	Festsetzung	und	die	Anwendung	der	Beförde-
rungsentgelte	gilt	§	39	Abs.	2	und	3	entsprechend.	Vor	der	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	 ist	der	
zuständigen	Gemeindebehörde,	 Industrie-	und	Handelskammer	und	den	Fachverbänden	des	Verkehrsge-
werbes	Gelegenheit	zur	Stellungnahme	zu	geben.	

	 	 (2)	Die	 ermächtigten	Stellen	können	 für	 einen	Bereich,	der	über	den	Zuständigkeitsbereich	einer	die	
Beförderungsbedingungen	 und	 Beförderungsentgelte	 regelnden	 Stelle	 hinausgeht,	 in	 gegenseitigem	Ein-
vernehmen	sowohl	einheitliche	Beförderungsbedingungen	als	auch	einheitliche	Beförderungsentgelte	ver-
einbaren.	Bei	Vorliegen	eines	Verkehrsbedürfnisses	soll	eine	entsprechende	Vereinbarung	getroffen	wer-
den.	

	 	 (3)	Die	Rechtsverordnung	kann	insbesondere	Regelungen	vorsehen	über	
1.		 Grundpreise,	Kilometerpreise	und	Zeitpreise,	
2.		 Zuschläge,	
3.		 Vorauszahlungen,	
4.		 die	Abrechnung,	
5.		 die	Zahlungsweise	und	
6.		 Sondervereinbarungen	für	den	Pflichtfahrbereich.	

	 	 (4)	Sondervereinbarungen	für	den	Pflichtfahrbereich	sind	nur	zulässig,	wenn	
1.		 ein	 bestimmter	 Zeitraum,	 eine	 Mindestfahrtenzahl	 oder	 ein	 Mindestumsatz	 im	 Monat	 festgelegt	

wird,	
2.		 die	Ordnung	des	Verkehrsmarkts	nicht	gestört	wird,	
3.		 die	Beförderungsbedingungen	und	Beförderungsentgelte	schriftlich	vereinbart	sind	und	
4.		 in	der	Rechtsverordnung	eine	Pflicht	zur	Genehmigung	oder	Anzeige	vorgesehen	ist.	

	 	 (5)	 Die	 Bestimmungen	 über	 Beförderungsentgelte	 und	 Beförderungsbedingungen	 sind	 in	 jeder	 Taxe	
mitzuführen	und	dem	Fahrgast	auf	Verlangen	vorzuzeigen.	

	 	 (6)	 Die	 Landesregierung	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 Beförderungsbedingungen	 und	
Beförderungsentgelte	 für	den	Gelegenheitsverkehr	zum	Zwecke	des	Krankentransports	 festzusetzen.	Die	
Landesregierung	 kann	 die	 Ermächtigung	 durch	 Rechtsverordnung	 übertragen.	 Für	 die	 Festsetzung	 und	
Anwendung	der	Beförderungsentgelte	gilt	§	39	Abs.	2	und	3	entsprechend.	Vor	der	Festsetzung	der	Beför-
derungsentgelte	ist	der	zuständigen	Gemeindebehörde,	Industrie-	und	Handelskammer,	den	Fachverbän-
den	des	Verkehrsgewerbes,	den	Verbänden	der	Krankenkassen	und	den	vorhandenen	Sanitätsorganisatio-
nen	Gelegenheit	zur	Stellungnahme	zu	geben.	Die	Rechtsverordnung	kann	Regelungen	über	Pauschalent-
gelte	vorsehen.	Die	Absätze	3	und	4	bleiben	unberührt.	

	 	 (7)	 Die	 Landesregierung	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 Beförderungsbedingungen	 und	
Beförderungsentgelte	für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	festzusetzen,	soweit	nicht	Beför-
derungsbedingungen	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	3	 festgesetzt	sind	oder	Rahmenvorschriften	für	Beförderungs-
entgelte	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	4	entgegenstehen;	Absatz	6	bleibt	unberührt.	Die	Landesregierung	kann	die	
Ermächtigung	durch	Rechtsverordnung	übertragen.	Vor	der	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	ist	der	
zuständigen	Oberpostdirektion,	Bundesbahndirektion,	Gemeindebehörde,	Industrie-	und	Handelskammer	
und	den	Fachverbänden	des	Verkehrsgewerbes	Gelegenheit	zur	Stellungnahme	zu	geben.	

	 	 (8)	 Die	 Deutsche	 Bundespost	 und	 die	 Deutsche	 Bundesbahn	 setzen	 im	 Gelegenheitsverkehr	 mit	
Kraftomnibussen	die	Beförderungsbedingungen	und	die	Beförderungsentgelte	unter	Beachtung	etwaiger	
Rahmenvorschriften	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	4	fest.	Auf	Verlangen	des	Bundesministers	für	Verkehr	ist	zu	der	
Festsetzung	sein	Einvernehmen	einzuholen.	Er	hat	bei	der	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	den	Bun-
desminister	für	Wirtschaft	zu	beteiligen.“	

63	QUELLE	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	28	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 AUFHEBUNG	
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IV.	Auslandsverkehr	

	
§	52	Grenzüberschreitender	Verkehr	
(1)	Für	die	Beförderung	von	Personen	 im	grenzüberschreitenden	Verkehr	mit	Kraftfahrzeugen	

durch	Unternehmer,	die	ihren	Betriebssitz	im	Inland	oder	Ausland	haben,	gelten,	soweit	nichts	an-
deres	bestimmt	ist,	die	Vorschriften	dieses	Gesetzes	und	die	hierzu	erlassenen	Rechtsverordnungen.	
Auf	Unternehmen,	die	ihren	Betriebssitz	im	Ausland	haben,	sind	nicht	anzuwenden	
1.		§	13	Absatz	1	Satz	1	Nummer	4	und	
2.		§	13	Absatz	1a,	 soweit	Artikel	3	Absatz	1	Buchstabe	a	der	Verordnung	 (EG)	Nr.	1071/2009	
einzuhalten	ist.	

(2)	Die	nach	diesem	Gesetz	erforderliche	Genehmigung	eines	grenzüberschreitenden	Linienver-
kehrs	erteilt	 für	die	deutsche	Teilstrecke	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde	 im	Be-
nehmen	mit	 dem	Bundesministerium	 für	Verkehr	und	digitale	 Infrastruktur.	 §	 11	Abs.	 2	 bis	 4	 ist	
entsprechend	 anzuwenden.	 Während	 der	 Herstellung	 des	 Benehmens	 ruht	 die	 Frist	 für	 die	 Ent-
scheidung	über	den	Antrag	nach	§	15	Absatz	1	Satz	2	bis	5.	
(3)	Einer	Genehmigung	für	den	grenzüberschreitenden	Gelegenheitsverkehr	von	Unternehmern,	

die	ihren	Betriebssitz	im	Ausland	haben,	bedarf	es	nicht,	soweit	entsprechende	Übereinkommen	mit	
dem	Ausland	 bestehen.	 Besteht	 ein	 solches	 Übereinkommen	 nicht	 oder	 soll	 abweichend	 von	 den	
Bedingungen	 des	 Übereinkommens	 grenzüberschreitender	 Gelegenheitsverkehr	 ausgeführt	 wer-
den,	so	kann	das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruktue	oder	eine	von	ihm	be-
auftragte	Behörde	entsprechenden	Anträgen	stattgeben.	Die	Genehmigung	für	grenzüberschreiten-
de	 Ferienziel-Reisen	 erteilt	 für	 die	 deutsche	 Teilstrecke	 die	 von	 der	 Landesregierung	 bestimmte	
Behörde,	in	deren	Gebiet	die	Ferienziel-Reise	endet.	Abweichend	von	§	9	Abs.	1	Nr.	4	wird	die	Ge-
nehmigung	für	den	grenzüberschreitenden	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftomnibussen	auch	für	die	
Form	des	Gelegenheitsverkehrs	erteilt.	
(4)	Die	Grenzpolizei	und	die	Zollstellen	an	den	Grenzen	sind	berechtigt,	Kraftfahrzeuge	zurück-

zuweisen,	 wenn	 nicht	 die	 erforderliche	 Genehmigung	 vorgelegt	 wird,	 deren	 Mitführung	 vorge-
schrieben	ist.	Das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruktur	kann	Unternehmen	mit	
Betriebssitz	außerhalb	des	Geltungsbereichs	dieses	Gesetzes	bei	wiederholten	oder	schweren	Ver-
stößen	 gegen	Vorschriften	dieses	Gesetzes	und	der	 auf	 diesem	Gesetz	beruhenden	Verordnungen	
sowie	gegen	Vorschriften	der	Verordnungen	der	Europäischen	Gemeinschaften	und	internationalen	
Übereinkommen	über	den	grenzüberschreitenden	Verkehr	dauernd	oder	vorübergehend	vom	Ver-
kehr	in	oder	durch	die	Bundesrepublik	Deutschland	ausschließen.64	
																																																																																																																																																																																				
	 01.01.1992.—Artikel	 1	 Nr.	 6	 des	 Gesetzes	 vom	 25.	 Juli	 1989	 (BGBl.	 I	 S.	 1547)	 in	 der	 Fassung	 des	 Arti-

kels	29	lit.	c	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	Die	Vorschrift	
lautete:	

	 „§	51a	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	im	Krankentransport	
	 	 (1)	 Die	 Landesregierung	 wird	 ermächtigt,	 durch	 Rechtsverordnung	 Beförderungsentgelte	 und		

-bedingungen	für	den	Krankentransport	festzusetzen.	§	51	Abs.	1	Satz	2	gilt	entsprechend.	Die	Rechtsver-
ordnung	kann	ferner	Regelungen	über	Pauschalentgelte	versehen.	Die	Landesregierung	kann	die	Ermäch-
tigung	durch	Rechtsverordnung	übertragen.	

	 	 (2)	Vor	der	Festsetzung	der	Beförderungsentgelte	und	-bedingungen	ist	den	Verbänden	der	Kranken-
kassen	und	den	vorhandenen	Sanitätsorganisationen	Gelegenheit	zur	Stellungnahme	zu	geben;	im	übrigen	
sind	§	14	Abs.	2	und	3	sowie	§	39	Abs.	2	entsprechend	anzuwenden.	

	 	 (3)	§	51	Abs.	4	gilt	entsprechend.	
	 	 (4)	 Für	 die	 Anwendung	 der	 Beförderungsentgelte	 und	 -bedingungen	 gilt	 §	 39	 Abs.	 3	 entsprechend.	

Gemäß	Artikel	1	Nr.	6	des	Sechsten	Gesetzes	zur	Änderung	des	Personenbeförderungsgesetzes	vom	25.	Juli	
1989	(BGBl.	I	S.	1547)	in	der	Fassung	des	Artikels	29	Buchstabe	c	des	Dritten	Rechtsbereinigungsgesetzes	
vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	in	Verbindung	mit	Artikel	5	Abs.	1	des	zuerst	genannten	Gesetzes	wird	
§	51a	ab	1.	Januar	1992	gestrichen.“	

64	ÄNDERUNGEN	
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	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	10	lit.	a	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	 I	S.	906)	hat	Abs.	2	neu	ge-

fasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Die	nach	diesem	Gesetz	erforderliche	Genehmigung	eines	grenzüberschreitenden	Linienverkehrs	

erteilt	für	die	deutsche	Teilstrecke	der	Bundesminister	für	Verkehr	im	Benehmen	mit	der	von	der	Landes-
regierung	bestimmten	Behörde,	für	Anträge	der	Deutschen	Bundespost	auch	im	Benehmen	mit	dem	Bun-
desminister	für	das	Post-	und	Fernmeldewesen.“	

	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	b	und	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	aufgehoben	und	Abs.	4	in	Abs.	3	umnummeriert.	
Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	Die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde	läßt	das	Anhörverfahren	nach	§	14	durchführen	
und	leitet	das	Ergebnis	mit	ihrer	Stellungnahme	dem	Bundesminister	für	Verkehr	zu.	In	der	Genehmigung	
ist	die	zuständige	Aufsichtsbehörde	zu	bestimmen.“	

	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	3	und	4	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	10	lit.	d	und	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	und	6	durch	Abs.	4	ersetzt.	Abs.	5	und	6	lauteten:	
	 	 „(5)	Im	kleinen	Grenzverkehr	(Zollgrenzbezirk)	tritt	an	die	Stelle	des	Bundesministers	für	Verkehr	die	

von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde.	
	 	 (6)	Die	Grenzzollstellen	sind	berechtigt,	Kraftfahrzeuge,	die	im	Ausland	oder	in	den	unter	ausländischer	

Verwaltung	stehenden	Gebieten	des	Deutschen	Reichs	nach	dem	Stand	vom	31.	Dezember	1937	zugelas-
sen	 sind,	 zurückzuweisen,	wenn	nicht	die	erforderliche	Genehmigung,	deren	Mitführung	vorgeschrieben	
ist,	vorgelegt	wird.“	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	29	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	in	Abs.	2	Satz	1		
„	 ,	 für	Anträge	der	Deutschen	Bundespost	auch	im	Benehmen	mit	dem	Bundesminister	für	das	Post-	und	
Fernmeldewesen“	am	Ende	gestrichen.	

	 Artikel	28	Nr.	29	 lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	4	 in	Abs.	3	aufgehoben.	Satz	4	 lautete:	 „§	14	 ist	nicht	
anzuwenden.“	

	 Artikel	 28	Nr.	 29	 lit.	 c	 litt.	 aa	 desselben	Gesetzes	hat	 in	Abs.	 4	 „Zollstellen“	 durch	 „Grenzpolizei	 und	die	
Zollstellen	an	den	Grenzen“	ersetzt.	

	 Artikel	28	Nr.	29	lit.	c	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	4	Satz	2	eingefügt.	
	 01.05.1998.—Artikel	7	des	Gesetzes	vom	24.	April	1998	(BGBl.	 I	S.	747)	hat	Satz	2	 in	Abs.	3	neu	gefasst.	

Satz	2	lautete:	„Besteht	ein	solches	Übereinkommen	nicht	oder	soll	abweichend	von	den	Bedingungen	des	
Übereinkommens	grenzüberschreitender	Gelegenheitsverkehr	ausgeführt	werden,	so	kann	der	Bundesmi-
nister	für	Verkehr	entsprechenden	Anträgen	stattgeben.“	

	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	4	lit.	a	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Abs.	2	
Satz	1	„Bundesminister	für	Verkehr“	durch	„Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	
ersetzt.	

	 Artikel	248	Nr.	4	lit.	b	derselben	Verordnung	hat	in	Abs.	3	Satz	2	„	,	Bau-	und	Wohnungswesen“	nach	„Ver-
kehr“	eingefügt.	

	 Artikel	248	Nr.	4	lit.	c	derselben	Verordnung	hat	in	Abs.	4	Satz	2	„Der	Bundesminister	für	Verkehr“	durch	
„Das	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	ersetzt.	

	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	Abs.	1	Satz	2	einge-
fügt.	

	 01.09.2007.—Artikel	2	Nr.	3	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	in	Abs.	3	Satz	3	
„nach	diesem	Gesetz	erforderliche“	nach	„Die“	gestrichen.	

	 Artikel	2	Nr.	3	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	4	eingefügt.	
	 08.11.2006.—Artikel	 292	 der	Verordnung	 vom	31.	Oktober	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	 hat	 in	Abs.	 2	 Satz	 1,	

Abs.	3	Satz	2	und	Abs.	4	Satz	2	jeweils	„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	er-
setzt.	

	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	 I	S.	2272)	hat	Satz	2	 in	Abs.	1	
neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„§	13	Abs.	1	Nr.	4	gilt	nicht	für	Unternehmen,	die	ihren	Betriebssitz	im	Ausland	
haben.“	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	19	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	 S.	2598)	hat	 in	Abs.	1		
Satz	2	Nr.	1	„Satz	1“	nach	„Absatz	1“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	19	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	Satz	3	eingefügt.	
	 08.09.2015.—Artikel	482	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	in	Abs.	2	Satz	1,	

Abs.	3	Satz	2	und	Abs.	4	Satz	2	jeweils	„	,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	er-
setzt.	
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§	53	Transit-(Durchgangs-)Verkehr	
(1)	 Für	 die	 Beförderung	 von	 Personen	 im	 Transit-(Durchgangs-)Verkehr	mit	 Kraftfahrzeugen,	

der	das	Gebiet	des	Geltungsbereichs	dieses	Gesetzes	unter	Ausschluß	innerdeutschen	Zwischenver-
kehrs	berührt,	gelten,	soweit	nichts	anderes	bestimmt	ist,	die	Vorschriften	dieses	Gesetzes	und	die	
hierzu	erlassenen	Rechtsverordnungen.	Nicht	anzuwenden	sind	
1.		§	13	Absatz	1	Satz	1	Nummer	4	und	
2.		§	13	Absatz	1a,	 soweit	Artikel	3	Absatz	1	Buchstabe	a	der	Verordnung	 (EG)	Nr.	1071/2009	
einzuhalten	ist.	

(2)	Die	Genehmigung	eines	Transitlinienverkehrs	erteilt	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	
Behörde,	 in	 deren	Gebiet	 der	 erste	Grenzübergang	 bei	 der	 Einfahrt	 stattfindet,	 im	Benehmen	mit	
dem	Bundesminister	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruktur.	§	11	Abs.	3	und	4	ist	entsprechend	an-
zuwenden.	
(3)	§	52	Abs.	3	 ist	auf	den	Gelegenheitsverkehr	vom	Ausland	durch	das	Gebiet	des	Geltungsbe-

reichs	dieses	Gesetzes	entsprechend	anzuwenden,	jedoch	ist	bei	Ferienziel-Reisen	die	von	der	Lan-
desregierung	bestimmte	Behörde	zuständig,	 in	deren	Gebiet	der	erste	Grenzübergang	bei	der	Ein-
fahrt	stattfindet.	§	52	Abs.	4	gilt	entsprechend.65	
	

V.	Aufsicht,	Prüfungsbefugnisse66	
	
§	54	Aufsicht	
(1)	Der	Unternehmer	unterliegt	hinsichtlich	der	Erfüllung	der	Vorschriften	dieses	Gesetzes	sowie	

der	hierzu	erlassenen	Rechtsverordnungen	und	der	Einhaltung	der	durch	die	Genehmigung	aufer-
																																																								
65	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	11	 lit.	 a	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	 (BGBl.	 I	 S.	906)	hat	Abs.	1	Satz	2	

eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	bis	d	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	bis	4	durch	Abs.	2	und	3	ersetzt.	Abs.	2	bis	4	laute-

ten:	
	 	 „(2)	Die	Genehmigung	erteilt	der	Bundesminister	für	Verkehr	im	Benehmen	mit	den	von	den	beteilig-

ten	Landesregierungen	bestimmten	Behörden,	für	Anträge	der	Deutschen	Bundespost	auch	im	Benehmen	
mit	dem	Bundesminister	für	das	Post-	und	Fernmeldewesen.	

	 	 (3)	§	14	ist	nicht	anzuwenden.	In	der	Genehmigung	ist	die	zuständige	Aufsichtsbehörde	zu	bestimmen.	
	 	 (4)	 §	52	Abs.	 4	 ist	 auf	den	Gelegenheitsverkehr	vom	Ausland	durch	das	Gebiet	des	Geltungsbereichs	

dieses	Gesetzes	entsprechend	anzuwenden.	§	52	Abs.	6	gilt	entsprechend.“	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	30	lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Satz	2	in	Abs.	1	

aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„§	14	ist	nicht	anzuwenden.“	
	 Artikel	28	Nr.	30	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	2	Satz	1	„	 ,	bei	Anträgen	der	Deutschen	Bundespost	

auch	im	Benehmen	mit	dem	Bundesminister	für	das	Post-	und	Fernmeldewesen“	am	Ende	gestrichen.	
	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	3	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	

„	,	Bau-	und	Wohnungswesen“	am	Ende	eingefügt.	
	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	Abs.	1	Satz	2	einge-

fügt.	
	 08.11.2006.—Artikel	 292	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 Oktober	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	 hat	 in	 Abs.	 2	 Satz	 1	

„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	
	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	 I	S.	2272)	hat	Satz	2	 in	Abs.	1	

neu	gefasst.	Satz	2	lautete:	„§	13	Abs.	1	Nr.	4	ist	nicht	anzuwenden.“	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	19a	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	in	Abs.	1	Satz	2	

Nr.	1	„Satz	1“	nach	„Absatz	1“	eingefügt.	
	 08.09.2015.—Artikel	482	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	in	Abs.	2	Satz	1	

„	,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	
66	ÄNDERUNGEN	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	 (BGBl.	 I	 S.	348)	hat	die	Zwischenüberschrift	

neu	gefasst.	Die	Zwischenüberschrift	lautete:	„V.	Aufsicht“.	
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legten	 Verpflichtungen	 (Bedingungen,	 Auflagen)	 der	 Aufsicht	 der	 Genehmigungsbehörde.	 Die	 von	
der	Landesregierung	bestimmte	Behörde	kann	die	Genehmigungsbehörde	ermächtigen,	die	Aufsicht	
über	 den	 Linien-	 und	 Gelegenheitsverkehr	 mit	 Kraftfahrzeugen	 auf	 nachgeordnete	 Behörden	 zu	
übertragen.	Die	technische	Aufsicht	über	Straßenbahnen	und	Obusunternehmen	wird	von	der	von	
der	Landesregierung	bestimmten	Behörde	ausgeübt.	Die	technische	Aufsicht	kann	von	der	Landes-
regierung	 anderen	 Stellen	 durch	 Rechtsverordnung	 übertragen	 werden.	 Ausgenommen	 hiervon	
sind	die	Aufgaben	nach	§	9	Abs.	1	der	Straßenbahn-Bau-	und	-Betriebsordnung	vom	11.	Dezember	
1987	 (BGBl.	 I	 S.	 2648)	 sowie	 nach	 §	 8	 Abs.	 1	 und	 §	 9	 Abs.	 1	 der	 Straßenbahn-Betriebsleiter-
Prüfungsverordnung	 vom	29.	 Juli	 1988	 (BGBl.	 I	 S.	 1554).	 Soweit	 die	 technische	Aufsicht	 auf	 eine	
andere	Stelle	übertragen	wird,	darf	diese	nicht	sich	selbst	nach	§	5	Abs.	2	der	Straßenbahn-Bau-	und	
-Betriebsordnung	beauftragen.	
(2)	Die	Aufsichtsbehörde	kann	sich	über	alle	 ihrer	Zuständigkeit	unterliegenden	Einrichtungen	

und	Maßnahmen	des	Unternehmers	unterrichten.	Der	Unternehmer	hat	der	Aufsichtsbehörde	alle	
wesentlichen	 Veränderungen	 ohne	 Aufforderung	 unverzüglich	 anzuzeigen.	 Beim	 Verkehr	 mit	
Kraftomnibussen	hat	der	Unternehmer	abweichend	von	Satz	2	Änderungen	der	in	Artikel	16	Absatz	
2	Unterabsatz	1	Buchstabe	a	bis	d	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1071/2009	genannten	Daten	der	Auf-
sichtsbehörde	innerhalb	von	28	Tagen	mitzuteilen.	
(3)	Die	Aufsichtsbehörde	kann	Unternehmen,	die	einen	Omnibusbahnhof	betreiben,	anhalten,	die	

Benutzung	durch	den	Linien-	und	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	und	den	Betrieb	so	zu	
regeln,	daß	der	Verkehr	ordnungsgemäß	abgewickelt	und	den	Pflichten	nach	§	39	Abs.	7	und	§	40	
Abs.	4	genügt	werden	kann.67	
	
§	54a	Prüfungsbefugnisse	der	Genehmigungsbehörde	
(1)	Die	Genehmigungsbehörde	kann	zur	Durchführung	der	Aufsicht	und	zur	Vorbereitung	ihrer	

Entscheidungen	durch	Beauftragte	die	erforderlichen	Ermittlungen	anstellen,	insbesondere	
1.		Einsicht	in	die	Bücher	und	Geschäftspapiere	nehmen,	
2.		von	dem	Unternehmer	und	den	im	Geschäftsbetrieb	tätigen	Personen	Auskunft	verlangen.	Der	
zur	Erteilung	der	Auskunft	Verpflichtete	kann	die	Auskunft	auf	solche	Fragen	verweigern,	de-
ren	Beantwortung	ihn	selbst	oder	einen	der	in	§	383	Abs.	1	Nr.	1	bis	3	der	Zivilprozeßordnung	
bezeichneten	 Angehörigen	 der	 Gefahr	 strafgerichtlicher	 Verfolgung	 oder	 eines	 Verfahrens	
nach	dem	Gesetz	über	Ordnungswidrigkeiten	aussetzen	würde.	

Zu	den	in	Satz	1	genannten	Zwecken	dürfen	die	dem	Geschäftsbetrieb	dienenden	Grundstücke	und	
Räume	 innerhalb	der	üblichen	Geschäfts-	und	Arbeitsstunden	betreten	werden.	Der	Unternehmer	
und	die	 im	Geschäftsbetrieb	 tätigen	Personen	haben	den	Beauftragten	der	Genehmigungsbehörde	
bei	den	Ermittlungen	die	erforderlichen	Hilfsmittel	zu	stellen	und	die	nötigen	Hilfsdienste	zu	leisten.	
(2)	Die	Regelungen	des	Absatzes	1	gelten	entsprechend	auch	für	die	nach	§	45a	Abs.	2	zur	Festle-

gung	der	Kostensätze	befugte	Behörde.68	

																																																								
67	ÄNDERUNGEN	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	die	Überschrift	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	31	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Abs.	3	aufgehoben	und	

Abs.	4	in	Abs.	3	umnummeriert.	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	 Die	 Deutsche	 Bundespost	 und	 die	 Deutsche	 Bundesbahn	 sind	 für	 die	 Erfüllung	 der	 technischen	

Vorschriften	 dieses	 Gesetzes	 und	 der	 hierzu	 erlassenen	 Rechtsverordnungen	 für	 ihre	 Kraftfahrbetriebe	
selbst	verantwortlich.“	

	 25.01.2001.—Artikel	1	des	Gesetzes	vom	16.	Januar	2001	(BGBl.	I	S.	122)	hat	Abs.	1	Satz	4	bis	6	eingefügt.	
	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2272)	hat	Abs.	2	Satz	3	ein-

gefügt.	
68	QUELLE	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
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§	54b	Risikoeinstufung	
Die	 Aufsichtsbehörden	 führen	 ein	 Risikoeinstufungssystem	 im	 Sinne	 des	 Artikels	 12	 Absatz	 1	

Satz	 3	 der	 Verordnung	 (EG)	Nr.	 1071/2009	 ein.	 Dabei	 sind	 die	 Häufigkeit	 und	 die	 Intensität	 der	
Kontrollen	abhängig	von	der	Anzahl	und	dem	Ausmaß	der	Rechtsverstöße,	wie	dies	in	den	Durch-
führungsbestimmungen	 zu	 Artikel	 6	 Absatz	 2	 Buchstabe	 b	 der	 Verordnung	 (EG)	 Nr.	 1071/2009	
konkretisiert	wird.69	
	
§	54c	Verkehrsunternehmensdatei	
In	der	Verkehrsunternehmensdatei	nach	§	15	des	Güterkraftverkehrsgesetzes	werden	alle	im	In-

land	niedergelassenen	Unternehmen	des	gewerblichen	Güterverkehrs	und	des	gewerblichen	Perso-
nenverkehrs	mit	Kraftomnibussen	geführt.70	
	

VI.	Rechtsmittelverfahren71	
	
§	55	Vorverfahren	bei	der	Anfechtung	von	Verwaltungsakten	
Eines	Vorverfahrens	bedarf	es	auch,	wenn	ein	Verwaltungsakt	angefochten	wird,	den	eine	obers-

te	Landesverkehrsbehörde	oder	das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruktur	er-
lassen	hat.	§	29	Abs.	6	Satz	1	bleibt	unberührt.72	
	
§	56	Gebühren	
Für	die	Amtshandlungen	nach	diesem	Gesetz	und	den	auf	diesem	Gesetz	beruhenden	Rechtsvor-

schriften	sowie	nach	Verordnungen	oder	Rechtsvorschriften	in	Umsetzung	von	Richtlinien	des	Ra-
																																																																																																																																																																																				
	 01.01.1975.—Artikel	267	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	2.	März	1974	(BGBl.	I	S.	469)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	2	Satz	2	

„strafrechtlicher“	durch	„strafgerichtlicher“	ersetzt.	
	 01.01.1977.—Artikel	1	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	I	S.	2439)	hat	Abs.	3	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	32	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Abs.	2	aufgehoben	und	

Abs.	3	in	Abs.	2	umnummeriert.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Absatz	1	 ist	 auf	 die	Deutsche	Bundespost	 und	die	Deutsche	Bundesbahn	nicht	 anzuwenden.	Die	

Deutsche	Bundespost	und	die	Deutsche	Bundesbahn	haben	der	Genehmigungsbehörde	für	die	Ermittlun-
gen	im	Sinne	des	Absatzes	1	Auskunft	zu	erteilen.“	

69	QUELLE	
	 26.11.2011.—Artikel	 2	Nr.	 9	 des	 Gesetzes	 vom	 22.	 November	 2011	 (BGBl.	 I	 S.	 2272)	 hat	 die	 Vorschrift	

eingefügt.	
70	QUELLE	
	 26.11.2011.—Artikel	 2	Nr.	 9	 des	 Gesetzes	 vom	 22.	 November	 2011	 (BGBl.	 I	 S.	 2272)	 hat	 die	 Vorschrift	

eingefügt.	
71	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	33	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	die	Zwischenüber-

schrift	neu	gefasst.	Die	Zwischenüberschrift	lautete:	„VI.	Rechtsmittelverfahren“.	
72	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 33	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Bei	der	Anfechtung	von	Verwaltungsakten,	die	von	der	obersten	Landesverkehrsbehörde	selbst	erlas-

sen	worden	sind,	ist	das	Vorverfahren	der	Verwaltungsgerichtsordnung	durchzuführen.“	
	 24.12.1993.—Artikel	5	Nr.	7	des	Gesetzes	vom	17.	Dezember	1993	(BGBl.	I	S.	2123)	hat	Satz	2	eingefügt.	
	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	1	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Satz	1	„der	

Bundesminister	für	Verkehr“	durch	„das	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	er-
setzt.	

	 08.11.2006.—Artikel	292	der	Verordnung	vom	31.	Oktober	2006	(BGBl.	I	S.	2407)	hat	in	Satz	1	„Bau-	und	
Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	

	 08.09.2015.—Artikel	482	Nr.	1	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	in	Satz	1	„	,	Bau	
und	Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	
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tes	oder	der	Kommission	der	Europäischen	Gemeinschaften	werden	von	demjenigen,	der	die	Amts-
handlung	veranlasst	oder	zu	dessen	Gunsten	sie	vorgenommen	wird,	Kosten	(Gebühren	und	Ausla-
gen)	erhoben.	Kostengläubiger	 ist	der	Rechtsträger,	dessen	Behörde	die	Amtshandlung	vornimmt,	
bei	Auslagen	auch	der	Rechtsträger,	bei	dessen	Behörde	die	Auslagen	entstanden	sind.	Im	Übrigen	
findet	 das	 Verwaltungskostengesetz	 in	 der	 bis	 zum	 14.	 August	 2013	 geltenden	 Fassung	 Anwen-
dung.73	
	

VII.	Erlaß	von	Rechtsverordnungen	und	Allgemeinen	Verwaltungsvorschriften74	
	
§	57	Rechtsverordnungen	
(1)	Das	Bundesministerium	 für	 Verkehr	 und	 digitale	 Infrastruktur	 erläßt	mit	 Zustimmung	 des	

Bundesrates	 durch	 Rechtsverordnung	 die	 zur	 Durchführung	 dieses	 Gesetzes,	 internationaler	 Ab-
kommen	sowie	der	Verordnungen	des	Rates	oder	der	Kommission	der	Europäischen	Gemeinschaf-
ten	erforderlichen	Vorschriften	
1.		 über	Straßenbahnen	und	Obusse;	diese	regeln	

a)		Anforderungen	 an	 den	 Bau	 und	 die	 Einrichtungen	 der	 Betriebsanlagen	 und	 Fahrzeuge	
sowie	deren	Betriebsweise,	

b)		die	 Sicherheit	 und	 Ordnung	 des	 Betriebs	 sowie	 den	 Schutz	 der	 Betriebsanlagen	 und	
Fahrzeuge	gegen	Schäden	und	Störungen;	

2.		 über	den	Betrieb	von	Kraftfahrunternehmen	im	Personenverkehr;	diese	regeln	
a)		Anforderungen	an	den	Bau	und	die	Einrichtungen	der	in	diesen	Unternehmen	verwende-
ten	Fahrzeuge,	

b)		die	Sicherheit	und	Ordnung	des	Betriebs;	
3.		 über	Anforderungen	an	die	Befähigung,	Eignung	und	das	Verhalten	der	Betriebsbedienste-

ten	und	über	die	Bestellung,	Bestätigung	und	Prüfung	von	Betriebsleitern	sowie	deren	Auf-
gaben	und	Befugnisse;	

4.		 über	den	Nachweis	der	Genehmigungsvoraussetzungen	nach	§	13	Absatz	1	oder	1a;	darin	
können	 insbesondere	 Vorschriften	 enthalten	 sein	 über	 die	 Voraussetzungen,	 unter	 denen	
ein	Betrieb	als	leistungsfähig	anzusehen	ist,	über	die	Zuverlässigkeit	des	Unternehmers	oder	
der	für	die	Führung	der	Geschäfte	bestellten	Personen	sowie	über	die	Voraussetzungen,	un-
ter	denen	eine	Tätigkeit	angemessen	ist,	über	den	Prüfungsstoff,	den	Prüfungsausschuß	und	
das	Prüfungsverfahren;	außerdem	kann	bestimmt	werden,	in	welchen	Fällen	Unternehmer,	
Inhaber	von	Abschlußzeugnissen	für	staatlich	anerkannte	Ausbildungsberufe	und	Absolven-

																																																								
73	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 33	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	56	Verfahren	in	besonderen	Fällen	
	 	 Werden	 die	 Interessen	 der	 Deutschen	 Bundespost	 oder	 der	 Deutschen	 Bundesbahn	 in	 erheblichem	

Umfang	betroffen	und	kommt	vor	der	Genehmigungsbehörde	keine	Einigung	zustande,	so	soll	auf	Antrag	
der	Deutschen	Bundespost	oder	der	Deutschen	Bundesbahn	die	Genehmigungsbehörde	die	Stellungnahme	
des	Bundesministers	für	Verkehr	einholen	und	bei	ihrer	Entscheidung	verwerten.“	

	 27.03.2001.—Artikel	4	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	19.	März	2001	(BGBl.	I	S.	386)	hat	Satz	1	neu	gefasst.	Satz	1	
lautete:	„Für	die	Amtshandlungen	nach	diesem	Gesetz	und	den	auf	diesem	Gesetz	beruhenden	Rechtsvor-
schriften	 werden	 von	 demjenigen,	 der	 die	 Amtshandlung	 veranlaßt	 oder	 zu	 dessen	 Gunsten	 sie	 vorge-
nommen	wird,	Kosten	(Gebühren	und	Auslagen)	erhoben.“	

	 15.08.2013.—Artikel	2	Abs.	147	Nr.	1	des	Gesetzes	vom	7.	August	2013	(BGBl.	I	S.	3154)	hat	Satz	3	einge-
fügt.	

74	ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	34	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	die	Zwischenüber-

schrift	neu	gefasst.	Die	Zwischenüberschrift	lautete:	„VII.	Erlaß	von	Rechtsverordnungen	und	Allgemeinen	
Verwaltungsvorschriften“.	
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ten	von	Hoch-	und	Fachschulen	vom	Nachweis	der	angemessenen	Tätigkeit	oder	der	Able-
gung	einer	Prüfung	befreit	werden;	

5.		 über	einheitliche	Allgemeine	Beförderungsbedingungen	für	den	Straßenbahn-	und	Obusver-
kehr	 sowie	 für	 den	 Linienverkehr	mit	 Kraftfahrzeugen	 und,	 vorbehaltlich	 des	 §	 51	 Abs.	 1	
Satz	1,	für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen;	

6.		 über	die	Ordnung	des	grenzüberschreitenden	Verkehrs	und	des	Transitverkehrs,	die	Orga-
nisation	einschließlich	der	Klärung	konkurrierender	Zuständigkeiten,	das	Verfahren	und	die	
Mittel	der	Kontrolle	sowie	die	Befreiung	von	Unternehmen	mit	Betriebssitz	im	Ausland	von	
der	 Genehmigungspflicht	 für	 den	 Gelegenheitsverkehr	 oder	 von	 der	 Einhaltung	 anderer	
Ordnungsvorschriften	dieses	Gesetzes,	soweit	Gegenseitigkeit	verbürgt	ist;	

7.	 (weggefallen)	
8.		 durch	die	 für	bestimmte	 im	Rahmen	des	Gesamtverkehrs	nicht	besonders	 ins	Gewicht	 fal-

lende	 Beförderungsfälle	 allgemein	 Befreiung	 von	 den	 Vorschriften	 dieses	 Gesetzes	 erteilt	
wird;	

9.		 die	bestimmen,	wer	Auszubildender	im	Sinne	des	§	45a	Abs.	1	ist,	welche	Kostenbestandtei-
le	 bei	 der	 Berechnung	 des	 Ausgleichs	 zu	 berücksichtigen	 sind,	 welches	 Verfahren	 für	 die	
Gewährung	des	Ausgleichs	anzuwenden	ist,	welche	Angaben	der	Antrag	auf	Gewährung	des	
Ausgleichs	 enthalten	 muß	 und	 wie	 die	 Erträge	 und	 die	 Personen-Kilometer	 zu	 ermitteln	
sind;	

10.		 die	die	gebührenpflichtigen	Tatbestände	im	Linienverkehr	und	im	Gelegenheitsverkehr	nä-
her	bestimmen	und	feste	Gebührensätze	oder	Rahmensätze	festlegen.	Die	Gebühren	dürfen	
im	Linienverkehr	2	500	Euro,	im	Gelegenheitsverkehr	1	500	Euro	nicht	überschreiten;	

11.	 zur	Bezeichnung	der	Tatbestände,	die	als	Ordnungswidrigkeit	nach	§	61	Abs.	1	Nr.	5	geahn-
det	werden	können.	

(2)	Rechtsverordnungen	nach	Absatz	1	Nr.	1	können	auch	Vorschriften	zum	Schutz	vor	schädli-
chen	 Umwelteinwirkungen	 im	 Sinne	 des	 Bundes-Immissionsschutzgesetzes	 enthalten;	 dabei	 kön-
nen	 Immissionsgrenzwerte	 unter	 Berücksichtigung	 der	 technischen	 Entwicklung	 auch	 für	 einen	
Zeitpunkt	 nach	 Inkrafttreten	 der	 Rechtsverordnung	 festgesetzt	 werden.	 Vorschriften	 nach	 Satz	 1	
werden	vom	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruktue	und	vom	Bundesministeri-
um	für	Umwelt,	Naturschutz,	Bau	und	Reaktorsicherheit	erlassen.	Die	Ermächtigung	nach	Satz	1	gilt	
nicht,	soweit	§	43	des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	Anwendung	findet.	
(3)	Rechtsverordnungen	nach	Absatz	1	Nr.	1	können	auch	festlegen,	wie	der	Nachweis	für	die	Er-

füllung	dieser	Vorschriften	zu	erbringen	ist,	insbesondere	welche	Prüfungen,	Abnahmen,	Erlaubnis-
se,	Zustimmungen	oder	Bescheinigungen	erforderlich	sind.	
(4)	Soweit	es	die	öffentliche	Sicherheit	erfordert,	können	einzelne	Vorschriften	der	nach	Absatz	1	

Nr.	 2	 erlassenen	Rechtsverordnung	 auf	 Beförderungen	 ausgedehnt	werden,	 die	 nach	 §	 2	 von	 der	
Genehmigungspflicht	befreit	 sind	oder	 für	die	durch	die	nach	Absatz	1	Nr.	8	erlassene	Rechtsver-
ordnung	Befreiung	erteilt	wird.	
(5)	(weggefallen)	
(6)	Im	Bereich	der	Gebühren	der	Landesbehörden	übt	das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	

digitale	Infrastruktur	die	Ermächtigung	nach	Absatz	1	Nummer	10	auf	der	Grundlage	eines	Antrags	
oder	einer	Stellungnahme	von	mindestens	fünf	Ländern	beim	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau	
und	Stadtentwicklung	aus.	Der	Antrag	oder	die	Stellungnahme	sind	mit	einer	Schätzung	des	Perso-
nal-	und	Sachaufwands	zu	begründen.	Das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruk-
tur	kann	die	übrigen	Länder	ebenfalls	zur	Beibringung	einer	Schätzung	des	Personal-	und	Sachauf-
wands	auffordern.75	

																																																								
75	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	 (BGBl.	 I	 S.	 906)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
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	 	 „(1)	 Der	 Bundesminister	 für	 Verkehr	 erläßt	 mit	 Zustimmung	 des	 Bundesrates	 die	 erforderlichen	

Rechtsverordnungen	
1.		 über	den	Bau	und	Betrieb	von	Straßenbahnen	und	Obussen,	welche	

a)		die	Anforderungen	an	Bau,	Einrichtungen	und	Betriebsweise	der	Anlagen	und	Fahrzeuge	nach	
dem	 jeweiligen	 Stand	 der	 Technik	 und	 nach	 den	 internationalen	Abmachungen	 einheitlich	 re-
geln,	

b)		die	notwendigen	Vorschriften	zum	Schutz	der	Anlagen	und	des	Betriebs	der	Straßenbahnen	und	
Obusse	gegen	Schäden	und	Störungen	enthalten;	

2.		 über	den	Betrieb	von	Kraftfahrunternehmen	im	Personenverkehr,	welche	
a)		die	Anforderungen	an	den	Bau	und	die	Einrichtungen	der	in	diesen	Unternehmen	verwendeten	

Fahrzeuge	nach	dem	jeweiligen	Stand	der	Technik	und	nach	den	internationalen	Abmachungen	
einheitlich	regeln,	

b)		die	notwendigen	Vorschriften	über	die	Sicherheit	und	Ordnung	des	Betriebs	enthalten.	
	 	 (2)	Soweit	es	die	öffentliche	Sicherheit	erfordert,	können	einzelne	Vorschriften	der	nach	Absatz	1	Nr.	2	

erlassenen	 Rechtsverordnung	 auf	 Beförderungen	 ausgedehnt	 werden,	 die	 nach	 §	 2	 von	 der	 Genehmi-
gungspflicht	befreit	sind	oder	für	die	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	1	Befreiung	erteilt	wird.	

	 	 (3)	Rechtsverordnungen	zur	Durchführung	der	Vorschriften	nach	Absatz	1	Nr.	1	und	2	bedürfen	nicht	
der	Zustimmung	des	Bundesrates.	Der	Bundesminister	für	Verkehr	hat	vor	dem	Erlaß	der	Rechtsverord-
nungen	die	von	den	Landesregierungen	bestimmten	Behörden	zu	hören.“	

	 22.03.1974.—§	70	Abs.	2	des	Gesetzes	vom	15.	März	1974	(BGBl.	I	S.	721)	hat	Abs.	1	Satz	2	bis	4	eingefügt.	
	 06.06.1986.—Artikel	23	der	Verordnung	vom	26.	November	1986	(BGBl.	I	S.	2089)	hat	in	Abs.	1	Satz	3	„des	

Innern“	durch	„für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit“	ersetzt.	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 34	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	57	Bau-	und	Betriebsvorschriften	
	 	 (1)	Der	Bundesminister	für	Verkehr	erläßt	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	Rechtsverordnungen	über	

1.		 Straßenbahnen	und	Obusse;	diese	regeln	
a)		Anforderungen	an	den	Bau	und	die	Einrichtungen	der	Betriebsanlagen	und	Fahrzeuge	sowie	de-

ren	Betriebsweise,	
b)		die	Sicherheit	und	Ordnung	des	Betriebs	sowie	den	Schutz	der	Betriebsanlagen	und	Fahrzeuge	

gegen	Schäden	und	Störungen;	
2.		 den	Betrieb	von	Kraftfahrunternehmen	im	Personenverkehr;	diese	regeln	

a)		Anforderungen	 an	 den	 Bau	 und	 die	 Einrichtungen	 der	 in	 diesen	 Unternehmen	 verwendeten	
Fahrzeuge,	

b)		die	Sicherheit	und	Ordnung	des	Betriebs;	
3.		 Anforderungen	an	die	Befähigung,	Eignung	und	das	Verhalten	der	Betriebsbediensteten	und	über	

die	Bestellung,	Bestätigung	und	Prüfung	von	Betriebsleitern	sowie	deren	Aufgaben	und	Befugnisse.	
	 Rechtsverordnungen	nach	Satz	1	Nr.	1	können	auch	Vorschriften	zum	Schutz	vor	schädlichen	Umweltein-

wirkungen	im	Sinne	des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	enthalten;	dabei	können	Emissionsgrenzwerte	
unter	 Berücksichtigung	 der	 technischen	 Entwicklung	 auch	 für	 einen	 Zeitpunkt	 nach	 Inkrafttreten	 der	
Rechtsverordnung	festgesetzt	werden.	Vorschriften	nach	Satz	2	werden	vom	Bundesminister	für	Verkehr	
und	vom	Bundesminister	für	Umwelt,	Naturschutz	und	Reaktorsicherheit	erlassen.	Die	Ermächtigung	nach	
Satz	2	gilt	nicht,	soweit	§	43	des	Bundes-Immissionsschutzgesetzes	Anwendung	findet.	

	 	 (2)	Rechtsverordnungen	nach	Absatz	1	Nr.	1	können	auch	festlegen,	wie	der	Nachweis	für	die	Erfüllung	
dieser	 Vorschriften	 zu	 erbringen	 ist,	 insbesondere	 welche	 Prüfungen,	 Abnahmen,	 Erlaubnisse,	 Zustim-
mungen	oder	Bescheinigungen	erforderlich	sind.	

	 	 (3)	Soweit	es	die	öffentliche	Sicherheit	erfordert,	können	einzelne	Vorschriften	der	nach	Absatz	1	Nr.	2	
erlassenen	 Rechtsverordnung	 auf	 Beförderungen	 ausgedehnt	 werden,	 die	 nach	 §	 2	 von	 der	 Genehmi-
gungspflicht	befreit	sind	oder	für	die	nach	§	58	Abs.	1	Nr.	1	Befreiung	erteilt	wird.“	

	 01.01.1992.—Artikel	 1	 Nr.	 7	 des	 Gesetzes	 vom	 25.	 Juli	 1989	 (BGBl.	 I	 S.	 1547)	 in	 der	 Fassung	 des	 Arti-
kels	29	 lit.	 d	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	 (BGBl.	 I	 S.	1221)	hat	Nr.	5	 in	Abs.	1	aufgehoben	und	Nr.	6	
bis	10	in	Nr.	5	bis	9	umnummeriert.	Nr.	5	lautete:	

„5.		über	den	Gelegenheitsverkehr	zum	Zwecke	des	Krankentransports,	insbesondere	über	die	Anwen-
dung	der	§§	4,	13,	14,	21,	22	und	49	auf	diesen	Verkehr	sowie	die	Voraussetzungen	für	die	erforder-
liche	Fachkunde	und	die	Bereitstellung	ausreichenden	und	geschulten	Personals;“.	
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§	57a76	
																																																																																																																																																																																				
	 31.07.1992.—Artikel	1	Nr.	1	und	2	des	Gesetzes	vom	23.	Juli	1992	(BGBl.	I	S.	1379)	hat	Nr.	7	bis	9	in	Abs.	1	

in	Nr.	8	bis	10	umnummeriert	und	Abs.	1	Nr.	7	eingefügt.	
	 Artikel	1	Nr.	3	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	eingefügt.	
	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	5	lit.	a	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	in	Abs.	1	

„Der	Bundesminister	für	Verkehr“	durch	„Das	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	
ersetzt.	

	 Artikel	248	Nr.	5	lit.	b	derselben	Verordnung	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„Bundesminister“	jeweils	durch	„Bundes-
ministerium“	ersetzt	und	„	,	Bau-	und	Wohnungswesen“	nach	„Verkehr“	eingefügt.	

	 Artikel	248	Nr.	5	lit.	c	derselben	Verordnung	hat	in	Abs.	5	„Bundesministers	für	Verkehr“	durch	„Bundes-
ministeriums	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	ersetzt.	

	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3762)	hat	in	Abs.	1	Nr.	10	
Satz	2	„5	000	Deutsche	Mark“	durch	„2	500	Euro“	und	„3	000	Deutsche	Mark“	durch	„1	500	Euro“	ersetzt.	

	 26.07.2002.—Artikel	1	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2691)	hat	in	Abs.	1	Nr.	10	Satz	2	den	
Punkt	durch	ein	Semikolon	ersetzt	und	Abs.	1	Nr.	11	eingefügt.	

	 08.11.2006.—Artikel	 292	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 Oktober	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	 hat	 in	 Abs.	 1	 und	 2	
Satz	2	und	Abs.	5	jeweils	„Bau-	und	Wohnungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	

	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	20	 lit.	 a	 litt.	 aa	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	 I	S.	2598)	hat	 in	
Abs.	1	Nr.	4	„Abs.	1	Nr.	1	bis	3“	durch	„Absatz	1	oder	1a“	ersetzt.	

	 Artikel	1	Nr.	20	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	6	„einschließlich	der	Klärung	konkurrie-
render	Zuständigkeiten“	nach	„Organisation“	eingefügt.	

	 Artikel	1	Nr.	20	lit.	a	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	7	in	Abs.	1	aufgehoben.	Nr.	7	lautete:	
„7.		über	den	Anwendungsbereich	und	die	Durchführung	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	1191/69	des	Rates	

vom	26.	Juni	1969	in	der	Fassung	der	Verordnung	(EWG)	Nr.	1893/91	des	Rates	vom	20.	Juni	1991	
über	das	Vorgehen	der	Mitgliedstaaten	bei	mit	dem	Begriff	des	öffentlichen	Dienstes	verbundenen	
Verpflichtungen	auf	dem	Gebiet	des	Eisenbahn-,	Straßen-	und	Binnenschiffsverkehrs,	soweit	diese	
Verordnung	es	zuläßt;“	

	 Artikel	1	Nr.	20	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	5	aufgehoben.	Abs.	5	lautete:	
	 	 „(5)	 In	der	Rechtsverordnung	nach	Absatz	1	Nr.	7	kann	vorgesehen	werden,	daß	die	zuständige	Lan-

desbehörde	die	in	der	Rechtsverordnung	des	Bundesministeriums	für	Verkehr,	Bau	und	Stadtentwicklung	
genannten	Unternehmen	 vom	Anwendungsbereich	 dieser	Verordnung	 durch	Rechtsverordnung	 ausneh-
men	kann.“	

	 15.08.2013.—Artikel	2	Abs.	147	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	7.	August	2013	(BGBl.	I	S.	3154)	hat	Abs.	6	einge-
fügt.	

	 08.09.2015.—Artikel	482	Nr.	2	lit.	a	der	Verordnung	vom	31.	August	2015	(BGBl.	I	S.	1474)	hat	in	Abs.	1	
„	,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	

	 Artikel	482	Nr.	2	lit.	b	derselben	Verordnung	hat	in	Abs.	2	Satz	2	„	,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„und	
digitale	Infrastruktur“	ersetzt	und	„	,	Bau“	nach	„Naturschutz“	eingefügt.	

	 Artikel	482	Nr.	2	lit.	c	derselben	Verordnung	hat	in	Abs.	6	Satz	1	und	3	jeweils	„	 ,	Bau	und	Stadtentwick-
lung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	

76	QUELLE	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	34	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	57a	Rechtsverordnungen	für	den	internationalen	Verkehr	
	 	 (1)	Der	Bundesminister	 für	Verkehr	kann	zur	Ordnung	des	grenzüberschreitenden	Verkehrs	und	des	

Transit-(Durchgangs-)Verkehrs	sowie	zur	Durchführung	internationaler	Abkommen	durch	Rechtsverord-
nung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	Vorschriften	erlassen,	durch	die	der	Gelegenheitsverkehr	von	Un-
ternehmern	mit	Betriebssitz	 im	Ausland	von	der	Genehmigungspflicht	oder	der	Einhaltung	anderer	Ord-
nungsvorschriften	dieses	Gesetzes	befreit	wird,	 soweit	 die	Gegenseitigkeit	 verbürgt	 ist.	Die	Vorschriften	
können	auch	die	Organisation,	das	Verfahren	und	die	Mittel	der	Kontrolle	regeln.	

	 	 (2)	Der	Bundesminister	 für	Verkehr	kann	durch	Rechtsverordnung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	
die	 auf	 dem	Gebiet	 der	Personenbeförderung	mit	Kraftfahrzeugen	 zur	Durchführung	 von	Verordnungen	
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§	57b77	
	
§	58	Allgemeine	Verwaltungsvorschriften	
Die	 zur	Durchführung	dieses	Gesetzes	 erforderlichen	Allgemeinen	Verwaltungsvorschriften	 er-

läßt	die	Bundesregierung	mit	Zustimmung	des	Bundesrates.78	

																																																																																																																																																																																				
des	Rates	 oder	 der	Kommission	 der	 Europäischen	Gemeinschaften	 erforderlichen	Vorschriften	 erlassen,	
durch	die	insbesondere	die	Organisation,	das	Verfahren	und	die	Mittel	der	Kontrolle	geregelt	werden.“	

77	QUELLE	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	8	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	34	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	57b	Gebührenvorschriften	
	 	 (1)	Für	die	Amtshandlungen	nach	diesem	Gesetz	und	nach	den	auf	diesem	Gesetz	beruhenden	Rechts-

vorschriften	werden	von	demjenigen,	der	die	Amtshandlung	veranlaßt	oder	zu	dessen	Gunsten	sie	vorge-
nommen	wird,	 Kosten	 (Gebühren	 und	 Auslagen)	 erhoben.	 Kostengläubiger	 ist	 der	 Rechtsträger,	 dessen	
Behörde	die	Amtshandlung	vornimmt,	bei	Auslagen	auch	der	Rechtsträger,	bei	dessen	Behörde	die	Ausla-
gen	entstanden	sind.	

	 	 (2)	Die	gebührenpflichtigen	Tatbestände	 im	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	und	 im	Gelegenheits-
verkehr	kann	der	Bundesminister	 für	Verkehr	 im	Einvernehmen	mit	dem	Bundesminister	 für	Wirtschaft	
und	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	durch	Rechtsverordnung	näher	bestimmen	und	dabei	feste	Gebüh-
rensätze	 oder	 Rahmensätze	 vorsehen.	 Die	 Gebührensätze	 sind	 so	 zu	 bemessen,	 daß	 zwischen	 der	 den	
Verwaltungsaufwand	berücksichtigenden	Höhe	der	Gebühr	einerseits	und	der	Bedeutung,	dem	wirtschaft-
lichen	Wert	oder	dem	sonstigen	Nutzen	der	Amtshandlung	andererseits	ein	angemessenes	Verhältnis	be-
steht.	Dieser	Grundsatz	 gilt	 auch	 bei	 der	 Festsetzung	der	Gebühr	 im	Einzelfall,	 soweit	 für	 die	Gebühren	
Rahmensätze	 festgelegt	 sind.	Die	Gebühren	dürfen	 im	Linienverkehr	 3	 000	Deutsche	Mark,	 im	Gelegen-
heitsverkehr	1	000	Deutsche	Mark	nicht	überschreiten.	

	 	 (3)	In	der	Rechtsverordnung	nach	Absatz	2	kann	die	Kostenpflicht	der	Deutschen	Bundespost	und	der	
Deutschen	Bundesbahn	vorgesehen	werden.	In	ihr	können	ferner	der	Umfang	der	zu	erstattenden	Ausla-
gen,	eine	Vorschußpflicht,	die	Fälligkeit	und	die	Verjährung	der	Kostenansprüche,	die	Befreiung	von	der	
Kostenpflicht,	insbesondere	für	Unternehmen	mit	Betriebssitz	im	Ausland,	soweit	die	Gegenseitigkeit	ver-
bürgt	ist,	sowie	das	Erhebungsverfahren	geregelt	werden.	

	 	 (4)	 Die	 Höchstsätze	 nach	 Absatz	 2	 können	 bei	 Veränderung	 der	wirtschaftlichen	 Verhältnisse	 durch	
Rechtsverordnung	des	Bundesministers	für	Verkehr	im	Einvernehmen	mit	dem	Bundesminister	für	Wirt-
schaft	und	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	bis	zu	15	vom	Hundert	überschritten	werden.“	

78	ÄNDERUNGEN	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	9	 lit.	a	bis	c	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	 I	S.	348)	hat	Nr.	3	 in	Abs.	1	

aufgehoben	und	Nr.	4	und	5	in	Nr.	3	und	4	umnummeriert.	Nr.	3	lautete:	
„3.		durch	 die	 der	 grenzüberschreitende	 (§	 52)	 und	 der	 Transit-(Durchgangs-)Verkehr	 (§	 53),	 soweit	

dies	zur	Durchführung	 internationaler	Übereinkommen	erforderlich	 ist,	abweichend	von	den	Vor-
schriften	dieses	Gesetzes	geregelt	werden,“.	

	 Artikel	1	Nr.	9	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	6	in	Abs.	1	aufgehoben.	Nr.	6	lautete:	
„6.		über	Gebühren	 für	 behördliche	 oder	 amtlich	 angeordnete	Maßnahmen	bei	 der	Genehmigung	und	

Beaufsichtigung	der	Verkehrsunternehmen.“	
	 Artikel	1	Nr.	9	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	In	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nr.	5	und	6	ergehen	die	Rechtsverordnungen	im	Einvernehmen	mit	

dem	Bundesminister	für	Wirtschaft.“	
	 31.08.1976.—Artikel	1	Nr.	5	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	I	S.	2439)	hat	Abs.	1	Nr.	5	eingefügt.	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	in	Abs.	1	Nr.	5	den	Punkt	

durch	ein	Komma	ersetzt	und	Abs.	1	Nr.	6	eingefügt.	
	 01.07.1990.—Artikel	 28	Nr.	 34	des	Gesetzes	 vom	28.	 Juni	 1990	 (BGBl.	 I	 S.	 1221)	hat	 die	Vorschrift	 neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	58	Sonstige	Rechtsverordnungen	
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§	5979	
	
§	59a80	
	

VIII.	Bußgeldvorschriften81	
	

																																																																																																																																																																																				
	 	 (1)	Der	Bundesminister	für	Verkehr	kann	mit	Zustimmung	des	Bundesrates	Rechtsverordnungen	erlas-

sen,	
1.		 durch	die	für	bestimmte,	im	Rahmen	des	Gesamtverkehrs	nicht	besonders	ins	Gewicht	fallende	Be-

förderungsfälle	allgemein	Befreiung	von	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	erteilt	wird,	
2.		 durch	die	der	Gelegenheitsverkehr	zum	Zwecke	des	Krankentransports,	 insbesondere	die	Anwen-

dung	der	§§	4,	13,	14,	21,	22	und	49	auf	diesen	Verkehr	sowie	die	Voraussetzungen	für	die	erforder-
liche	Fachkunde	und	die	Bereitstellung	ausreichenden	und	geschulten	Personals	geregelt	werden,	

3.		 über	 einheitliche	 Allgemeine	 Beförderungsbedingungen	 für	 den	 Straßenbahn-	 und	 Obusverkehr	
sowie	für	den	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	und,	vorbehaltlich	des	§	51	Abs.	1	Satz	1,	für	den	
Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen,	insbesondere	für	Ausflugsfahrten	(§	48),	

4.		 über	Rahmenvorschriften	für	Beförderungsentgelte	im	Verkehr	mit	Kraftomnibussen,	
5.		 die	bestimmen,	wer	Auszubildender	im	Sinne	des	§	45a	Abs.	1	ist,	welche	Kostenbestandteile	bei	der	

Berechnung	des	Ausgleichs	zu	berücksichtigen	sind,	welches	Verfahren	für	die	Gewährung	des	Aus-
gleichs	anzuwenden	ist,	welche	Angaben	der	Antrag	auf	Gewährung	des	Ausgleichs	enthalten	muß	
und	wie	die	Erträge	und	die	Personen-Kilometer	zu	ermitteln	sind,	

6.		 durch	die	der	Nachweis	der	fachlichen	Eignung	im	Sinne	des	§	13	Abs.	1	Nr.	3	geregelt	wird;	darin	
können	 insbesondere	Vorschriften	enthalten	sein	über	die	Voraussetzungen,	unter	denen	eine	Tä-
tigkeit	angemessen	ist,	über	den	Prüfungsstoff,	den	Prüfungsausschuß	und	das	Prüfungsverfahren;	
außerdem	kann	bestimmt	werden,	 in	welchen	Fällen	Unternehmer,	 Inhaber	von	Abschlußzeugnis-
sen	für	staatlich	anerkannte	Ausbildungsberufe	und	Absolventen	von	Hoch-	und	Fachschulen	vom	
Nachweis	der	angemessenen	Tätigkeit	und	der	Ablegung	einer	Prüfung	befreit	werden.	

	 	 (2)	Im	Fall	des	Absatzes	1	Nr.	4	ergehen	die	Rechtsverordnungen	im	Einvernehmen	mit	dem	Bundes-
minister	für	Wirtschaft.“	

	 07.11.2001.—Artikel	248	Nr.	1	der	Verordnung	vom	29.	Oktober	2001	(BGBl.	I	S.	2785)	hat	„der	Bundes-
minister	für	Verkehr“	durch	„das	Bundesministerium	für	Verkehr,	Bau-	und	Wohnungswesen“	ersetzt.	

	 08.11.2006.—Artikel	 292	 der	 Verordnung	 vom	31.	 Oktober	 2006	 (BGBl.	 I	 S.	 2407)	 hat	 „Bau-	 und	Woh-
nungswesen“	durch	„Bau	und	Stadtentwicklung“	ersetzt.	

	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2272)	hat	„das	Bundesmi-
nisterium	für	Verkehr,	Bau	und	Stadtentwicklung“	durch	„die	Bundesregierung“	ersetzt.	

79	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	34	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	59	Allgemeine	Verwaltungsvorschriften	
	 	 Die	zur	Durchführung	dieses	Gesetzes	erforderlichen	allgemeinen	Verwaltungsvorschriften	erläßt	der	

Bundesminister	für	Verkehr	mit	Zustimmung	des	Bundesrates.“	
80	QUELLE	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	13	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	34	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 	 „Beförderungen,	die	 in	besonders	gelagerten	Einzelfällen	nicht	alle	Merkmale	einer	Verkehrsart	oder	

Verkehrsform	dieses	Gesetzes	 erfüllen,	 können	nach	denjenigen	Vorschriften	dieses	Gesetzes	 genehmigt	
werden,	die	dem	Verkehr	am	meisten	entsprechen.“	

81	ÄNDERUNGEN	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	11	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	die	Zwischenüberschrift	

neu	gefasst.	Die	Zwischenüberschrift	lautete:	„VIII.	Straf-	und	Bußgeldvorschriften“.	
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§	6082	
	
§	60a83	
	
§	61	Ordnungswidrigkeiten	
(1)	Ordnungswidrig	handelt,	wer	vorsätzlich	oder	fahrlässig	
1.		 Personen	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	Kraftfahrzeugen	ohne	die	nach	diesem	Gesetz	

erforderliche	 Genehmigung	 oder	 einstweilige	 Erlaubnis	 befördert	 oder	 den	 Auflagen	 der	
Genehmigung	oder	einstweiligen	Erlaubnis	oder	Auflagen	in	einer	Entscheidung	nach	§	45a	
Abs.	4	Satz	2	zuwiderhandelt;	

2.		 einen	Verkehr	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	einen	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	
betreibt,	 ohne	 daß	 die	 nach	 diesem	Gesetz	 vorgeschriebene	 Zustimmung	 zu	 den	 Beförde-
rungsentgelten	oder	Fahrplänen	durch	die	Genehmigungsbehörde	erteilt	ist;	

3.		 den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	über	
a)		die	Mitteilungspflicht	bei	Betriebsstörungen	 im	Verkehr,	die	den	vorübergehenden	Ein-
satz	von	Kraftfahrzeugen	zur	Folge	haben	(§	2	Abs.	4	Satz	2),	

b)		das	Mitführen	und	Aushändigen	von	Urkunden	(§	17	Abs.	4,	§	20	Abs.	4),	
c)		die	 Einhaltung	 der	 Beförderungspflicht	 (§	 22)	 oder	 der	 Beförderungsentgelte	 (§	 39	
Abs.	3,	§	41	Abs.	3,	§	45	Abs.	3,	§	51),	

																																																								
82	ÄNDERUNGEN	
	 01.04.1970.—Artikel	83	des	Gesetzes	vom	25.	 Juni	1969	(BGBl.	 I	S.	645)	hat	 in	Abs.	1	Satz	2	„Gefängnis“	

durch	„der	Freiheitsstrafe“	ersetzt.	
	 01.01.1975.—Artikel	267	Nr.	2	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	2.	März	1974	(BGBl.	 I	S.	469)	hat	 in	Abs.	1	Satz	1	

„Geldstrafe	oder	mit	Gefängnis	bis	zu	sechs	Monaten“	durch	„Freiheitsstrafe	bis	zu	sechs	Monaten	oder	mit	
Geldstrafe	bis	zu	einhundertachtzig	Tagessätzen“	ersetzt.	

	 Artikel	267	Nr.	2	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Satz	2	in	Abs.	1	aufgehoben.	Satz	2	lautete:	„Neben	der	Frei-
heitsstrafe	kann	auf	Geldstrafe	erkannt	werden.“	

	 AUFHEBUNG	
	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	die	Vorschrift	aufgehoben.	

Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	60	Straftaten	
	 	 (1)	Wer	vorsätzlich	oder	fahrlässig	Personen	mit	Straßenbahnen,	Obussen	oder	Kraftfahrzeugen	ohne	

die	nach	diesem	Gesetz	erforderliche	Genehmigung	oder	einstweilige	Erlaubnis	befördert,	wird	mit	Frei-
heitsstrafe	bis	zu	sechs	Monaten	oder	mit	Geldstrafe	bis	zu	einhundertachtzig	Tagessätzen	bestraft.	

	 	 (2)	Hängt	die	Entscheidung	davon	ab,	ob	eine	Beförderung	den	Vorschriften	dieses	Gesetzes	unterliegt,	
und	ist	eine	endgültige	Entscheidung	nach	§	10	nicht	ergangen,	so	kann	das	Verfahren	ausgesetzt	werden,	
bis	über	diese	Frage	endgültig	entschieden	ist.“	

83	QUELLE	
	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	10	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	die	Vorschrift	eingefügt.	
	 AUFHEBUNG	
	 01.01.1975.—Artikel	267	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	2.	März	1974	(BGBl.	I	S.	469)	hat	die	Vorschrift	aufgeho-

ben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	60a	Verletzung	der	Geheimhaltungspflicht	
	 	 (1)	Wer	ein	 fremdes	Geheimnis,	namentlich	ein	Betriebs-	oder	Geschäftsgeheimnis,	das	 ihm	in	seiner	

Eigenschaft	 als	 Angehöriger	 oder	 Beauftragter	 einer	mit	 Aufgaben	 auf	 Grund	 dieses	 Gesetzes	 betrauten	
Stelle	bekanntgeworden	ist,	unbefugt	offenbart,	wird	mit	Gefängnis	bis	zu	einem	Jahr	und	mit	Geldstrafe	
oder	mit	einer	dieser	Strafen	bestraft.	

	 	 (2)	Handelt	der	Täter	gegen	Entgelt	oder	 in	der	Absicht,	 sich	oder	einen	anderen	zu	bereichern	oder	
einen	anderen	zu	schädigen,	so	ist	die	Strafe	Gefängnis	bis	zu	zwei	Jahren;	daneben	kann	auf	Geldstrafe	er-
kannt	werden.	Ebenso	wird	bestraft,	wer	ein	fremdes	Geheimnis,	namentlich	ein	Betriebs-	oder	Geschäfts-
geheimnis,	das	ihm	unter	den	Voraussetzungen	des	Absatzes	1	bekanntgeworden	ist,	unbefugt	verwertet.	

	 	 (3)	Die	Tat	wird	nur	auf	Antrag	des	Verletzten	verfolgt.“	
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d)		die	Bekanntmachung	der	Beförderungsentgelte,	der	Besonderen	Beförderungsbedingun-
gen	und	der	gültigen	Fahrpläne	(§	39	Abs.	7,	§	40	Abs.	4,	§	41	Abs.	3,	§	45	Abs.	3),	

e)		den	Verkehr	mit	Taxen	(§	47	Abs.	2	Satz	1	oder	Abs.	5),	
f)		 Ausflugsfahrten	und	Ferienziel-Reisen	(§	48	Abs.	1	bis	3)	oder	
g)		den	Verkehr	mit	Mietomnibussen	und	Mietwagen	(§	49	Abs.	2	Satz	2	und	Abs.	4)	
zuwiderhandelt;	

3a.	 entgegen	§	54	Absatz	2	Satz	2	eine	Mitteilung	nicht,	nicht	richtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	
rechtzeitig	macht,	

3b.		 entgegen	§	54a	Abs.	1	die	Auskunft	nicht,	unrichtig,	nicht	vollständig	oder	nicht	fristgemäß	
erteilt,	die	Bücher	oder	Geschäftspapiere	nicht,	nicht	vollständig	oder	nicht	fristgemäß	vor-
legt	oder	die	Duldung	von	Prüfungen	verweigert;	

4.		 einer	 Rechtsvorschrift	 oder	 vollziehbaren	 schriftlichen	 Verfügung	 zuwiderhandelt,	 die	 auf	
Grund	dieses	Gesetzes	oder	auf	Grund	von	Rechtsvorschriften,	die	auf	diesem	Gesetz	beru-
hen,	 erlassen	 worden	 ist,	 soweit	 die	 Rechtsvorschrift	 oder	 die	 Rechtsvorschrift	 und	 die	
schriftliche	Verfügung	ausdrücklich	auf	diese	Vorschrift	verweisen	oder	

5.		 einer	unmittelbar	 geltenden	Vorschrift	 in	Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaft	 zu-
widerhandelt,	die	inhaltlich	einem	in	
a)		Nummer	1	oder	
b)		Nummer	2,	3	oder	3b	
bezeichneten	Gebot	oder	Verbot	entspricht,	soweit	eine	Rechtsverordnung	nach	§	57	Abs.	1	
Nr.	11	für	einen	bestimmten	Tatbestand	auf	diese	Bußgeldvorschrift	verweist.	

(2)	Die	Ordnungswidrigkeit	kann	in	den	Fällen	des	Absatzes	1	Nr.	1	und	5	Buchstabe	a	mit	einer	
Geldbuße	bis	zu	zwanzigtausend	Euro,	in	den	übrigen	Fällen	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	zehntausend	
Euro	geahndet	werden.	
(3)	Verwaltungsbehörde	im	Sinne	des	§	36	Abs.	1	Nr.	1	des	Gesetzes	über	Ordnungswidrigkeiten	

ist	die	Genehmigungsbehörde	oder	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Behörde.	Die	Landesre-
gierung	kann	die	Ermächtigung	auf	die	zuständige	oberste	Landesbehörde	übertragen.	In	den	Fällen	
des	§	52	Abs.	3	Satz	2	ist	Verwaltungsbehörde	im	Sinne	des	§	36	Abs.	1	Nr.	1	des	Gesetzes	über	Ord-
nungswidrigkeiten	das	Bundesamt	für	Güterverkehr.	
(4)	In	den	Fällen	des	Absatzes	1	kann	die	Ordnungswidrigkeit	auf	der	Grundlage	und	nach	Maß-

gabe	internationaler	Übereinkünfte	auch	dann	geahndet	werden,	wenn	sie	im	Bereich	gemeinsamer	
Grenzabfertigungsanlagen	außerhalb	des	 räumlichen	Geltungsbereiches	dieses	Gesetzes	begangen	
wird.84	
																																																								
84	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	14	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Buchstabe	f	in	Abs.	1	

Nr.	3	neu	gefasst.	Buchstabe	f	lautete:	
„f)	 Ferienziel-Reisen	oder	Ausflugsfahrten	(§	43	Abs.	2,	§	48	Abs.	1)	oder“.	

	 01.10.1968.—Artikel	137	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	24.	Mai	1968	(BGBl.	 I	S.	503)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	4	und	5	
jeweils	„vollziehbaren“	vor	„schriftlichen“	eingefügt.	

	 Artikel	137	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	 Die	 Ordnungswidrigkeit	 kann,	 wenn	 sie	 vorsätzlich	 begangen	 ist,	 mit	 einer	 Geldbuße	 bis	 zu		

10	000	Deutsche	Mark,	wenn	sie	fahrlässig	begangen	ist,	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	5	000	Deutsche	Mark	
geahndet	werden.“	

	 Artikel	137	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	„§	73“	durch	„§	36	Abs.	1	Nr.	1“	ersetzt	und	„	;	sie	nimmt	
auch	die	Befugnisse	der	obersten	Verwaltungsbehörde	 im	Sinne	des	§	66	Abs.	2	des	Gesetzes	über	Ord-
nungswidrigkeiten	wahr“	am	Ende	gestrichen.	

	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	11	lit.	a	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	I	S.	348)	hat	Abs.	1	Nr.	3a	einge-
fügt.	

	 Artikel	1	Nr.	11	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	5	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	5	lautete:	
„5.		den	 Vorschriften	 der	 Verordnung	 über	 den	 Bau	 und	 Betrieb	 von	 Straßenbahnen	 (BOStrab)	 vom		

13.	Januar	1937	(Reichsgesetzbl.	I	S.	1247)	in	der	Fassung	vom	14.	August	1953	(Bundesgesetzbl.	I	
S.	 974),	 der	 Verordnung	 über	 den	 Betrieb	 von	 Kraftfahrunternehmen	 im	 Personenverkehr	 (BO-
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Kraft)	vom	13.	Februar	1939	(Reichsgesetzbl.	I	S.	231)	in	der	Fassung	vom	7.	Juli	1960	(Bundesge-
setzbl.	 I	 S.	 553)	 oder	 den	 auf	 Grund	 dieser	 Verordnungen	 erlassenen	 vollziehbaren	 schriftlichen	
Verfügungen,	soweit	diese	ausdrücklich	auf	diese	Vorschriften	verweisen,	zuwiderhandelt.“	

	 01.01.1977.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	24.	August	1976	(BGBl.	I	S.	2439)	hat	in	Abs.	1	Nr.	1	„oder	
Auflagen	in	einer	Entscheidung	nach	§	45a	Abs.	4	Satz	2“	nach	„Genehmigung“	eingefügt.	

	 11.06.1978.—Artikel	1	Nr.	13	lit.	a	des	Gesetzes	vom	7.	Juni	1978	(BGBl.	I	S.	665)	hat	Nr.	1	in	Abs.	1	neu	
gefasst.	Nr.	1	lautete:	

„1.		den	Bedingungen	oder	Auflagen	der	Genehmigung	oder	Auflagen	in	einer	Entscheidung	nach	§	45a	
Abs.	4	Satz	2	zuwiderhandelt;“.	

	 Artikel	1	Nr.	13	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Buchstabe	c	in	Abs.	1	Nr.	3	neu	gefasst.	Buchstabe	c	lautete:	
„c)	die	Einhaltung	der	Beförderungsentgelte	(§	39	Abs.	3,	§	41	Abs.	3,	§	45	Abs.	3,	§	51),“.	

	 01.10.1983.—Artikel	1	Nr.	6	des	Gesetzes	vom	25.	Februar	1983	(BGBl.	I	S.	196)	hat	Buchstabe	d	in	Abs.	1	
Nr.	3	neu	gefasst.	Buchstabe	d	lautete:	

„d)	die	Bekanntmachung	der	Beförderungsentgelte,	der	Besonderen	Beförderungsbedingungen	und	der	
gültigen	Fahrpläne	(§	39	Abs.	7,	§	40	Abs.	4,	§	41	Abs.	3,	§	45	Abs.	3,	§	51	Abs.	1	Satz	3),“.	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	35	 lit.	a	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	(BGBl.	 I	S.	1221)	hat	 in	Abs.	1	Nr.	2	
„Kraftfahrlinienverkehr“	durch	„Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen“	ersetzt.	

	 Artikel	28	Nr.	35	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	3	Buchstabe	b	„Vorzeigen	von	Urkunden	(§	17	
Abs.	6,	§	20	Abs.	2	Satz	3)“	durch	„Aushändigen	von	Urkunden	(§	17	Abs.	4,	§	20	Abs.	4)“	ersetzt.	

	 Artikel	28	Nr.	35	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	3	Buchstabe	d	„oder	das	Mitführen	oder	Vorzei-
gen	der	Bestimmungen	über	die	Beförderungsentgelte	und	Beförderungsbedingungen	 (§	51	Abs.	5)“	 am	
Ende	gestrichen.	

	 Artikel	28	Nr.	35	lit.	d	desselben	Gesetzes	hat	Buchstabe	e	in	Abs.	1	Nr.	3	neu	gefasst.	Buchstabe	e	lautete:	
„e)	die	ausschließliche	Verwendung	von	Kraftfahrzeugen	im	Linien-	oder	Kraftdroschkenverkehr	(§	45	

Abs.	6,	§	47	Abs.	5),“.	
	 Artikel	28	Nr.	35	lit.	e	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	5	in	Abs.	1	aufgehoben.	Nr.	5	lautete:	

„5.		den	Vorschriften	der	Verordnung	über	den	Betrieb	von	Kraftfahrunternehmen	im	Personenverkehr	
(BOKraft)	in	der	Fassung	der	Bekanntmachung	vom	7.	Juli	1960	(Bundesgesetzbl.	I	S.	553),	zuletzt	
geändert	durch	die	Dritte	Verordnung	zur	Änderung	der	Verordnung	über	den	Betrieb	von	Kraft-
fahrunternehmen	 im	 Personenverkehr	 (BOKraft)	 vom	 6.	 November	 1968	 (Bundesgesetzbl.	 I		
S.	1134)	oder	den	auf	Grund	dieser	Verordnung	erlassenen	schriftlichen	Verfügungen,	soweit	diese	
ausdrücklich	auf	diese	Vorschriften	verweisen,	zuwiderhandelt.“	

	 Artikel	28	Nr.	35	lit.	f	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	3	„oder	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Be-
hörde“	am	Ende	eingefügt.	

	 Artikel	28	Nr.	35	lit.	f	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	Satz	2	eingefügt.	
	 01.07.1998.—Artikel	8	des	Gesetzes	vom	22.	Juni	1998	(BGBl.	I	S.	1485)	hat	Abs.	4	eingefügt.	
	 27.03.2001.—Artikel	4	Nr.	2	des	Gesetzes	vom	19.	März	2001	(BGBl.	I	S.	386)	hat	Abs.	3	Satz	3	eingefügt.	
	 01.01.2002.—Artikel	14	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	15.	Dezember	2001	(BGBl.	I	S.	3762)	hat	in	Abs.	2	„zehn-

tausend	Deutsche	Mark“	durch	„fünftausend	Euro“	ersetzt.	
	 26.07.2002.—Artikel	1	Nr.	3	des	Gesetzes	vom	19.	Juli	2002	(BGBl.	I	S.	2691)	hat	Abs.	1	Nr.	5	eingefügt.	
	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	8	lit.	a	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	Buchstabe	e	in	

Abs.	1	Nr.	3	neu	gefasst.	Buchstabe	e	lautete:	
„e)	das	Verbot	der	Vermietung	von	Taxen	an	Selbstfahrer	(§	47	Abs.	5),“.	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	5	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	5	lautete:	
„5.		einer	unmittelbar	geltenden	Rechtsvorschrift	 in	Rechtsakten	der	Europäischen	Gemeinschaft	über	

den	 grenzüberschreitenden	 Personenverkehr	 mit	 Kraftomnibussen	 oder	 über	 die	 Zulassung	 von	
Verkehrsunternehmern	zum	Personenverkehr	mit	Kraftomnibussen	innerhalb	eines	Mitgliedstaats,	
in	 dem	 sie	 nicht	 ansässig	 sind,	 zuwiderhandelt,	 soweit	 eine	 Rechtsverordnung	 nach	 §	 57	 Abs.	 1		
Nr.	11	für	einen	bestimmten	Tatbestand	auf	diese	Bußgeldvorschrift	verweist.“	

	 Artikel	1	Nr.	8	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	2	neu	gefasst.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	Die	Ordnungswidrigkeit	kann	mit	einer	Geldbuße	bis	zu	fünftausend	Euro	geahndet	werden.“	
	 26.11.2011.—Artikel	2	Nr.	11	lit.	a	und	b	des	Gesetzes	vom	22.	November	2011	(BGBl.	I	S.	2272)	hat	Nr.	3a	

in	Abs.	1	in	Nr.	3b	umnummeriert	und	Abs.	1	Nr.	3a	eingefügt.	
	 Artikel	2	Nr.	11	lit.	c	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	Nr.	5	Buchstabe	b	„oder	3a“	durch	„oder	3b“	ersetzt.	
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IX.	Übergangs-	und	Schlußbestimmungen	
	
§	62	Übergangsbestimmungen	
(1)	 Öffentliche	 Dienstleistungsaufträge	 im	 Sinne	 von	 Artikel	 3	 Absatz	 1	 der	 Verordnung	 (EG)		

Nr.	 1370/2007	 dürfen	 bis	 zum	31.	 Dezember	 2013	 abweichend	 von	Artikel	 5	 Absatz	 2	 bis	 4	 der	
Verordnung	 (EG)	Nr.	 1370/2007	 vergeben	werden.	 Genehmigungen,	 die	 vor	 dem	 1.	 Januar	 2013	
erteilt	wurden,	bleiben	bis	zum	Ablauf	der	in	der	Genehmigungsurkunde	enthaltenen	Geltungsdauer	
wirksam.	Die	Geltung	und	Wirksamkeit	 von	 sonstigen	Rechtsverhältnissen,	 insbesondere	 öffentli-
chen	Dienstleistungsaufträgen	im	Sinne	der	Verordnung	(EG)	Nr.	1370/2007,	die	vor	dem	1.	Januar	
2013	zustande	gekommen	sind,	werden	durch	die	Änderung	des	Gesetzes	nicht	berührt.	
(2)	 Soweit	dies	nachweislich	aus	 technischen	oder	wirtschaftlichen	Gründen	unumgänglich	 ist,	

können	die	Länder	den	in	§	8	Absatz	3	Satz	3	genannten	Zeitpunkt	abweichend	festlegen	sowie	Aus-
nahmetatbestände	bestimmen,	die	eine	Einschränkung	der	Barrierefreiheit	rechtfertigen.	
(3)	§	42b	gilt	ab	dem	1.	 Januar	2016	für	Kraftomnibusse,	die	erstmals	zum	Verkehr	zugelassen	

werden	und	nach	Ablauf	des	31.	Dezember	2019	für	alle	Kraftomnibusse.85	

																																																								
85	ÄNDERUNGEN	
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	15	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	 I	S.	906)	hat	Abs.	1	neu	gefasst.	

Abs.	1	lautete:	
	 	 „(1)	Die	 auf	 Grund	 des	 bisherigen	Rechts	 erteilten	 Genehmigungen	 für	 Straßenbahnen,	 Obusverkehr	

und	Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	sowie	für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	behalten	
ihre	Gültigkeit	bis	zum	Ablauf	der	Dauer	der	Genehmigung;	dabei	gelten	die	 für	den	bisherigen	Gelegen-
heitsverkehr	mit	 Ausflugswagen	 erteilten	 Genehmigungen	 als	 Genehmigungen	 für	 Ausflugsfahrten	 nach	
§	48	dieses	Gesetzes	und,	soweit	sie	zur	Ausführung	von	Fernziel-Reisen	berechtigen,	als	Genehmigungen	
für	Ferienziel-Reisen	nach	§	43	Abs.	2	dieses	Gesetzes.	Berufsverkehr	(§	43	Abs.	1	Nr.	1),	der	nachweisbar	
am	1.	Januar	1961	mit	Mietwagen	betrieben	wurde,	gilt	bis	zum	Ablauf	der	Mietwagengenehmigungen	als	
Verkehr	mit	Mietomnibussen	(§	49).“	

	 AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	36	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	62	Frühere	Genehmigungen	
	 	 (1)	Die	auf	Grund	des	bisherigen	Rechts	erteilten	Genehmigungen	für	Straßenbahnen,	Obusverkehr	und	

Linienverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	sowie	für	den	Gelegenheitsverkehr	mit	Kraftfahrzeugen	behalten	ihre	
Gültigkeit	bis	zum	Ablauf	der	Dauer	der	Genehmigung;	dabei	gelten	die	 für	den	bisherigen	Gelegenheits-
verkehr	mit	Ausflugswagen	 erteilten	Genehmigungen	 als	Genehmigungen	 für	Ausflugsfahrten	nach	 §	 48	
Abs.	1	dieses	Gesetzes,	und	soweit	sie	zur	Ausführung	von	Fernziel-Reisen	berechtigen,	als	Genehmigun-
gen	für	Ferienziel-Reisen	nach	§	48	Abs.	2	dieses	Gesetzes.	Berufsverkehr	(§	43	Nr.	1),	der	nachweisbar	am	
1.	 Januar	 1961	mit	 Mietwagen	 betrieben	 wurde,	 gilt	 bis	 zum	 Ablauf	 der	 Mietwagengenehmigungen	 als	
Verkehr	mit	Mietomnibussen	(§	49).	

	 	 (2)	 Für	 Linien,	 die	 von	 der	Deutschen	Bundespost	 und	 der	Deutschen	Bundesbahn	 bei	 Inkrafttreten	
dieses	Gesetzes	betrieben	werden,	haben	die	Genehmigungsbehörden	Genehmigungen	(Sammelgenehmi-
gungen)	mit	mindestens	fünf-	und	höchstens	achtjähriger	Gültigkeit,	gerechnet	vom	Zeitpunkt	des	Inkraft-
tretens	dieses	Gesetzes,	auszustellen.	Die	Deutsche	Bundespost	und	die	Deutsche	Bundesbahn	werden	bei	
Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	den	zuständigen	Genehmigungsbehörden	die	 für	die	Ausfertigungen	dieser	
Genehmigungen	 erforderlichen	 Angaben	 unaufgefordert	 mitteilen.	 Der	 Durchführung	 eines	 besonderen	
Anhörverfahrens	nach	§	14	dieses	Gesetzes	bedarf	es	in	diesen	Fällen	nicht.	

	 	 (3)	Nach	Ablauf	der	Gültigkeitsdauer	der	nach	Absatz	2	erteilten	Genehmigungen	gelten	 für	die	Fort-
führung	dieser	Linien	ausschließlich	die	Bestimmungen	dieses	Gesetzes.“	

	 QUELLE	
	 01.09.2007.—Artikel	2	Nr.	4	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
	 ÄNDERUNGEN	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	21	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	neu	

gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	
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§	63	Ausschluss	abweichenden	Landesrechts	
Von	 folgenden	 Regelungen	 des	 Verwaltungsverfahrens	 kann	 durch	 Landesrecht	 nicht	 abgewi-

chen	werden:		
1.		§§	5,	8a	Absatz	2	Satz	2,	§§	9,	12,	15,	16,	17	Absatz	1	und	2,	§§	20,	25	und	29	Absatz	1a;		
2.		§	52	Absatz	1	Satz	1	und	§	53	Absatz	1	Satz	1,	 jeweils	 in	Verbindung	mit	den	Regelungen	in	
Nummer	1;		

3.		§	29	Absatz	2,	§	52	Absatz	2	Satz	1	und	§	53	Absatz	2	Satz	1;		
4.		§	11	Absatz	4,	§	52	Absatz	2	Satz	2	und	§	53	Absatz	2	Satz	2,	jeweils	in	Verbindung	mit	§	11	
Absatz	4,	§	52	Absatz	3	Satz	3	und	§	53	Absatz	3	Satz	1.86	

	
§	64	Andere	Gesetze	
(1)	Durch	dieses	Gesetz	werden	die	Vorschriften	
1.		des	 Straßenverkehrsgesetzes	 vom	19.	 Dezember	 1952	 (Bundesgesetzbl.	 I	 S.	 837)	 sowie	 die	
auf	Grund	dieses	Gesetzes	erlassenen	Vorschriften,	

2.		des	 Haftpflichtgesetzes	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	 vom	 4.	 Januar	 1978	 (BGBl.	 I	
S.	145),	

3.		(weggefallen)	
4.		des	Gesetzes	über	die	Pflichtversicherung	für	Kraftfahrzeughalter	vom	5.	April	1965	(BGBl.	I	
S.	213)	und	

5.		des	Gesetzes	über	die	Haftpflichtversicherung	für	ausländische	Kraftfahrzeuge	und	Kraftfahr-
zeuganhänger	vom	24.	Juli	1956	(Bundesgesetzbl.	I	S.	667)	

nicht	berührt,	soweit	sich	nicht	aus	§	23	etwas	anderes	ergibt.	
(2)	 Die	 Vorschriften	 des	 Gesetzes	 über	 Maßnahmen	 zur	 Aufrechterhaltung	 des	 Betriebs	 von	

Bahnunternehmen	des	öffentlichen	Verkehrs	vom	7.	März	1934	(Reichsgesetzbl.	II	S.	91)	in	der	Fas-
sung	 des	 §	 9	 Abs.	 4	 des	 Allgemeinen	 Eisenbahngesetzes	 vom	 29.	 März	 1951	 (Bundesgesetzbl.	 I	
S.	225)	 sind	 auf	 Straßenbahnen	 und	 auf	 Obusunternehmen	mit	 der	Maßgabe	 entsprechend	 anzu-
wenden,	daß	zuständige	Aufsichtsbehörde	im	Sinne	des	vorgenannten	Gesetzes	die	von	der	Landes-
regierung	bestimmte	Genehmigungsbehörde	ist,	und	daß,	wenn	eine	Straßenbahn	oder	ein	Obusun-
ternehmen	das	Gebiet	mehrerer	Länder	berührt,	die	von	der	Landesregierung	bestimmte	Genehmi-
gungsbehörde	ihre	Entscheidung	im	Einvernehmen	mit	der	von	der	Landesregierung	des	mitbetei-
ligten	Landes	bestimmten	Genehmigungsbehörde	trifft.87	

																																																																																																																																																																																				
	 	 „Genehmigungen	für	Gelegenheitsverkehre,	die	vor	dem	1.	September	2007	erteilt	worden	sind,	bleiben	

bis	zum	Ablauf	der	in	der	Genehmigungsurkunde	enthaltenen	Geltungsdauer	wirksam.“	
86	AUFHEBUNG	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	36	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	die	Vorschrift	aufge-

hoben.	Die	Vorschrift	lautete:	
	 „§	63	Ruhende	Genehmigungen	
	 	 Die	 nach	 dem	 Runderlaß	 des	 Reichsverkehrsministers	 vom	 11.	 Dezember	 1939	 –	 K	 2/1.13	 573	 –	

(Reichsverkehrsblatt	Ausgabe	B	S.	393)	für	„ruhend“	erklärten	Genehmigungen	für	den	Linien-	und	Gele-
genheitsverkehr,	die	

1.		 inzwischen	durch	Zeitablauf	erloschen	sind,	aber	nach	dem	Runderlaß	des	Reichsverkehrsministers	
vom	15.	Januar	1944	–	K	11.21069/43	–	(Reichsverkehrsblatt	Ausgabe	B	S.	7)	ihre	rechtliche	Gültig-
keit	bis	auf	weiteres	beibehalten	haben,	

2.		 durch	 Zeitablauf	 noch	 nicht	 erloschen	 sind,	 auf	 Grund	 deren	Berechtigung	 aber	 der	 Betrieb	 noch	
nicht	wieder	aufgenommen	ist,	

	 werden	mit	dem	Inkrafttreten	dieses	Gesetzes	ungültig.“	
	 QUELLE	
	 01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	22	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	 (BGBl.	 I	 S.	 2598)	hat	die	Vorschrift	

eingefügt.	
87	ÄNDERUNGEN	
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§	64a	Ersetzung	bundesrechtlicher	Vorschriften	durch	Landesrecht	
Die	Länder	können	mit	Wirkung	ab	dem	1.	 Januar	2007	§	45a	und	§	57	Abs.	1	Nr.	9	sowie	die	

Vorschriften,	zu	deren	Erlass	§	57	Abs.	1	Nr.	9	ermächtigt,	durch	Landesrecht	ersetzen.88	
	
§	65	Ausnahmen	für	Straßenbahnen	
Für	Straßenbahnen	im	Sinne	von	§	4	Absatz	1	und	2	gelten	nachfolgende	Richtlinien	nicht:	
1.		Richtlinie	95/18/EG	des	Rates	vom	19.	Juni	1995	über	die	Erteilung	von	Genehmigungen	an	
Eisenbahnunternehmen	(ABl.	L	143	vom	27.6.1995,	S.	70);		

2.		Richtlinie	2012/34/EU	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	21.	November	2012	
zur	Schaffung	eines	einheitlichen	europäischen	Eisenbahnraums	(ABl.	L	343	vom	14.12.2012,	
S.	32);		

3.		Richtlinie	2004/49/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	29.	April	2004	über	
Eisenbahnsicherheit	in	der	Gemeinschaft	und	zur	Änderung	der	Richtlinie	95/18/EG	des	Ra-
tes	 über	 die	 Erteilung	 von	 Genehmigungen	 an	 Eisenbahnunternehmen	 und	 der	 Richtli-
nie	2001/14/EG	über	die	Zuweisung	von	Fahrwegkapazität	der	Eisenbahn,	die	Erhebung	von	
Entgelten	 für	 die	 Nutzung	 von	 Eisenbahninfrastruktur	 und	 die	 Sicherheitsbescheinigung	
(„Richtlinie	 über	 die	 Eisenbahnsicherheit“)	 (ABl.	 L	 164	 vom	 30.4.2004,	 S.	 44),	 die	 zuletzt	
durch	die	Richtlinie	2009/149/EG	(ABl.	L	313	vom	28.11.2009,	S.	65)	geändert	worden	ist;		

4.		Richtlinie	 2007/59/EG	 des	 Europäischen	 Parlaments	 und	 des	 Rates	 vom	23.	 Oktober	 2007	
über	die	Zertifizierung	von	Triebfahrzeugführern,	die	Lokomotiven	und	Züge	 im	Eisenbahn-
system	in	der	Gemeinschaft	führen	(ABl.	L	315	vom	3.12.2007,	S.	51);		

																																																																																																																																																																																				
	 28.08.1965.—Artikel	1	Nr.	16	des	Gesetzes	vom	24.	August	1965	(BGBl.	I	S.	906)	hat	Satz	2	in	Abs.	3	neu	

gefasst.	Satz	2	lautete:	„Die	in	§	43	Abs.	1	Nr.	2	bis	4	und	Abs.	2	genannten	Verkehrsformen	sind	nicht	Li-
nienverkehr	im	Sinne	des	Beförderungsteuerrechts.“	

	 14.05.1969.—Artikel	1	Nr.	12	des	Gesetzes	vom	8.	Mai	1969	(BGBl.	 I	S.	348)	hat	Abs.	3	aufgehoben	und	
Abs.	4	und	5	in	Abs.	3	und	4	umnummeriert.	Abs.	3	lautete:	

	 	 „(3)	Für	die	Begriffe	‚Obus’	(§	4	Abs.	3),	‚Personenkraftwagen’,	‚Nachbarortslinienverkehr’	(§	13	Abs.	2	
Nr.	2	Buchstabe	c)	gilt	nicht	§	2	des	Gesetzes	zur	Wiedererhebung	der	Beförderungsteuer	im	Möbelfern-
verkehr	 und	 im	 Werkfernverkehr	 und	 zur	 Änderung	 von	 Beförderungsteuersätzen	 vom	 2.	 März	 1951	
(Bundesgesetzbl.	I	S.	159).	Die	in	§	43	Nr.	3	und	4	genannten	Verkehrsformen	sind	nicht	Linienverkehr	im	
Sinne	des	Beförderungsteuerrechts.“	

	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	37	lit.	a	 litt.	aa	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	(BGBl.	 I	S.	1221)	hat	Nr.	2	 in	
Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	2	lautete:	

„2.	des	Gesetzes	betreffend	die	Verbindlichkeit	zum	Schadenersatz	für	die	bei	dem	Betriebe	von	Eisen-
bahnen,	 Bergwerken	 usw.	 herbeigeführten	 Tötungen	 und	 Körperverletzungen	 vom	 7.	 Juni	 1871	
(Reichsgesetzbl.	 S.	 207)	 in	 der	 Fassung	 des	 Gesetzes	 zur	 Änderung	 des	 Reichshaftpflichtgesetzes	
vom	15.	August	1943	(Reichsgesetzbl.	I	S.	489),“.	

	 Artikel	28	Nr.	37	lit.	a	litt.	bb	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	3	in	Abs.	1	aufgehoben.	Nr.	3	lautete:	
„3.	des	Gesetzes	über	die	Haftpflicht	der	Eisenbahnen	und	Straßenbahnen	für	Sachschäden	vom	29.	Au-

gust	1940	(Reichsgesetzbl.	I	S.	691),“.	
	 Artikel	28	Nr.	37	lit.	a	litt.	cc	desselben	Gesetzes	hat	Nr.	4	in	Abs.	1	neu	gefasst.	Nr.	4	lautete:	

„4.	des	Gesetzes	über	die	Einführung	der	Pflichtversicherung	für	Kraftfahrzeughalter	und	zur	Änderung	
des	Gesetzes	über	den	Verkehr	mit	Kraftfahrzeugen	sowie	des	Gesetzes	über	den	Versicherungsver-
trag	vom	7.	November	1939	(Reichsgesetzbl.	I	S.	2223)	und“.	

	 Artikel	28	Nr.	37	lit.	a	litt.	dd	desselben	Gesetzes	hat	in	Abs.	1	„Abs.	1“	nach	„§	23“	gestrichen.	
	 Artikel	28	Nr.	37	lit.	b	desselben	Gesetzes	hat	Abs.	3	und	4	aufgehoben.	Abs.	4	war	bloße	Änderungsvor-

schrift;	Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	Der	Titel	VII	der	Gewerbeordnung	sowie	die	auf	Grund	dieses	Titels	erlassenen	Vorschriften	gelten	

auch	für	Straßenbahnbetriebe.“	
88	QUELLE	
	 18.08.2006.—Artikel	1	Nr.	9	des	Gesetzes	vom	14.	August	2006	(BGBl.	I	S.	1962)	hat	die	Vorschrift	einge-

fügt.	
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5.		Richtlinie	2008/57/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	17.	 Juni	2008	über	
die	 Interoperabilität	 des	 Eisenbahnsystems	 in	 der	 Gemeinschaft	 (Neufassung)	 (ABl.	 L	 191	
vom	18.7.2008,	 S.	 1),	 die	 zuletzt	durch	die	Richtlinie	2011/18/EU	 (ABl.	 L	57	vom	2.3.2011,	
S.	21)	geändert	worden	ist.89	

	
§	66	Berichtspflicht	
Das	Bundesministerium	für	Verkehr	und	digitale	Infrastruktur	legt	bis	zum	1.	Januar	2017	dem	

Deutschen	Bundestag	einen	Bericht	darüber	vor,	ob	die	mit	dem	Gesetz	zur	Änderung	personenbe-
förderungsrechtlicher	Vorschriften	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	verfolgten	Ziele	erfüllt	
wurden	und	wie	sich	die	Marktöffnung	im	straßengebundenen	Personenfernverkehr	auswirkt,	auch	
hinsichtlich	der	Sozial-	und	Arbeitsbedingungen	für	das	Fahrpersonal.90	

																																																								
89		ÄNDERUNGEN	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	38	des	Gesetzes	vom	28.	 Juni	1990	(BGBl.	 I	 S.	1221)	hat	Abs.	3	aufgehoben.	

Abs.	3	lautete:	
	 	 „(3)	 Als	 Rechtsverordnungen	 gelten	 bis	 auf	weiteres	 fort,	 soweit	 sie	 diesem	Gesetz	 nicht	widerspre-

chen,	
1.		 die	Verordnung	über	den	Bau	und	Betrieb	der	Straßenbahnen	(BOStrab)	vom	13.	November	1937	

(Reichsgesetzbl.	I	S.	1247)	in	der	Fassung	vom	14.	August	1953	(Bundesgesetzbl.	I	S.	974),	
2.		 die	 Verordnung	 über	 die	 Bestätigung	 und	 Prüfung	 der	 Betriebsleiter	 von	 Straßenbahnbetrieben	

vom	23.	Dezember	1953	(Bundesgesetzbl.	I	S.	1590),	
3.		 die	Signalordnung	für	Straßenbahnen	vom	14.	Juni	1958	(Bundesgesetzbl.	I	S.	397),	
4.		 die	Verordnung	zur	Durchführung	der	Straßenbahn-Bau-	und	Betriebsordnung	vom	29.	März	1956	

(Bundesgesetzbl.	I	S.	250),	
5.		 die	 Verordnung	 über	 den	Betrieb	 von	Kraftfahrunternehmen	 im	Personenverkehr	 (BOKraft)	 vom	

13.	 Februar	 1939	 (Reichsgesetzbl.	 I	 S.	 231)	 in	 der	 Fassung	 vom	 7.	 Juli	 1960	 (Bundesgesetzbl.	 I		
S.	553),	

6.		 die	Vorläufige	Gebührenordnung	für	den	Gelegenheitsverkehr	vom	27.	November	1936	(Reichsge-
setzbl.	I	S.	996),	

7.		 die	 Verordnung	 über	 Einführung	 einheitlicher	 Haltestellenzeichen	 für	 Straßenbahnen	 und	 Kraft-
fahrlinien	 vom	 19.	 Juli	 1939	 (Deutscher	 Reichsanzeiger	 und	 Preußischer	 Staatsanzeiger	 Nr.	 172	
vom	28.	Juli	1939).“	

01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	23	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete;	Abs.	2	war	bloße	Änderungsvorschrift:	
„§	65	Inkrafttreten,	Aufhebung	von	Rechtsvorschriften	

(1)	Dieses	Gesetz	 tritt	 am	 ersten	Tage	 des	 auf	 die	 Verkündung	 folgenden	 dritten	Kalendermonats	 in	
Kraft.“	

	 02.09.2016.—Artikel	5	des	Gesetzes	vom	29.	August	2016	(BGBl.	I	S.	2082)	hat	Nr.	2	neu	gefasst.	Nr.	2	lau-
tete:	

„2.	Richtlinie	2001/14/EG	des	Europäischen	Parlaments	und	des	Rates	vom	26.	Februar	2001	über	die	
Zuweisung	von	Fahrwegkapazität	der	Eisenbahn	und	die	Erhebung	von	Entgelten	 für	die	Nutzung	
von	 Eisenbahninfrastruktur	 (ABl.	 L	 75	 vom	 15.3.2001,	 S.	 29),	 die	 zuletzt	 durch	 die	 Richtlinie	
2007/58/EG	(ABl.	L	315	vom	3.12.2007,	S.	44)	geändert	worden	ist;“.	

90	ÄNDERUNGEN	
	 01.10.1983.—Artikel	 1	Nr.	 7	 des	Gesetzes	 vom	25.	 Februar	 1983	 (BGBl.	 I	 S.	 196)	 hat	 in	Abs.	 2	 „Abs.	 2“	

durch	„Abs.	7“	ersetzt.	
	 01.07.1990.—Artikel	28	Nr.	39	lit.	b	des	Gesetzes	vom	28.	Juni	1990	(BGBl.	I	S.	1221)	hat	Abs.	2	aufgeho-

ben.	Abs.	2	lautete:	
	 	 „(2)	An	Stelle	der	Deutschen	Bundespost	oder	einer	zuständigen	Oberpostdirektion	 tritt	 in	Berlin	die	

Landespostdirektion	Berlin.	Die	Vorschriften	des	§	14	Abs.	1	Nr.	1	Buchstabe	c,	Nr.	2	Buchstabe	b,	Nr.	4,	
des	§	51	Abs.	7	und	des	§	56	gelten,	soweit	sie	sich	auf	die	Deutsche	Bundesbahn	beziehen,	nicht	in	Berlin.“	
01.01.2013.—Artikel	1	Nr.	24	des	Gesetzes	vom	14.	Dezember	2012	(BGBl.	I	S.	2598)	hat	die	Vorschrift	neu	
gefasst.	Die	Vorschrift	lautete:	

	 „§	66	Geltung	im	Land	Berlin	
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	 	 Dieses	Gesetz	gilt	nach	Maßgabe	des	§	13	Abs.	1	des	Dritten	Überleitungsgesetzes	vom	4.	Januar	1952	

(Bundesgesetzbl.	I	S.	1)	auch	im	Land	Berlin.	Rechtsverordnungen,	die	auf	Grund	dieses	Gesetzes	erlassen	
werden,	gelten	im	Land	Berlin	nach	§	14	des	Dritten	Überleitungsgesetzes.“	

	 08.09.2015.—Artikel	 482	 Nr.	 1	 der	 Verordnung	 vom	 31.	 August	 2015	 (BGBl.	 I	 S.	 1474)	 hat	 „	,	Bau	 und	
Stadtentwicklung“	durch	„und	digitale	Infrastruktur“	ersetzt.	


